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(Abhandlungen ä 
Führertum und Rechtspflege 


Von Landgerichtsdirektor i. R. To we, Bremen. 


Der Führergedanke in der Rechtspflege bedeutet nicht 
die Abſchaffung des Kollegialgerichts. Die Befürworter 
wollen, ſoweit nicht der Einzelrichter zur Entſcheidung 
berufen iſt, Kollegien beibehalten. In ihnen ſoll jedoch 
den Beiſitzern nur eine beratende Stimme, dem Vor⸗ 
ſitzenden allein die Entſcheidung zuſtehen. 

Will man die Richtigkeit eines neuen Grundſatzes 
beweiſen, ſo genügt es nicht, eine Reihe von Einwän⸗ 
den zu widerlegen, die dagegen vorgebracht ſind oder 
vorgebracht werden könnten. Überzeugen wird man 
erſt durch Darlegung der pofitiven Gründe, 
die die durchführung des Führer⸗ 
gedankens auch auf allen Gebieten der Rechts⸗ 
pflege als geboten erſcheinen laſſen. 


I. 


Vielfach iſt verſucht worden, unmittelbar aus den 
Bedürfniſſen der Rechtspflege, wie ſie ſich im neuen 
Staat geſtalten muß, die Notwendigkeit des Führer⸗ 
gedankens abzuleiten. Inſofern nähern ſich die Gründe 
und Gegengründe dem Rüſtzeug aus dem alten Kampfe 
um das Einzelrichtertum im Gegenſatz zum Kollegial⸗ 
gericht. Dieſer Kampf iſt nicht zu einem Abſchluß ge⸗ 
kommen. Vieles ſpricht für das Einzelrichtertum, 
Gründe von gleichem Gewicht ſtehen ihm entgegen. 
Soweit die zugunſten des Führergedan⸗ 
kens geltend gemachten Gründe über⸗ 
einſtimmen mit den früher für den Einzel⸗ 
richter vorgebrachten, wird man daher von ihnen 
eine beſondere Überzeugungskraft nicht 
erwarten können. Im übrigen handelt es ſich 
jetzt nicht um jenen alten Gegenſatz, ſondern um eine 
Neugeſtaltung des „Kollegial“gedankens. 

Im einzelnen iſt zu dieſen Begründungen folgendes 
zu ſagen. 

Ein Hauptargument wird daraus hergeleitet, daß 
der Vorſitzende als Führer die klare Verantwortung für 
den Richterſpruch übernehmen werde. An die ſtrafrecht⸗ 
liche Verantwortlichkeit gemäß § 336 StGB. iſt dabei 


offenbar nicht gedacht. Dann aber bedeutet das Wort 
nur die ſelbſtverſtändliche Verantwortug des Richters 
vor feinem Gewiſſen. Es wird alſo dem Bilde des ent— 
ſcheidenden Richters kein neuer Zug hinzugefügt, ſon⸗ 
dern nur darauf hingewieſen, daß hier ein einziger die 
Entſcheidung trifft. Daraus, daß dieſer auch die 
alleinige Verantwortung trägt, läßt ſich danach kein 
Grund dafür herleiten, daß ſolche Einrichtung beſſer iſt 
als die bisherige. 

Es wird weiter geltend gemacht, daß die Verant⸗ 
wortung geſteigert werde, und daß der führende Vor⸗ 
ſitzende im Gefühl dieſer geſteigerten Verantwortlichkeit 
ſeine ganze Kraft anſpannen, ſeine ganze Perſönlich⸗ 
keit einſetzen werde. Aber dieſes Gefühl höchſter Ver⸗ 
antwortung, die Einſetzung der ganzen Kraft und Per- 
ſönlichkeit macht ja überhaupt das Weſen des Richters 
aus. Wer zu einem ſolchen Einſatz nicht befähigt und 
bereit iſt, iſt kein wahrer Richter. Solche Eigenſchaft 
verträgt wie der Begriff der Gerechtigkeit keine Steige- 
rung. Um ſie dem Richter erſt zu geben, bedarf es nicht 
der Aufſtellung des Führergrundſatzes. 

Der behaupteten geſteigerten Verantwortug wird die 
Verantwortungsloſigkeit des anonymen Kollegialent⸗ 
ſcheids gegenübergeſtellt. Dabei wollen auch die eifrig⸗ 
ſten Verfechter des Führergedankens nicht etwa die 
öffentliche Beratung. An die Stelle der anonymen Ab⸗ 
ſtimmung würde die Anonymität der Beratung treten. 
Im übrigen iſt die Entſcheidung des einzelnen ebenſo 
wenig verantwortungslos in dem oben erörterten Sinne 
wie die Beratung, die an ihre Stelle treten würde. 

Aber, ſo meint man, das Urteil wird, wenn es auf 
einen einzelnen zurückgeht, einheitlicher, zielſicherer und 
klarer ſein, als wenn es im Wege der Abſtimmung 
gewonnen iſt. Es wird mehr „Energie und Profil“ 
bekommen. Das iſt ſtets einer der Hauptgründe der 
Vertreter des Einzelrichtergedankens geweſen. Man 
müßte dann auch jetzt den Einzelrichter verlangen. 
Denn eine Beratung wird, gerade wenn ſie gründlich 
und durchdacht iſt, nur geeignet ſein, die klare ziel⸗ 
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bewußte Willensrichtung des einzelnen erheblich zu 
beeinfluſſen. 

Bei der Frage aber, welches Verfahren das beſſere, 
der Wahrheit am nächſten kommende, der Gerechtigkeit 
am beſten dienende Urteil gewährleiſte, wird ſich ſtets 
erneut das Für und Wider erheben. Dem Gedanken 
der im Ausſpruch des Einzelrichters liegenden, von 
Seelenkenntnis und Entſchlußkraft getragenen ſchöpfe⸗ 
riſchen Tat wird man gegenüberhalten die größere Irr⸗ 
tumsmöglichkeit, die Fehler perfünlicher Eigenart, die 
ausgeglichen und abgeſchliffen werden, wenn mehrere 
ihr Wort in die Wagſchale werfen. 

Das Zahlenſpiel des $ 196 GWG. hat eine geringe 
praktiſche Bedeutung. Viele Vorſitzende werden es nie⸗ 
mäls angewendet haben. Aber man kann ſolches 
Rechenkunſtſtück ablehnen und doch der Meinung ſein, 
daß es bei Entſcheidungen über Leben und Tod, Ver⸗ 
mögen und Ehre beſſer ſei, wenn eine Mehrheit freier 
unabhängiger Männer zu gleicher Überzeugung gelangt 
ſei. Daß dabei die Entſcheidung immer eine gewiſſe 
mittlere Linie erreichen werde, iſt in dieſer Allgemein⸗ 
heit nicht einmal richtig. Das gilt beſonders für die 
Richter der neuen Zeit, die nicht minder als die nicht 
juriſtiſch vorgebildeten Beiſitzer erfüllt ſind von der 
Bedeutung ihres Spruchs für Staat und Volksganzes. 

Mit den erörterten Gedanken berührt ſich die Auf⸗ 
faſſung, daß in Zukunft das ordnende Denken die 
Hauptrolle ſpielen werde im Gegenſatz zu der über⸗ 
lebten Verſtandes⸗ und Begriffsjurisprudenz. Der 
Unterſchied zwiſchen politiſchem Handeln und Geſtal⸗ 
ten und richterlichem Erkennen müſſe zurücktreten, auch 
im Urteil des Richters ſei der Willensakt das Bedeut⸗ 
ſame. Der Wille aber ſetze eine Einzelperſönlichkeit 
voraus. Man wird dem grundſätzlich zuſtimmen. Aber 
auch beim ordnenden Denken werden ſich ſtets Wiſſen 
und Wollen, Bedachtſamkeit und Entſchluß durchringen 
müſſen. 

Das Dargelegte zeigt, daß man lediglich von den Er⸗ 
forderniſſen der Rechtspflege ausgehend die Entſchei⸗ 
dung überhaupt nicht finden wird. Den vielen Einzel⸗ 
gründen laſſen ſich immer Gegengründe von ähnlichem 
Gewicht gegenüberſtellen. 

II. 

Die Verfechter des Führergedankens pflegen aber an 
die Spitze ihrer Ausführungen eine ganz andere Be⸗ 
gründung zu ſtellen. Es wird darauf hingewieſen, daß 
im nationalſozialiſtiſchen Staat der 
Führergrundſatz das geſamte Leben 
beherrſche, er könne daher bei der Rechts⸗ 
pflege nicht haltmachen. Das iſt ein Ge⸗ 
danke von weit größerem Gewicht als jene Einzel⸗ 
erwägungen. Die Bedeutung dieſes Grundes läßt ſich 
nicht ohne weiteres beſeitigen durch die Tatſache, daß 
im politiſchen Leben Führer und Gefolgſchaft zu⸗ 
ſammengeſehen erſt den vollen Begriff des Führertums 
ergeben. Dem Führerbegriff wurde auch nicht ent⸗ 
gegenſtehen, daß der Richter als Vorſitzender an vor⸗ 
gängige Weiſungen eines oberen Führers nicht ge⸗ 
bunden iſt, noch weniger andererſeits, daß er nachträg⸗ 
lich durch eine höhere Inſtanz berichtigt werden kann. 
Auch daß er nicht ſelber zu beſtimmen hat, ob er eines 
Rats bedarf, iſt kein Gegenſatz zum Führertum. Es 
iſt ſehr wohl denkbar, daß ein Führer allgemein durch 
Geſetz angewieſen wird, vor ſeiner Entſcheidung be⸗ 
ſtimmte Ratgeber zu hören. 
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Entſcheidend ift, was Adolf Hitler in „Mein Kampf“ 


ausgeführt hat. „Der Staat muß in ſeiner Organi⸗ 


ſation, bei der kleinſten Zelle der Gemeinde angefangen 
bis zur oberſten Leitung des geſamten Reiches, das 
Perſönlichkeitsprinzip verankert haben. Es gibt keine 
Majoritätsentſcheidungen, ſondern nur verantwortliche 
Perſonen, und das Wort „Rat“ wird wieder zurück⸗ 
geführt auf ſeine urſprüngliche Bedeutung. Jedem 
Manne ſtehen wohl Berater zur Seite, allein die Ent⸗ 
ſcheidung trifft ein Mann.“ „In keiner Kammer und 
in keinem Senate findet jemals eine Abſtimmung ſtatt. 
Sie ſind Arbeitseinrichtungen und keine Abſtimmungs⸗ 
maſchinen. Das einzelne Mitglied hat beratende 
Stimme, aber niemals beſchließende. Dieſe kommt 
ausſchließlich dem jeweils dafür verantwortlichen Vor⸗ 
ſitzenden zu.“ 

Eine Übertragung dieſer für die Vertretungskörper 
des Staats geltenden Sätze auf die Rechtſprechung 
würde höchſte politiſche Bedeutung haben. Es würde 
damit ausgeſprochen, daß im Intereſſe des geſamten 
Staates die Gerichte in Einklang zu bringen ſeien mit 
den ihn tragenden Ideen. 


Einem Gedanken von ſolcher Größe gegenüber 
müſſen Einzelbedenken zurücktreten. 


Insbeſondere kann ſeine Einführung nicht an der 
Befürchtung ſcheitern, daß nicht genügend Perſönlich⸗ 
keiten vorhanden ſeien, denen man die ungeheuere Ger 
wiſſensbelaſtung der Entſcheidung aufbürden kann. 
Nicht mit Unrecht iſt eingewandt, daß, wenn es an 
ſolchen Perſönlichkeiten wirklich gebräche, die Mehr⸗ 
heitsentſcheidung für ſich allein eine gute Rechtſprechung 
auch nicht gewährleiſten würde. Auch daß bei den Bei⸗ 
ſitzern Gleichgültigkeit und Läſſigkeit an die Stelle 
lebendiger Mitarbeit treten würden, kann man als 
einen durchſchlagenden Einwand nicht gelten laſſen. 
Der deutſche Richter wird auch der entſagungsvolleren 
Aufgabe des Beraters gerecht werden. Danach iſt auch 
die Befürchtung unbegründet, daß man tüchtige Bei⸗ 
ſitzer überhaupt nicht mehr gewinnen werde. Ebenſo⸗ 
wenig wird man einwenden können, daß die nicht 
juriſtiſchen Beiſitzer das Vertrauen zur Rechtſprechung 
verlieren würden, wenn der Vorſitzende über ihre An⸗ 
ſichten hinwegzugehen in der Lage ſei. Sie werden 
ſich einer geſetzlichen Regelung einordnen wie die rich⸗ 
terlichen Beiſitzer, die vor ihnen nichts voraus haben 
werden. Im übrigen wäre es nach wie vor Sache des 
Vorſitzenden, die Gründe aller Beiſitzer eingehend zu 
würdigen, ſich mit ihnen auseinanderzuſetzen und zu 
verſuchen, eine Einigung herbeizuführen. 

Das Recht der Beratung dadurch zu einem 
qualifizierten zu machen, daß man die Leitung 
einem richterlichen Beiſitzer überträgt, 
iſt ebenſo unnötig wie unerwünſcht. Der 
Vorſitzende als Führer kann von der Beratung ſo wenig 
als von der Verhandlungsleitung ausgeſchloſſen wer⸗ 
den. Dem Führergedanken würde es auch nicht 
dienen, wenn man dem Beiſitzer das Recht 
geben wollte, ſeine abweichende Meinung zu 
den Akten zu bringen oder gar ſie öffentlich bekannt 
z u machen. 

III. 

Dem aus dem Staatsgedanken hergeleiteten Grunde 
für die Aufſtellung des Führergrundſatzes in der 
Rechtspflege läßt ſich nur ein einziger Geſichtspunkt 
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von größerer Bedeutung entgegenhalten: Das Weſen 
des Richtertums würde in ſeiner Tiefe berührt und von 
Grund auf verändert werden. Das Urrecht des Rich- 
ters war bisher das Richten, d. h. das Entſcheiden. Es 
gab, was die Tragweite der entſcheidenden Stimme 
anlangt, keinen Unterſchied zwiſchen Vorſitzendem und 
Beiſitzer, die richterliche Gewalt war ferner eine ein⸗ 
heitliche, mochte ſie im Kollegium, mochte ſie vom 
Einzelrichter ausgeübt werden. Die ſeeliſche Struktur 
des ganzen Richtertums wird eine andere werden, wenn 
ein Teil der Richter zum Entſcheiden, ein anderer zum 
Beraten berufen wird. 

Stellt man aber die beiden erörterten Geſichtspunkte 
einander gegenüber, ſo ergibt ſich die Entſcheidung, die 
unſerem Staate am beſten dient: 

Die Übernahme des Führergedankens, 
allein getragen von dem Grunde der 
Übereinffimmung mit der großen 
Staatsidee, auf die Rechtspflege. 

Das bedeutet weiter, daß es von dem Grundſatz dann 
auch in der Rechtspflege Ausnahmen nicht geben kann. 

Ihm müſſen alle Gebiete des Rechtsweſens unter⸗ 
liegen, das bürgerliche Recht fo gut wie das Straf⸗ 
recht, die ſtreitige wie die freiwillige Gerichtsbarkeit. 

Der Grundſatz muß ferner alle Abſchnitte des Ver⸗ 
fahrens und alle Entſcheidungen ergreifen, mögen ſie 
auf Grund einer mündlichen Verhandlung, einer Haupt⸗ 
verhandlung oder ohne ſolche ergehen. Beſchlüſſe und 
Urteile ſind völlig gleich zu behandeln. 

Der Führergedanke muß ferner für alle Rechtszüge 
gleichmäßig gelten. Berufs⸗ und Reviſionsentſcheidun⸗ 
gen können ebenſowenig wie Beſchwerdebeſchlüſſe aus⸗ 
genommen ſein. Was insbeſondere die Reviſionsurteile 
anlangt, ſo kann man gerade vor den führenden Ge⸗ 
richten nicht haltmachen. Das hieße in der Tat, den 
ganzen Führergedanken preisgeben. 
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Der Gedanke kann auch nicht bei irgendwelchen be⸗ 
ſonderen Arten von Gerichten ausgeſchaltet werden. 
Er muß deshalb auch bei ſolchen Anwendung finden, 
die unter Zuziehung beſonders ausgewählter ſachkun⸗ 
diger Beiſitzer beſetzt werden. Entſcheidend iſt nicht, daß 
man ihnen eine andere Stellung einräumen würde als 
allgemein den rechtsgelehrten Beiſitzern, die doch auch 
wegen ihrer beſonderen Sachkunde zur Mitwirkung be⸗ 
rufen werden. Das Weſentliche iſt auch hier, daß der 
Grund ein totaler iſt und das Rechts⸗ 
leben in ſeiner Geſamtheit erfaſſen 
muß. 

IV. 

Unmöglich könnte endlich der Grundſatz durchbrochen 
werden, wenn der Vorſitzende ſich einer geſchloſſenen 
Mehrheit gegenüberſieht. Alle Vorſchläge, die man in 
dieſer Richtung gemacht hat, ſind mit dem Führer⸗ 
gedanken unvereinbar. Danach iſt abzulehnen der Ge⸗ 
danke, daß der Vorſitzende, wenn er auf ſolchen Wider⸗ 
ſtand ſtoße, eine neue Entſcheidung ſuchen müſſe, der 
höchſtens die Hälfte der Beiſitzer widerſpreche. Das 
gleiche gilt für den Vorſchlag, daß er, falls alle Bei⸗ 
ſitzer anderer Anſicht ſind, von der Entſcheidung abzu⸗ 
ſehen habe, die dann in einem zweiten Verfahren unter 
anderer Leitung gefunden werden müſſe. Daß im übri⸗ 
gen eine ſolche Regelung praktiſch unerträglich ſein 
würde, liegt auf der Hand. Die Nötigung, eine Ver⸗ 
handlung zu wiederholen, würde geeignet ſein, die 
Sicherheit und Würde der Rechtspflege aufs äußerſte 
zu erſchüttern. Das Weſen des Führertums kann ſich 
nicht darin erſchöpfen, daß der Führer nicht genötigt 
werden kann, eine von ihm nicht gebilligte Entſchei⸗ 
dung zu verkünden. Es beſteht darin, daß er entſcheidet. 
Wollte man ihn zwingen, den Kampfplatz zu verlaſſen, 
wenn es ihm nicht gelingt, einen Beiſitzer zu über⸗ 
zeugen, ſo würde man den Führergedanken in ſein 
Gegenteil verkehren. 


Der Deutſche Richter im Rahmen des XI. Internationalen Strafrechts⸗ 


und Gefängniskongreſſes 
Von Dr. Waldmann, Leiter der wiſſenſchaftlichen Abteilung des BRS. 


Der XI. Internationale Strafrechts⸗ 
und Gefängniskongreß hat überraſchend große 
Beachtung gefunden und hat im ſtärkſten Umfange dazu 
beigetragen, die Gedanken der deutſchen Rechtspolitik 
auch international zur Geltung zu bringen. Die Gaue 
des BNSDI. und die Gaurechtsämter der Bewegung 
haben zum Teil ſehr gute Vorarbeit geleiſtet und die 
in Frage kommenden Rechtsgebiete umfaſſend vor⸗ 
geklärt. Hier intereſſieren beſonders 
die Fragen, die ſich mit dem Richter 
befaſſen. 1 


In dieſer Richtung liegt die erſte Frage der erſten 
Sektion. Sie lautet: 
„Welche Befugniſſe ſind dem Strafrichter beim 
Vollzug der Strafe einzuräumen?“ 
Die Berichte aus Oſterreich, Rumänien, Norwegen, 
England, Frankreich, Ungarn, Belgien, Bulgarien, 
Spanien und Holland gaben Kunde von der außer⸗ 


ordentlichen Verſchiedenheit der Stellung des Richters 
bei der Strafvollſtreckung. 


In Oſterreich obliegt die Strafvollſtreckung bei 
Strafe unter einem Jahr dem Vorſitzenden des Gerichts 
I. Inſtanz oder dem Vorſitzenden des Diſtriktsgerichts, 
im übrigen der Staatsanwaltſchaft. Die Gerichts⸗ 
vorſitzenden ſind hinſichtlich der Strafvollſtreckung Ver⸗ 
waltungsorgane, die dem Juſtizminiſterium unterſtellt 
find. Soweit den Gerichtsvorſitzenden die Strafvoll⸗ 
ſtreckung obliegt, leiten ſie auch die betreffenden Ge⸗ 
richtsgefängniſſe. Strafen, die ein Jahr überſchreiten, 
werden in Spezialanſtalten vollſtreckt, die von einem 
eigenen (dem Juſtizminiſter unterſtellten) Direktor ge⸗ 
leitet werden. Über bedingte Entlaſſung, ihren Wider⸗ 
ruf, Strafaufſchub und Unterbrechung entſcheidet das 
Gericht I. Inſtanz. 

In Italien erfolgt die Vollſtreckung in Ge⸗ 
fangenenanſtalten unter Leitung eines beſonderen 
Direktors. Er wird überwacht von dem ſogenannten 
Überwachungsrichter. Dieſer überprüft die Geſetzmäßig⸗ 
keit der Strafvollſtreckung, entſcheidet bei Gefängnis⸗ 


wechſel und berät bei bedingter Entlaſſung und in 
Gnadenſachen. 
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In Rumänien hat der Richter nur fehr ſchwache 
Kontrollrechte über Gefängniſſe. Allgemein haben ſich 
die Gefängniſſe zu immer größerer Selbſtändigkeit 
gegenüber den Gerichten entwickelt. Ebenſo wie in 
Frankreich entſcheiden die rumäniſchen Gerichte heute 
nur noch über Strafberechnung, Strafzuſammenziehung, 
Verjährung, Amneſtie, Nichtigkeit von Urteilen, die ohne 
Zuziehung des Angeklagten verkündet worden ſind. Das 
Gefängnisperſonal iſt vielfach ſchlecht ausgebildet. Der 
Entwurf eines rumäniſchen Strafgeſetzbuches ſieht vor, 
daß bei jedem Gefängnis und jeder Korrektionsanſtalt 
eine Überwachungskommiſſion gebildet wird, die aus 
dem Staatsanwalt, dem Gefängnisdirektor, dem 
Pfarrer, einem Lehrer und einem Delegierten der Ger 
ſellſchaft für Entlaſſenenfürſorge beſteht. 

In Norwegen beſteht ſeit langem für die 
„landsfegsler“ (Zentralgefängniſſe für Strafen von 
mehr als 6 Monaten) ein „Überwachungsrat“ aus 
einem Richter, einem Vertreter der Staatsanwaltſchaft 
und zwei Bürgern (oder Bürgerinnen für das Frauen⸗ 
gefängnis). Bei den Diſtriktsgerichten beſtehen eben⸗ 
ſolche Kommiſſionen; ſie brauchen aber kein richter⸗ 
liches Mitglied zu haben. Die Kommiſſionen haben 
die Geſetzmäßigkeit der Strafvollſtreckung zu über⸗ 
wachen. Bei Beanſtandungen wenden ſie ſich zweck— 
mäßig zunächſt an den Gefängnisdirektor und erſt bei 
Mißerfolg an die Gefängnisverwaltung. 


In England ſind die meiſten Gerichte der unteren 
Strafgerichtsbarkeit reine Laiengerichte, die mit dem 
Strafvollzug nicht vertraut ſind. Bei Delikten mittlerer 
Schwere findet nach der Entlaſſung aus dem Gefängnis 
eine obligatoriſche Überwachung unter der Kontrolle des 
Gerichts, das die Strafe ausgeſprochen hat, ſtatt. Die 
Strafe kann dann mit Rückſicht auf die Überwachung 
verkürzt werden. Für die Ausübung der Überwachung 
ſind überall geeignete Vertrauensperſonen zu beſtellen, 
denen die früheren Gefangenen anvertraut werden. Zahl 
und Auswahl dieſer Vertrauensperſonen ſind in Eng⸗ 
land bisher ungenügend. 


In Frankreich iſt man beſtrebt, die Gefängniſſe, 
die bisher dem Innenminiſter unterſtellt ſind, in die 
Juſtiz einzugliedern. Gegen die Übertragung der be⸗ 
dingten Entlaſſung auf den Richter (wie ſie der Vor⸗ 
entwurf des Code penale vorſchlägt) hat ſich die 
Sektion für Geſetzgebung in der Gefängnisgeſellſchaft, 
Société des Prisons, ausgeſprochen. 


In Ungarn gibt die Strafvollzugsordnung von 
1896 die Strafvollſtreckung dem Diſtriktsrichter für alle 
von ihm ausgeſprochenen Strafen. Die ungariſchen 
Jugendgefängniſſe und Beſſerungsanſtalten unterſtehen 
einer Spezialabteilung des Juſtizminiſteriums. Das 
Jugendgerichtsgeſetz von 1913 gibt dem Richter ein 
unmittelbares Auskunftsrecht gegenüber der Gefängnis⸗ 
verwaltung. Über Abkürzung oder Verlängerung von 
unbeſtimmten Strafen und von Maßregeln der Siche⸗ 
rung, über vorläufige (bedingte) Entlaſſung (ein⸗ 
ſchließlich Widerruf), über Bewährungsfriſt (ein⸗ 
ſchließlich Widerruf) und Straferlaß entſcheidet der 
Juſtizminiſter. 5 

In Belgien obliegt die bedingte Entlaſſung der 
Strafanſtaltsverwaltung, bei Jugendlichen dagegen dem 
Jugendrichter, der überhaupt die Strafvollſtreckung 
leitet. Die Internierung anormaler Verbrecher obliegt 
einem gemiſchten Verwaltungskörper. 


Abhandlungen 


Heft 8/9 1935 


In Spanien ſieht Art. 5 des fpanifchen Geſetzes 
über die Vagabunden und „rödeurs“ vom 4. Auguſt 
1933 der Dauer nach unbeſtimmte Sicherungsmaß⸗ 
nahmen vor; der Richter entſcheidet über Aufhebung 
und Erſatz durch anderen Maßnahmen. 

In Holland ſteht dem Strafrichter im allge⸗ 
meinen keine Einwirkung auf den Strafvollzug zu, 
außer bei Jugendlichen. Der Strafrichter hat jedoch im 
Rahmen des Strafvollzuges folgende Befugniſſe: er 
entſcheidet über die Bewährungsfriſt, die Verbringung 
Jugendlicher in Anſtalten für Jugendliche, über Voll⸗ 
ſtreckungsaufſchub, wenn ein Verurteilter geiſteskrank 
wird, über die Herabſetzung einer Geldſtrafe, wenn die 
Vermögensverhältniſſe des Verurteilten ſich grundlegend 
verſchlechtern. Die bedingte Entlaſſung obliegt aus⸗ 
Taler dem Vuſtizmiiſſterium. Vorausſetzung it 
im allgemeinen Verbüßung von zwei Drittel der Strafe. 
Ebenſo entſcheidet das Juſtizminiſterium über den be⸗ 
dingten Strafaufſchub (bei Jugendlichen nach voran⸗ 
gegangener Fürſorgeerziehung). Begnadigung iſt Vor⸗ 
recht der Königin; das erkennende Gericht wird jedoch 
vorher gehört. An Sicherungsmaßnahmen ſtehen dem 
Richter zu die Entſcheidung über die Dauer der Siche⸗ 
rungsmaßnahmen (auf die Strafvollſtreckung hat er 
dagegen keinen Einfluß), ferner die Entſcheidung über 
Unterſtellung eines Jugendlichen unter „Familien⸗ 
ſchutz“, ferner die Überweifung von Berufs⸗ und Ge⸗ 
wohnheitsverbrechern an die Behörde zwecks Unter⸗ 
bringung in einem Überwachungsinſtitut („Bewarings- 
gesticht‘‘) für fünf bis zehn Jahre. 

Die Sektion, die unter Prof. Pella (Rumänien) 
tagte, hat unter Beteiligung der Delegierten von 
Griechenland, Rumänien, Jugoſlawien, Deutſchland, 
Belgien, Frankreich, Polen, Italien, Braſilien, Iran, 
China und Agypten folgende Entſchließung einſtimmig 
angenommen: 

1. Im Intereſſe einer zweckmäßigen Gegenwehr der 
Geſellſchaft gegen das Verbrechertum iſt es 
wünſchenswert, die wichtigen Entſcheidungen über 
den Vollzug der Freiheitsſtrafen entweder dem 
Richter, dem Staatsanwalt oder einer gemiſchten 
Kommiſſion unter dem Vorſitze eines Richters oder 
Staatsanwalts ohne Vorbehalt anzuvertrauen. 

2. Es iſt wünſchenswert, Organiſationsformen zu 
ſchaffen, die es ermöglichen, den Wirkungsbereich 
des Richters oder Staatsanwalts zu erweitern. 
Dieſe Erweiterung hätte ßch auf die Leitung und 
Kontrolle der Überwachungsmaßnahmen bezüglich 
der mit Bewährungsfriſt Verurteilten zu erſtrecken. 

3. Die Spezialiſierung der Strafrichter und Staats⸗ 
anwälte iſt wünſchenswert. Um das Intereſſe der 
Staatsanwälte und Strafrichter für kriminologiſche 
und Strafvollzugsfragen zu erhöhen, iſt es 
wünſchenswert, dieſen zu erlauben, die Straf⸗ 
anſtalten zu beſuchen und, ſoweit es möglich iſt, 
ſie dort während ihrer Studienzeit zu beſchäftigen. 


Über die Frage 2 der I. Sektion (Welche Maßnahmen 
ſind zu empfehlen, um die ſogenannten „Monſtre⸗ 
prozeſſe“ abkürzen zu können?) iſt ausführlich im Mit⸗ 
teilungsblatt des „Deutſchen Rechts“, Heft 17/18, be⸗ 
richtet worden. Von Bedeutung iſt hier die freie 
Stellung, die der Richter im Strafprozeß verfahren über⸗ 
haupt ſowohl in bezug auf die Lenkung der Haupt⸗ 
verhandlung wie auch in bezug auf die Feſtſetzung des 
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Maßes der Beweismittel und den Einfluß auf die 
Geſtaltung des Plädoyers bekommen ſoll. 


II. 

Einen bedeutenden rechtspolitiſchen Gehalt haben die 
folgenden Fragen, bei denen aber eine beſondere Aus⸗ 
richtung auf den Richter nicht ſtattgefunden hat: 

2) Soll eine Milderung in der Strafgeſetzgebung 
auf bereits rechtskräftige Entſcheidungen Einfluß 
haben? 

Welcher Einfluß kann einer Anderung der 
Geſetzgebung über den Strafvollzug auf Strafen, 
die vor dieſer Anderung endgültig ausgeſprochen 
ſind oder deren Vollzug bereits begonnen hatte, 
eingeräumt werden? 

b) Sind die Methoden, die im Strafvollzug mit dem 
Ziele der Erziehung und Beſſerung der Verbrecher 
angewandt werden (ſtarke Humaniſierung des Voll⸗ 
zuges, weitgehende Vergünſtigungen, beträchtliche 
Lockerungen des Strafzwanges im Strafvollzug in 
Stufen), geeignet, den gewünſchten Erfolg herbei⸗ 
zuführen? Iſt die Auffaſſung, auf der dieſe Be⸗ 
ſtrebungen beruhen, überhaupt zutreffend? 

c) Welchen Einfluß hat Arbeitsloſigkeit in Induſtrie 
und Landwirtſchaft in Kriſenzeiten auf die Ge⸗ 
fangenenarbeit, und durch welche Maßnahmen 
können die ſich daraus ergebenden ſchädlichen 
Folgen vermieden oder abgeſchwächt werden? 

Muß bei Feſtſetzung der Lebensbedingungen des 
Gefangenen den Lebensbedingungen der freien 
Bevölkerung im allgemeinen Rechnung getragen 
werden? 

d) Wie müſſen ſich der Vollzug der Freiheitsſtrafen 
und der Vollzug von Sicherungsmaßregeln, die 
mit Freiheitsentziehung verbunden ſind, unter⸗ 
ſcheiden? 

Iſt das Stufenſyſtem auch für den Vollzug der 
Sicherungsmaßregeln in Betracht zu ziehen? 


III. 


Dagegen hat das allgemeine Vertrauen, 
das die unabhängigen Richter ger 
nießen, ſich bei der folgenden Frage 
deutlich erwieſen: 

„In welchen Fällen und nach welchen Grund⸗ 
ſätzen empfiehlt ſich im modernen Strafſyſtem die 
Anwendung der Steriliſation durch Kaſtration oder 
durch Vaſectomie oder Salpingectomie?“ 

Bekanntlich endete die Arbeit der Sektion III, die 
unter dem Vorſitz des Prof. Dr. Delaquis 
(Schweiz) tagte, in dieſer Frage mit folgender Ent⸗ 
ſchließung, die ein ſtimmig angenommen wurde: 

1. Es iſt angebracht, in den geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
gen genau zu unterſcheiden zwiſchen den Ausdrücken 
Steriliſation und Kaſtration, welche Operationen 
verſchiedenen Weſens, verſchiedener Art und ver⸗ 
ſchiedener Wirkung betreffen. 

2. Die günſtigen präventiv⸗therapeutiſchen Ergeb⸗ 
niſſe der Kaſtration bei ſexuellen Störungen in 
Fällen mit Hang zur Kriminalität müſſen alle 
Staaten dazu veranlaſſen, ihre Geſetze entſprechend 
zu ändern oder zu ergänzen, um die Durchführung 
dieſer Operationen auf Antrag des Betreffenden 
oder mit ſeiner Zuſtimmung zu ſichern, um den 
Betroffenen von einem entarteten Geſchlechtstrieb 
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zu befreien, der die Begehung ſexueller Verbrechen 
befürchten läßt. 

3. Das gleiche gilt für die Steriliſation aus geſund⸗ 
heitlichen oder eugeniſchen Gründen bei Vorliegen 
der Zuſtimmung der zu operierenden Perſon. 

4. Zwangs weiſe Kaſtration kann den anderen ſichern⸗ 
den Maßnahmen gleichgeſtellt werden, die durch die 
beſtehende Geſetzgebung vorgeſchrieben ſind. 

Zwangsweiſe Steriliſation aus eugeniſchen 
Gründen iſt eine empfehlenswerte Präventivmaß⸗ 
nahme, da ſie die Zahl der Minderwertigen, aus 
denen ſich die Kriminellen erheblich rekrutieren, für 
die Zukunft vermindern würde. 

5. Die Sicherungsmaßregeln der Steriliſation aus 
geſundheitlichen oder eugeniſchen Gründen und der 
Kaſtration gefährlicher oder rückfälliger Sittlich⸗ 
keitsverbrecher ſind zweckmäßig unter der Bedin⸗ 
gung, daß ſie durch ernſtliche Garantien gerecht⸗ 
fertigt ſind. 

6. Für die Steriliſation der Verbrecher ſind ab⸗ 
weichende Prinzipien von jenen, welche die Steri⸗ 
liſation anderer Perſonen aus geſundheitlichen 
oder eugeniſchen Gründen vorſehen, nicht zu recht⸗ 
fertigen. 

7. Die nationalen Geſetzgebungen werden unter allen 
Geſichtspunkten garantieren müſſen, daß die 
zwangsweiſe Kaſtration und Steriliſation nur mit 
äußerſter Vorſicht vorgenommen werden und gemäß 
einem ordentlichen Verfahren, welches eine gründ⸗ 
liche Prüfung des Falles durch ein Kollegium von 
Juriſten und Medizinern vorſieht. 


Es beſtand kein Zweifel darüber, daß der Punkt 7 
ganz beſonders das Vertrauen der Verſammlung zu der 
richterlichen Nachprüfung und Mitentſcheidung be⸗ 
deutete. = 


Die nächſte Frage befaßte ſich mit dem Problem, ob 
es wünſchenswert ſei, in die Strafgeſetzgebung Vor⸗ 
ſchriften einzuführen, die dem Richter die Befugnis 
geben, Perſonen, die wegen eines mit ihrem Beruf zu⸗ 
ſammenhängenden Verbrechens verurteilt werden, die 
Ausübung dieſes Berufes zu verbieten. 

Der Generalberichterſtatter war der Senats prä⸗ 
ſident am Kammergericht Fritz Grau 
(Reichs juſtizminiſterium). In der Diskuſſion nahmen 
Griechenland, die Tſchechoſlowakei, Iran, Spanien und 
Deutſchland das Wort. Die Entſchließung lautete: 

1. Beſteht ein Zuſammenhang zwiſchen einem Ver⸗ 
brechen oder Vergehen und dem vom Täter aus⸗ 
geübten Beruf oder Gewerbe, ſo kann das Gericht, 
das die Straftat aburteilt, gegen den Täter ein 
Berufsverbot ausſprechen. 

2. Vorausſetzung für dieſes Berufsverbot iſt, daß 
a) die Straftat unter Mißbrauch des Berufs oder 

Gewerbes oder unter grober Verletzung der dem 
Täter kraft feines Berufs oder Gewerbes ob⸗ 
liegenden Pflichten begangen iſt; 
b) daß es ſich um eine ſchwere Straftat handelt; 
c) daß das Berufsverbot notwendig iſt, um die 
Allgemeinheit vor weiterer Gefährdung zu 
ſchützen. 

3. Die Folge des Berufsverbots iſt, daß der Ver⸗ 
urteilte ſeinen Beruf oder ſein Gewerbe nicht für 
ſich ſelbſt oder für einen anderen ausüben darf. Er 


darf den Beruf oder das Gewerbe auch nicht durch 
eine von ſeinen Weiſungen abhängige Perſon aus⸗ 
üben laſſen. 

Das Berufsverbot iſt zeitlich beſchränkt und be⸗ 
trägt höchſtens fünf Jahre. 

5. Die rechtliche Natur des Berufsverbots iſt die einer 
Sicherungsmaßnahme. 

Zur Durchſetzung des Berufsverbotes bedarf es 
eines beſonderen Straftatbeſtandes, der Zuwider⸗ 
handlungen gegen das Verbot mit Gefängnis, 
Haft oder Geldſtrafe bedroht. Daneben muß eine 
polizeiliche Kontrolle der Einhaltung des Verbots 
ermöglicht werden. 
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V. 

Weniger intereſſiert hier die Stellungnahme des Kon⸗ 
greſſes zu der Schaffung von Entlaſſenen⸗ 
heimen. 

Stärkſtens dagegen waren die Fragen der IV. Sek⸗ 
tion von Bedeutung für den Richter. Dieſe Sektion 
tagte unter dem Vorſitz des Prof. Graf Eonti-Sini- 
baldi (Italien) und hatte folgende Frage zu beant⸗ 
worten: g 

„Soll den Jugendgerichten die Befugnis gegeben 
werden, Maßnahmen nicht allein gegen Kinder 
und Jugendliche, die auf Abwege geraten ſind, 
ſondern auch gegen Kinder und Jugend- 
liche, die ſittlich gefährdet ſind, zu 
treffen? 

Sollen die Jugendgerichte auch darüber entſchei⸗ 
den, ob unwürdigen Eltern die elterliche Gewalt 
zu entziehen iſt?“ 

Die Generalberichterſtatterin war Frau Romni⸗ 
ciano (Rumänien). Zu den Vorſchlägen nahmen 
Stellung Delegierte aus Italien, Portugal, Holland, 
Amerika, Deutſchland und England. Die einſtimmig 
angenommene Entſchließung lautete: 

Es wäre wünſchenswert, den Jugendgerichten die Be⸗ 
fugnis zu geben, Maßnahmen ſowohl gegenüber 
moraliſch gefährdeten Jugendlichen als auch gegenüber 
auf Abwege geratenen und ſtraffälligen Jugendlichen 
zu treffen. 

Beſondere Organiſationen für ſoziale Fürſorge follen 
überall in jedem Staat mit dieſen Gerichten eng zu⸗ 
ſammenarbeiten. 

Es wäre wünſchenswert, dieſen Gerichten die Befug⸗ 
nis zu geben, über die Aberkennung oder Abnahme der 
elterlichen Gewalt oder der vormundſchaftlichen Befug⸗ 
niſſe unwürdiger oder unfähiger Eltern oder Vormünder 
zu entſcheiden. 

Bei dieſer Sektion wurde voller Wert darauf gelegt, 
die deutſche Jugenderziehung und das Zuſammenarbei⸗ 
ten der deutſchen Jugendgerichte mit ihr darzulegen. Die 
Rechtsauffaſſung Deutſchlands von der Möglichkeit 
einer öffentlichen Treuhanderziehung wurde allgemein 
als richtig anerkannt. Für die deutſchen Delegierten 
war in dieſem Punkte auch noch von großem Vorteil, 
daß die Arbeitsausſchüſſe für das Jugendrecht in den 
meiſten Gauen bereits zu einläßlichen Stellungnahmen 
gelangt waren. Bei dieſen Stellungnahmen ſind vor 
allem auch die Jugendrichter und die Gebietsführer der 
Hitlerjugend weitgehend beteiligt. 

VI. 

Die letzte Frage, die erörtert wurde, läßt nicht er⸗ 

kennen, wie ſtark die Einſchaltung der Rich⸗ 
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ter bei der Fürſorge für entlaffene 
jugendliche Gefangene diskutiert wurde. Die 
Frage lautet: 

„Wie kann man am beſten Jugendlichen und 
Halberwachſenen, die auf gerichtliche Anordnung 
Schulen oder anderen Anſtalten überwieſen ſind, 
moraliſche und materielle Fürſorge bei ihrer Ent⸗ 
laſſung angedeihen laſſen, und durch wen und wie 
iſt dieſe Fürſorge auszuüben?“ 

Die Delegierten Englands, Hollands, Portugals, der 
Südafrikaniſchen Union, Deutſchlands und Belgiens 
arbeiteten zuſammen, und es wurde folgende Ent- 
ſchließung einſtimmig angenommen: 

1. Die Fürforge wird am beſten durch amtliche und 
freiwillige Zuſammenarbeit gewährleiſtet und ſoll 
ſchon während der Anſtaltszeit der Jugendlichen 
und Halberwachſenen vorbereitet werden. 

2. Überall, wo dies möglich iſt, ſollen die Beamten 

der Anſtalt ſelbſt die Fürſorge in die Hand 
nehmen; da, wo dies nicht möglich iſt, ſoll eine be⸗ 
ſondere amtliche Organiſation oder eine andere 
ſchon beſtehende Organiſation der allgemeinen 
Jugendhilfe wirken, welche die Dienſte freiwilliger 
Mitarbeiter in Anſpruch nehmen ſoll. 
Eine Probezeit iſt unbedingt notwendig. Es wäre 
zweckmäßig, entweder das Syſtem der Unterbrin⸗ 
gung in halboffenen Heimen oder die probeweiſe 
Entlaſſung mit der Möglichkeit einer Rückkehr in 
die Anſtalt oder beide, je nach der Beſonderheit des 
Falles, anzuwenden. Die Probezeit ſoll jeden 
Augenblick abgebrochen werden können. 

4. Der Mitarbeiter müßte mehr „Helfer“ als „Auf⸗ 
ſeher“ ſein; er ſoll von ſich aus handeln und nicht 
warten, bis man ihn um Rat fragt. Insbeſondere 
fol er die Lebens- und Arbeitsbedingungen feiner 
Schutzbefohlenen perſönlich überwachen. Er müßte 
auch Geldmittel zur Verfügung haben, um eine 
vorübergehende Unterſtützung zu gewähren. 

5. Die gewöhnlichen öffentlichen Wohlfahrtseinrich⸗ 
tungen ſollen möglichſt viel in Anſpruch genom⸗ 
men werden. 

Bei dieſer Formulierung wurde vorausgeſetzt, daß die 
Frage einer weiteren Einſchaltung der Richter in die 
Arbeit der Fürſorgeanſtalten gegebenenfalls auf dem 
nächſten Kongreß noch einmal unterſucht würde. 


VI. 

Vom Standpunkt der deutſchen Richterſchaft aus hat 
der Internationale Strafrechtskongreß nicht nur um des⸗ 
willen Bedeutung, weil er beweiſt, wie hoch das An⸗ 
ſehen der Rickterſchaft in der Welt iſt, ſondern vor allem 
auch deswegen, weil er die Möglichkeit gab, darzulegen, 
wie ſtark der deutſche Richter der Hort 
der deutſken Sehnſucht nach materiel⸗ 
ler Gerechtigkeit iſt. 

Bei den ausländiſchen Richtern hat es ſichtlich Ein⸗ 
druck gemacht, als gegenüber einer Entgleiſung eines 
Pariſer Advokaten von ſeiten des BNSDS. feſtgeſtellt 
wurde, daß die Konzentrationslager nicht der Befriedi⸗ 
gung von Rachegelüſten dienten, und daß auch jeder 
deutſche Richter als Ehrenmann es ablehnen würde, 
ſich als Büttel der Rache mißbrauchen zu laſſen. 

Daß der Schrei nach dem Richter in Deutſchland nicht 
mehr ſo groß zu ſein braucht, wie in Gebieten, in denen 
der Strafvollzug von nicht genügend vorgebildeten Per⸗ 
ſonen vorgenommen wird, iſt wohl ſelbſtverſtändlich. 


= 
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Der Kongreß gab aber auch Veranlaſſung, darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß die Bewegung als Triebkraft des Volkes 
eine wirkliche Kontrolle über die Verwaltung habe, daß 
Verwaltung und Rechtſprechung von dem gleichen 
nationalſozialiſtiſchen Gedanken getragen ſei und daß 
daher der Schrei nach dem Richter weniger groß ſein 
könne als in Staaten, in denen die Gewaltenteilung 
zum Axiom wurde. Insbeſondere am letzten Tage 
konnte für dieſe Gedanken Verſtändnis errungen werden, 
nachdem die Reden der Reichsminiſter Dr. Frank 
und Dr. Goebbels klargeſtellt hatten, was national⸗ 
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ſozialiſtiſches Rechtsdenken und Gerechtigkeitswollen iſt. 
Dr. Goebbels ſagte: 
„Was dem Volke dient, das muß getan werden. 
Die Beſten des Volkes ſind dazu berufen, es zu 
tun.“ 

Ich möchte hoffen, daß der Kongreß bei allen Teil⸗ 
nehmern das Gefühl erweckt hat, daß die deutſchen Rich⸗ 
ter ihr innerſtes Streben darauf richten, zu dieſen 
Beſten zu gehören, und daß ſie darum in faſt allen 
wichtigen vom Kongreß berührten Fragen als ausſchlag⸗ 
gebend betrachtet worden ſind. 


Die Parteigerichte als Schrittmacher einer volkstümlichen Strafrechtspflege“) 


Von Dr. Werner Brinkmann, Staatsanwaltſchaftsrat in Köln. 


Die Erkenntnis der Unmöglichkeit einer Erfaſſung 
aller Tatbeſtände durch einzelne Geſetzesnormen legt 
zunächſt den Gedanken nahe, ganz von der Aufſtellung 
von Einzelſtrafbeſtimmungen abzuſehen und in wenigen 
allgemeinen Grundſätzen dem Richter nur die Richt⸗ 
linien zu zeigen, nach denen er einen Tatbeſtand ſtraf⸗ 
rechtlich zu erfaſſen hat. Dies gilt um ſo mehr, wenn 
das Strafrecht aufgebaut wird auf dem Gedanken des 
Schutzes der Volksgemeinſchaft (Amtliche Strafrechts⸗ 
kommiſſion) oder der völkiſchen Treuepflicht (Leitſätze 
des Reichsrechtsamts). Mit Recht weiſt Reinhard 
Höhn (Deutſches Recht Nr. 10 S. 267) darauf hin, 
daß mit der formalen Erfüllung oder Nichterfüllung 
von Tatbeſtänden nicht feſtſtellbar iſt, ob ein gemein⸗ 
ſchaftswidriges Verhalten vorliegt und daß ferner in 
der Ehrengerichtsbarkeit keine Tatbeſtände darüber auf⸗ 
geſtellt werden können, in welchen Handlungen die 
Ehrverletzung ſich äußert. Dementſprechend ſtellt auch 
die Ehrengerichtsbarkeit der NSDAP. wenige Leitſätze 
auf, durch welche in praktiſcher Rechtsauslegung alle 
Verſtöße gegen Parteigrundſätze erfaßt werden. In 
folgenden ſechs kurzen Sätzen iſt der geſamte Ehren⸗ 
kodex zuſammengefaßt: Mitglieder werden mit Ver⸗ 
weis, Verwarnung oder Ausſchluß aus der Partei 
beſtraft: 

1. wenn ſie ehrenrührige Handlungen begehen oder 
vor der Aufnahme in die NSDAP. begangen 
haben, 

2. wenn fie den Beſtrebungen der NSDAP. zuwider⸗ 
handeln, 

3. wenn ſie durch ihr ſittliches Verhalten Anſtoß er⸗ 
regen und dadurch die Partei ſchädigen, 

4. wenn ſie innerhalb ihrer politiſchen Gemeinſchaft 
wiederholt Anlaß zu Streit und Zwiſt gegeben 
haben, 

5. wenn ſie trotz Aufforderung mit ihren Beitrags⸗ 
zahlungen drei Monate in Verzug geblieben ſind, 

6. wenn ſie Intereſſenloſigkeit zeigen. 

Die Auslegungsmöglichkeit dieſer Grundſätze gibt die 
Handhabe zu einer wahrhaft volkstümlichen Recht⸗ 
ſprechung und zur Erfaſſung auch der Handlungen, für 
welche die Maſchen der Strafgeſetze zu groß ſind, die 
aber nach geſunder Volksanſchauung Strafe verdienen. 


*) Die hier erörterten Vorſchläge der amtlichen Straf⸗ 
rechtskommiſſion ſind während der Drudlegung es das 
Geſetz vom 28. Juni 1935 in das Strafgeſetzbuch übernommen. 
Die Ausführungen haben dadurch an Bedeutung noch ge- 
wonnen. 


Hierzu mögen zwei Beiſpiele angeführt werden: Ein 
Kaufmann glaubte von einem Juden bei einem Handels- 
geſchäft im Jahre 1924 übervorteilt worden zu ſein. 
Er erſtattete mehrere Anzeigen gegen ihn wegen Betrugs. 
Die Verfahren wurden aber ſämtlich mangels Beweiſes 
eingeſtellt. Nachdem im Jahre 1927 von den Vertrags⸗ 
gegnern über die erhobenen Anſprüche ein Vergleich 
abgeſchloſſen war, ſtellte der Kaufmann zunächſt keine 
weiteren Anſprüche mehr an den jüdiſchen Kontrahenten. 
Erſt nach der Machtübernahme im Jahre 1933 beſann 
er ſich darauf, daß jetzt wohl mit Gewalt etwas bei dem 
Juden zu holen ſei, ging in Begleitung von SA⸗Leuten 
hin, hielt ihm ſeine Sünden vor, redete dabei von Kor⸗ 
ruption und Konzentrationslager und erreichte durch 
dieſen Auftritt, daß der Jude „vergleichsweiſe“ ihm 
eine ſehr ſtattliche Summe in bar und in Sicherheiten 
übertrug. Auf die Anklage wegen Erpreſſung wurde 
die Eröffnung des Hauptverfahrens mit der Begrün⸗ 
dung abgelehnt, daß der Tatbeſtand der Erpreſſung in 
ſubjektiver Hinſicht nicht erfüllt ſei, da der Angeſchul⸗ 
digte unwiderlegt an die Rechtmäßigkeit der von ihm 
erhobenen Anſprüche geglaubt habe; auch ſei eine Nöti⸗ 
gung nicht gegeben, da der Angeſchuldigte weder mit 
einem Verbrechen noch mit einem Vergehen gedroht habe. 
Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die geſunde 
Volksanſchauung ein derartiges erpreſſeriſches Vorgehen 
als ſtrafwürdig anſieht ohne Rückſicht auf die genannten 
juriſtiſchen Bedenken. Dementſprechend wurde die 
Handlungsweiſe vom Parteigericht als Zuwiderhand⸗ 
lung gegen die Beſtrebungen der NSDAP. angeſehen 
und durch Ausſchluß aus der Partei beſtraft mit der 
Begründung, daß ſolche Sonderaktionen ausdrücklich 
vom Führer unterſagt ſind, weil ſie den Rechtsfrieden 
gefährden und weiterhin der Volksgemeinſchaft ſchaden, 
da ſie geeignet ſind, der ausländiſchen Greuelpreſſe 
Material zu liefern. Von dem Ausgangspunkt des 
Schutzes der Volksgemeinſchaft her kommt man hier alſo 
zu dem allein einem geſunden Empfinden entſprechenden 
Ergebnis. 


Das zweite Beiſpiel betrifft einen Fall der Zu⸗ 
hälterei. Ein Arbeitsloſer hatte mit mehreren Dirnen 
nacheinander zuſammengelebt. Er wurde von der An⸗ 
klage der Zuhälterei freigeſprochen, weil er nachweiſen 
konnte, daß er erhebliche Geldmittel zur Verfügung 
hatte und daher nicht darauf angewieſen war, vom 
Dirnenlohn zu leben. Bei etwas kritiſcherer Beurteilung 
hätte das Gericht wohl weiter den Nachweis vom An⸗ 
geklagten verlangen können, daß er auch wirklich von 
ſeinen Geldmitteln gelebt hat, denn durch das fort⸗ 
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geſetzte Leben mit Dirnen hat der Angeklagte doch wohl 
zunächſt einmal ſich in den dringenden Verdacht ge⸗ 
bracht, daß er von ihrem Einkommen lebte, ſodaß er 
ſich von dieſem Verdacht hätte reinigen müſſen. Be⸗ 
zeichnend iſt, daß dieſer Zuhälter vor dem Parteigericht 
für die Zeit, in welcher er nach ſeiner Behauptung er⸗ 
hebliche Geldmittel beſaß, geltend machte, daß er von 
einer geringen Wohlfahrtsunterſtützung gelebt habe, ſo 
daß er nicht in der Lage geweſen ſei, die Beiträge für 
die Partei zu zahlen. Weiter ſtellte ſich heraus, daß die 
Zeugen, die feine gute Vermögenslage im Straf— 
verfahren bezeugt hatten, Dirnen waren, mit denen er 
jetzt zuſammenlebt. Das Parteigericht ſtellte ſich auf 
den Standpunkt, daß ein Mann, der berufs- und er⸗ 
werblos iſt und dauernd mit Dirnen zuſammenlebt, 
durch ſein ſittliches Verhalten ſich außerhalb der Ge⸗ 
meinſchaft anſtändiger Volksgenoſſen ſtellt und daher 
nicht in die Partei gehört — ohne Rückſicht darauf, ob 
nun mit Sicherheit nachgewieſen werden konnte, daß 
er vom Dirnenlohn gelebt hatte. Zu dieſem allein 
richtigen Ergebnis kann der Richter nicht gelangen, 
wenn er einen feſtbegrenzten geſetzlichen Tatbeſtand in 
ſeinen einzelnen Merkmalen feſtſtellen muß, ſondern 
nur, wenn er die Perſönlichkeit des Täters auf ſein Ver⸗ 
halten im Rahmen der Volksgemeinſchaft prüft und 
feine Handlung an dem Maßſtab der völkiſchen Sitten⸗ 
ordnung mißt. 


Die Frage, ob die in der Ehrengerichtsbarkeit an⸗ 
gebrachte Beſchränkung auf wenige Generaltatbeſtände 
ohne weiteres auch auf das gerichtliche Strafverfahren 
übernommen werden kann, muß jedoch verneint werden. 
Der Ehrengerichtsbarkeit iſt nur ein Teil des ganzen 
Volkes, die Mitglieder der NSDAP., unterworfen, die 
unter ſich nach völlig einheitlichen weltanſchaulichen 
Richtlinien ausgerichtet ſind. Zu Parteirichtern werden 
nur Männer berufen, die ſchon viele Jahre national⸗ 
ſozialiſtiſches Gedankengut propagiert haben, bei denen 
alſo die Gewähr beſteht, daß ſie die wenigen allgemeinen 
Tatbeſtände im nationalſozialiſtiſchen Sinne richtig 
auslegen. Bei der Vielgeſtaltigkeit der deutſchen 
Stämme, der Vielſeitigkeit der Anſchauungen des Volkes 
und auch der Richter iſt im Strafrecht eine bis ins ein⸗ 
zelne gehende Normierung der Tatbeſtände erforderlich, 
um die Einheitlichkeit des Rechts zu wahren. Damit 
ſoll keineswegs die Notwendigkeit der bisherigen engen 
Bindung des Richters an die Strafbeſtimmungen an⸗ 
erkannt werden. 


Einen bedeutungsvollen Schritt in der Richtung 
einer freieren Rechtſprechung hat die amtliche Straf⸗ 
rechtskommiſſion in dem zweiten Teil ihres Be⸗ 
richts getan — das lehrt uns ſchon ein Blick auf den 
ſyſtematiſchen Aufbau des ganzen. Die Kommiſſion 
hat daran feſtgehalten, beſtimmte Verbrechenstat⸗ 
beſtände aufzuſtellen, aber ſie hat gleichzeitig den 
Richter von einer zu ſtrengen Bindung an dieſe 
gelöſt. Als einzige Quelle des Rechts erkennt ſie nicht 
das Geſetz, ſondern die völkiſche Sittenordnung an. 
Das Geſetz bildet nach ihr nur eine, nicht die einzige 
Erkenntnisquelle dieſes Rechts. Sie hat für die Fälle, 
in denen ein Tatbeſtand nicht ohne weiteres die Merk⸗ 
male einer Geſetzesnorm erfüllt, eine zweite, nie ver⸗ 
ſiegende Rechtserkenntnisquelle erſchloſſen, indem der 
Richter in ſolchen Fällen weiter prüfen muß, ob die Tat 
nach geſunder Volksanſchauung Strafe verdient und ob 
der tragende Gedanke einer Strafbeſtimmung die Unter⸗ 
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laſſung einer ſolchen Handlung fordert. (Nach Freisler, 
„Aufbau des beſonderen Teils“: Es iſt feſtzuſtellen, 
ob das von der völkiſchen Sittenordnung aufgeſtellte 
Poſtulat, das der Täter verletzt hat, in einem Straf⸗ 
geſetz als tragender Rechtsgedanke ſeinen Ausdruck ge⸗ 
funden hat, und bejahendenfalls iſt weiter unter den 
geſetzlichen Tatbeſtänden derjenige auszuwählen, nach 
dem der Richter die Tat benennt und aus dem er das 
Strafmaß findet.) Auch ſind in zahlreichen Einzel⸗ 
beſtimmungen Tatbeſtandsmerkmale enthalten, die einer 
wertgebenden richterlichen Auslegung bedürfen, wie zum 
Beiſpiel geſunde Volksanſchauung, Sittenwidrigkeit, 
beſondere Verwerflichkeit der Tat, ehrenhafte Beweg⸗ 
gründe. Es wäre ſehr zu begrüßen, wenn die Kom⸗ 
miſſion in der zweiten Leſung den einzelnen Ab⸗ 
ſchnitten einen normativ geſtalteten Generaltatbeſtand 
als Dachvorſchrift für die folgenden Einzeltatbeſtände 
voranſtellen würde, weil hierdurch für die Praxis ein 
wertvoller Hinweis gegeben und für die nicht fachlich 
geſchulten Volksgenoſſen die Möglichkeit geſchaffen 
würde, den Sinn der Einzeltatbeſtände beſſer zu 
verſtehen. 


Die ſchwer verſtändliche Faſſung der Rechtsnormen 
und die überſtarke Betonung des ſogenannten „poſitiven 
Wiſſens“, der reinen Geſetzeskenntnis, hatten es mit 
ſich gebracht, daß die Rechtswiſſenſchaft ein Geheim⸗ 
wiſſen wurde, dem der nicht eingeweihte Volksgenoſſe 
häufig verſtändnislos und mißtrauiſch gegenüberſtand. 
Sollen aber demnächſt Begriffe in das Strafrecht über- 
nommen werden, deren Anwendbarkeit aus der ge⸗ 
ſunden Volksanſchauung zu ſchöpfen iſt, ſo wird hieraus 
nur dann eine volkstümliche Rechtſprechung entſpringen 
können, wenn die Richter von dem Geiſt, der das Volk 
in ſeinen beſten Kräften durchdringt, ſelbſt völlig durch⸗ 
drungen ſind. Dazu bedarf es bei denen, die die alte 
Schule der Geſetzeskenntnis und ſeiner formaliſtiſchen 
Anwendung durchgemacht haben, einer großen geiſtigen 
Umſtellung und einer bewußten dauernden Fühlung⸗ 
nahme mit den Volksgenoſſen innerhalb der Gemein⸗ 
ſchaft. Wenn jemals das Volk wieder Vertrauen zur 
Rechtſprechung gewinnen ſoll, dann muß der Richter, 
zumal wenn die völkiſche Sittenordnung die einzige 
Quelle wird, aus der er das Recht zu ſchöpfen hat, die 
Belange der Volksgemeinſchaft und die Lage des recht⸗ 
ſuchenden Volksgenoſſen zu verſtehen ſuchen. Die beſten 
Rechtsnormen werden in der Auslegung eines nur 
geſchäftsmäßig arbeitenden Richters zu Beſtimmungen, 
die nicht geeignet ſind, das Leben volksnahe zu formen. 
Wir müſſen wieder den Bauern zu verſtehen ſuchen, 
der „halsſtarrig“ auf ſeinem Recht beharrt und Grenz⸗ 
ſtreitigkeiten bis zur letzten Möglichkeit durchkämpft: 
Er kämpft häufig nicht nur um die materielle Wieder⸗ 
gutmachung, ſondern er ringt hier um ſeine Ehre, die 
er durch den Gegner verletzt glaubt. Niemals wird er 
dem Richter Vertrauen entgegenbringen, der dieſen 
Streit etwa als geringfügig anſieht oder in anderer 
Weiſe für ſeinen Kampf kein Verſtändnis zeigt. Dem 
Arbeiter, der nach der Kündigung gegen ſeinen Arbeit⸗ 
geber klagt, geht es häufig weniger um den Lohnreſt 
als um die Feſtſtellung, daß die Kündigung unberechtigt 
war, wenn er auch weiß, daß eine Fortſetzung des 
Arbeitsverhältniſſes nicht möglich oder nicht tunlich if. 
Der Angeklagte, der ſich vor Gericht verantworten muß, 
glaubt nicht mehr an ein gerechtes Urteil, wenn er 
ſieht, daß der Richter ſich in ſeine körperliche oder 


Heft 8/9 1935 


ſeeliſche Not nicht hineinverſetzen kann, oder wenn der 
Richter durch eine Bemerkung erkennen läßt, daß er 
bereits ein Vorurteil ſich gebildet hat. Die Erkenntnis, 
als Wahrer des Rechts in neuer, tief im Herzen unſeres 
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Volkes wurzelnder Weiſe dem wiedererwachten Volke 
dienen zu dürfen, wird uns mit neuer Freude an 
unſerer Arbeit und den Gerichtsſaal mit neuem Leben 
füllen. 


Können hauptamtlich tätige Amtswalter der N Sd Ap. 
und ihrer Gliederungen die Vergünſtigung der vorzeitigen Kündigung 
ihrer Mietverträge nach $ 570 BGB. wie „Beamte“ in Anſpruch nehmen? 


Von Landgerichtsrat Dr. G. Orth, Freiburg i. Br. 


Bei der Prüfung dieſer Frage iſt davon auszugehen, 
daß der geſetzgeberiſche Grund des $ 570 
BGB. die Rückſicht auf die veränderten 
Umſtände in der Perſon des Beamten 
iſt, die ihn an der Ausübung des ihm zuſtehenden Ge⸗ 
brauchsrechts verhindern und eine Befreiung von der 
Verpflichtung, den Mietzins fortzuentrichten, durch Ge⸗ 
währung eines außerordentlichen Kündigungsrechts 
angemeſſen und billig erſcheinen laſſen. Der Beamte 
fol nicht durch die vertragliche Bindung an das Miet- 
verhältnis gehindert werden, einer von der Behörde 
gewünſchten Verſetzung Folge zu leiſten oder eine ſich 
ihm bietende Gelegenheit zur Verbeſſerung ſeiner Stel⸗ 
lung zu benutzen. Das Bedürfnis des Staates und der 
ſtaatlichen Verwaltungen, dieſe im weiteſten Sinne 
genommen, fordert, daß an jeder Amtsſtelle der zur 
Beſorgung der Dienſtgeſchäfte taugliche Beamte zur 
Verfügung ſteht. Iſt eine Stelle erledigt oder wird ſie 
neu geſchaffen, ſo muß zur Beſetzung der Stelle die 
dazu geeignete Kraft, wenn ſie am ſelben Ort ſich nicht 
findet, von auswärts berufen werden. Dieſe Neu⸗ 
beſetzung bereitet aber Schwierigkeiten, wenn die dafür 
in Ausſicht genommene Perſönlichkeit durch einen Miet⸗ 
vertrag von längerer Dauer an ihrem alten Wohnſttz 
feſtgehalten wird. Welcher Art das Amt iſt 
und von welcher Stelle die Berufung 
dazu ausgeht, ift hierbei ganz gleich-⸗ 
gültig. Die Schwierigkeiten ſind dieſelben für die 
Organe der unmittelbaren Staatsverwaltung wie für 
die im mittelbaren Dienſte des Staates tätigen Kom⸗ 
munalbehörden und für die Parteidienſtſtellen der 
NSDAP.“). 


Das hatte bereits nach der Rechtsauffaſſung des 
alten Staates zu gelten und hat im neuen national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staat erſt recht unbedingt Anwendung 
zu finden. Denn dieſer neue Staat, der nichts anderes 
iſt als die organiſierte Volksgemeinſchaft, beruht auf 
dem Führerprinzip. Dem Führer und den ihm nach⸗ 
geordneten Stellen können und dürfen in keiner 
Weiſe aus irgendwelchen privatrechtlichen Bindungen 
Schwierigkeiten erwachſen, denjenigen Volksgenoſſen 
mit der Verwaltung einer Dienſtſtelle zu betrauen, der 
nach ihrem Befinden und Vertrauen dafür geeignet iſt. 


Von dieſem Geſichtspunkt aus geſehen iſt auch die 
Frage zu löſen, ob ein hauptamtlicher Amts⸗ 
walter der NSDAP. als „Beamter“ im 
Sinne des 9 570 BGB. zu betrachten iſt. 
Der Staat war nach liberaler Auffaſſung juriſtiſche 
Perſon. Aus dieſem „Eckſtein ſtaatlichen Denkens“ 
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heraus ließ ſich zwanglos die Eigenſchaft der Beamten 
als Organe dieſer juriſtiſchen Perſon, Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen als deren Willenskundgebung konſtruieren. 
Nach dem Sieg des Gemeinſchaftsgedankens über die 
individualiſtiſche Staatslehre iſt der Staat die Volks⸗ 
gemeinſchaft. Der Machtapparat des Staates dient dazu, 
den Anordnungen und Zielen des Führers 
der Volksgemeinſchaft Geltung zu 
ſchaffen. Die Stellung des Beamten gipfelt ſomit, 
das zeigt ſchon der auf die Perſon des Führers geleiſtete 
Beamteneid, in einer geſteigerten Gefolgſchaftstreue und 
der Verpflichtung, die Geſetze und Anordnungen des 
Führers zugunſten des Gemeinwohls der Gefolgſchaft 
durchzuführen. 


Man darf daher das Privileg des $ 570 BGB. 
nicht ſo ſehr von dem Standpunkt des betroffenen Be⸗ 
amten ſehen, ſondern muß es vom Blickfeld des 
Staates aus betrachten. Dieſer als die or⸗ 
ganifierte Volksgemeinſchaft ift berechtigt, ja ſogar zum 
Wohl des Ganzen unter Umſtänden verpflichtet, in die 
privatrechtliche Sphäre des einzelnen einzugreifen, wenn 
er den Beamten an einen anderen Ort oder eine andere 
Stelle verſetzt, weil dieſer nach ſeiner Perſönlichkeit 
als Führer eines Amtes in Betracht kommt. Dem Be⸗ 
amten iſt deshalb nicht um ſeiner ſelbſt willen, ſondern 
vielmehr um des Staates willen die Rechtswohltat der 
vorzeitigen Kündigung eines Mietvertrags gegeben. 


Die NSDAP. und ihre Gliederungen find die Träger 
des neuen Staates. Das Geſetz zur Sicherung der Ein⸗ 
heit von Staat und Partei vom 1. Dezember 1933 er⸗ 
klärt ausdrücklich, daß die NSDAP. eine Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts iſt. Die Partei und ihre Gliede⸗ 
rungen ſind vornehmlich und an erſter Stelle berufen, 
dem Willen des Führers in der Leitung der Gefolgſchaft 
und Volksgemeinſchaft Geltung zu verſchaffen und ihn 
durchzuſetzen. Daraus ergibt ſich, daß die Perſön⸗ 
lichkeiten, die hauptamtlich in der 
Partei und in den Gliederungen tätig 
find, in gleicher Weiſe wie die Bes 
amten im Intereſſe des Volksganzen 
eingeſetzt und auch „verſetzt“ werden müſſen. Es 
kann deshalb völlig dahingeſtellt bleiben, ob die Haupt⸗ 
amtswalter bzw. die hauptamtlich tätigen Amtsleiter 
der NSDAP. oder ihrer Gliederungen „Beamte“ im 
bisherigen Sinne des alten Staatsrechts ſind. Für die 
Beſtimmung des $ 570 BGB. ergibt ſich jedenfalls ihre 
ergänzende Anwendung auf ſie ohne weiteres. 

Es iſt abwegig, in dieſer Beziehung auf die Recht⸗ 
ſprechung der Strafgerichte zu verweiſen. Ganz ab⸗ 
geſehen davon, daß $ 359 NStGB. von Beamten 
i. S. dieſes Strafgeſetzes ſpricht, haben dabei 
andere Geſichtspunkte Platz zu greifen. Aus der Recht⸗ 
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ſprechung der Strafgerichte zum Begriff des Beamten 
iſt für den hier zu entſcheidenden Fall des $ 570 BGB. 
nichts zu entnehmen. 

Die weitere Frage, ob der $ 570 BGB. auch bei 
Neu einſtellung eines Beamten Platz greift, iſt nach 
neuerer Auffaſſung des Beamtenbegriffes zu bejahen. 
Eine ältere Entſcheidung des Kammergerichts vom 
23. März 1903) trifft nicht mehr zu. Dieſe Ent⸗ 
ſcheidung geht von der Erwägung aus, daß § 570 BGB. 
den öffentlich⸗rechtlichen Zweck hat, die beim Umzug 
eines Beamten entſtehenden Koſten, die dem Staat oder 
einer ſonſtigen öffentlich⸗rechtlichen Korporation zur Erz 
ſtattung zur Laſt fallen, zu verringern. Dieſer Zweck 
falle bei der Neueinſetzung eines Beamten weg, da 
dieſem keine Umzugskoſten vergütet würden. Nach $ 2 
des neuen Geſetzes über die Umzugskoſtenvergütung der 
Beamten vom 3. Mai 1935 (RGBl. 566) kann aber 
auch bisher nicht beamteten Perſonen, wenn ſie in plan⸗ 
mäßige Stellen eingewieſen werden, zum mindeſten 
Umzugskoſtenbeihilfe gewährt werden. Die Begründung 
des oben erwähnten Urteils des Kammergerichts iſt 
damit ohne weiteres hinfällig. Das Urteil ſteht auch 
ſonſt auf dem jetzt verlaſſenen Standpunkt, daß die 
Vorſchrift des $ 570 BGB. dazu beſtimmt ſei, das 
finanzielle Intereſſe des Staates durch Verringerung der 
Umzugskoſten zu fördern). Das vorzeitige Kündigungs⸗ 
recht iſt unabhängig davon, ob der verſetzte Beamte 
Umzugskoſten aus öffentlichen Mitteln erhält und es 
iſt nicht, wie beim Überwiegen des finanziellen Geſichts⸗ 
punktes nahegelegen hätte, als zwingende Vorſchrift, 
ſondern nur als Ergänzungsregel aufgeſtellt, ſo daß es 
von den Vertragſchließenden wegbedungen werden kann. 
Die Ergänzungsregeln greifen auch ein, wenn die 
Parteien an den durch ſie geregelten Fall nicht gedacht, 
alſo weder die Geltung der Ergänzungsregel noch das 
Gegenteil davon gewollt haben. Sie gilt nicht nur, 


2) Rechtſprechung der Oberlandesgerichte Bd. 11, S. 319. 
) Arteil des KG. vom 2. Juni 1906 in JW. 1906, S. 615. 
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wenn die Beteiligten es bei der geſetzlichen Ordnung 
belaſſen wollten, ſondern auch wenn ſie den Fall gar 
nicht erwogen haben. Die zu entſcheidende Frage, ob 
dem Mieter das Recht aus $ 570 BGB. auch zufteht, 
wenn er beim Vertragſchluß noch nicht Beamter war, 
löſt ſich hiernach in die allgemeine Frage auf, ob eine 
geſetzliche Ergänzungsregel auch dann gilt, wenn ihre 
tatſächlichen Vorausſetzungen beim Vertragſchluß noch 
nicht beſtanden oder nicht vorauszuſehen waren. Dieſe 
Frage iſt aber zu bejahen. Der Inhalt der Ergänzungs⸗ 
regel iſt nicht Vertragsinhalt, ſondern Geſchäftsinhalt. 
Es kommt nicht darauf an, ob die Parteien das, was 
die Ergänzungsregel vorſchreibt, gewollt haben oder ob 
ſie es gewollt hätten, wenn ſie die Frage in Erwägung 
gezogen hätten. Es genügt vielmehr, daß ſie nichts 
Gegenteiliges beſtimmt haben. Bei den meiſten Er⸗ 
gänzungsregeln handelt es ſich darum, zu beſtimmen, 
in welcher Weiſe ein nachträglich eintretender und nicht 
vorhergeſehener Umſtand auf ein Rechtsverhältnis ein⸗ 
wirkt. Dieſe Vorſchriften würde ihren Zweck, die 
Lücken des Vertragsrechts auszufüllen, verfehlen, wenn 
man fie in allen Fällen ausſchalten wollte, wo die tat⸗ 
ſächlichen Vorausſetzungen der Ergänzungsregeln oder 
doch ihre grundlegenden Urſachen nicht ſchon beim 
Vertragſchluſſe vorhanden waren‘). Ganz abgeſehen da⸗ 
von können Beamte oder in beamtenähnlichen Stel- 
lungen befindliche Amtswalter der NSDAP. und ihrer 
Gliederungen die Rechtswohltat des $ 570 BGB. auch 
dann in Anſpruch nehmen, wenn es ſich bei ihnen um 
eine Neueinſtellung als Beamte bzw. Amtswalter 
handelt. Denn das auf allen Gebieten des öffentlichen 
Lebens durchgreifende Führerprinzip verträgt ſich in 
keiner Weiſe mehr mit der Rückſichtnahme auf privat⸗ 
rechtliche Bindungen des zur Verſehung einer Beamten⸗ 
ſtelle oder einer beamtenähnlichen Stelle berufenen 
Volksgenoſſen. 

) Bgl. hierzu Urteil des KG. vom 2. Juli 1906 in JW. 
1906, S. 615010 


Die Stellung des Rechtsbeiſtanoͤes im neuen Staat“ 


Von Amtsgerichtsrat Dr. Borchardt, Berlin. 


Der nationalſozialiſtiſche Umbruch, der manchen 
neuen Begriff geſchaffen und vielen alten Begriffen 
einen neuen Weſensinhalt gegeben hat, hat den Be⸗ 
griff „Rechtswahrer“ geprägt, wozu alle Angehörigen 
des Rechtsſtandes gerechnet werden. Wie der Führer 
der Deutſchen Rechtsfront, Reichsminiſter Dr. Frank, 
gelegentlich ausgeführt hat, umfaßt der Deutſche Rechts⸗ 
ſtand „alle Arbeiter am Recht, deren charakteriſtiſche 
Funktionen in der Betreuung und Durchſetzung des 
Rechtes in allen Lebensberufen des deutſchen Volkes 
liegt, ohne daß ein irgendwie gearteter ſozialer Wer⸗ 
tungsunterſchied anerkannt werden kann“. Hiernach 
kann es nur als recht und billig angeſehen werden, daß 
auch diejenigen Beſorger fremder Rechtsangelegenheiten, 
die nicht Rechtsanwälte ſind (Rechtsbeiſtände) und den 
Nachweis ihrer perſönlichen, fachlichen und politiſchen 
Eignung erbracht haben und in die „Reichsberufs⸗ 
gruppe Rechtsbeiſtände in der Deutſchen Rechtsfront“ 
aufgenommen ſind, als Rechtswahrer gelten. Mit 
dieſem Schritt des Führers der Deutſchen Rechtsfront 
iſt dem nationalſozialiſtiſchen Grundſatz entſprochen, 


*) Bgl. auch RA. Hawlitzky in JW. 1935 Heft 36 S. 2541. 


daß der neue Staat jeder dem Volksganzen nützenden 
Berufsarbeit ſeine Unterſtützung und Förderung zuteil 
werden läßt. Es ſei auch an die Worte des Führers 
und Reichskanzlers in ſeiner Rede vom 1. Mai 1933 
erinnert, wo es heißt: „Es mag einer tätig ſein, wo 
immer, er ſoll und darf nie vergeſſen, daß ſein Volks⸗ 
genoſſe, der genau wie er ſeine Pflicht erfüllt, unent⸗ 
behrlich iſt.“ Mit der Bildung der Reichsberufsgruppe 
Rechtsbeiſtände in der Deutſchen Rechtsfront iſt der erſte 
bedeutſame Schritt zur erfolgreichen Ausmerzung des 
volksſchädlichen Winkelkonſulententums gemacht wor⸗ 
den, das ſich beſonders in den Großſtädten zeigt. 
Der durch die Reichsführung des BNSDI. eingeſetzte 
Prüfungsausſchuß für die Aufnahme der Rechtsbei⸗ 
ſtände in die Deutſche Rechtsfront, der aus dem ſtell⸗ 
vertretenden Geſchäftsführer des BNSDI., Vertretern 
der Rechtsanwaltſchaft und der Rechtsbeiſtände ſowie 
einem Richter zuſammengeſetzt war, ermöglichte es, durch 
eine ſtrenge Auswahl der aufzunehmenden Rechtsbei⸗ 
ſtände eine geſunde, früher vergeblich angeſtrebte 
Scheidung von geeigneten Rechtsbeiſtänden und von im 
Intereſſe des Volksganzen auszumerzenden Winkel⸗ 
konſulenten vorzunehmen. Der Prüfungsausſchuß 
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nimmt einen Rechtsbeiſtand erft auf, nachdem von vers 
ſchiedenen Stellen (Polizei, BRS DJ., NSDAP., Ge⸗ 
richtsvorſtand und Berufsorganiſation der Anwalt⸗ 
ſchaft) eingehende Auskunft über die moraliſche, fach⸗ 
liche und politiſche Eignung des Bewerbers eingeholt 
worden iſt. Iſt ein Rechtsbeiſtand in die Deutſche 
Rechtsfront aufgenommen, ſo iſt damit aber nicht zu⸗ 
gleich über ſeine Zulaſſung als Prozeßagent gemäß 
§ 157 ZPO. entſchieden, weil dies Sache der Juſtiz⸗ 
verwaltung iſt und hierbei der Umſtand von beſtimmen⸗ 
der Bedeutung iſt, ob ein Bedürfnis für die Zulaſſung 
eines Rechtsbeiſtandes als Prozeßagent vorhanden iſt. 

Die Neugeſtaltung der die Rechtsbeiſtände betreffen⸗ 
den Verhältniſſe hat auch eine Anderung der Einſtellung 
der Anwaltſchaft zu dieſem Berufsſtand zur Folge ge⸗ 
habt. Dies geht aus den Richtlinien für die Ausübung 
des Anwaltsberufes hervor, die von der Reichs-Rechts⸗ 
anwaltskammer aufgeſtellt ſind. Danach iſt mit den 
Prozeßagenten und den Rechtsbeiſtänden, die der 
Deutſchen Rechtsfront angeſchloſſen ſind, ein Verkehr 
zuläſſig; der Anwalt hat jedoch gewiſſenhaft darauf zu 
achten, daß er den Prozeß unter Wahrung der anwalt⸗ 
lichen Standesſitte verantwortlich leitet. Dagegen iſt 
der berufliche Verkehr mit den Winkelkonſulenten, für 
den im deutſchen Rechtsleben kein Raum mehr iſt, 
ſchlechthin unterſagt. 

Die neue Bewertung der ihren Beruf einwandfrei aus⸗ 
übenden Rechtsbeiſtände ſeitens der Rechtsanwaltſchaft 
geht auch aus einem Aufſatz von RA. Dr. Droege, ſtell⸗ 
vertretenden Reichsfachgruppenleiters „Rechtsanwälte“ 
und des Präſidiums der Reichsrechtsanwaltskammer 
(JW. Heft 16/17 von 1935), hervor, in dem über die 
Ergebniſſe der Tagung des genannten Reichsfachgruppen⸗ 
rats berichtet wird. 

Auf dieſer Tagung iſt eine Entſchließung gefaßt, in 
der es heißt: „Durch ein Reichsgeſetz zum Schutz des 
deutſchen Volkes gegen unzuverläſſige Rechtsberatung 
müſſen folgende Grundſätze ſichergeſtellt werden: 
1. Zur geſchäftsmäßigen Beſorgung fremder Rechts⸗ 
angelegenheiten auf allen Rechtsgebieten ſind nur die 
bei den deutſchen Gerichten zugelaſſenen Rechtsanwälte 
und die in der Deutſchen Rechtsfront organiſierten 
Rechtsbeiſtände befugt.“ In der Beſprechung dieſes 
Punktes der Entſchließung bemerkt Dr. Droege, daß 
dieſer Satz ein für allemal den Kampf zwiſchen den 
Anwälten und den ordentlichen Rechtsbeiſtänden be⸗ 
endet. Er prüft zugleich die Einwendungen, die vom 
Standpunkt der Anwaltſchaft gegen eine ſolche Löſung 
vorgebracht werden könnten und weiſt darauf hin, daß 
es nach allgemeiner nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung 
nicht möglich geweſen wäre, „ordentliche und ehrliche 
Volksgenoſſen, welche ihr Brot als Rechtsbeiſtände ver⸗ 
dienen, einfach ihres Berufes zu berauben“. Schließlich 
weiſt Dr. Droege noch zutreffend darauf hin, daß die 
Reichsberufsgruppe Rechtsbeiſtände in der Deutſchen 
Rechtsfront „aus eigener Kenntnis in beſonderem 
Maße“ in der Lage ſei, „getarnte Winkelkonſulenten“ 
aufzuſpüren und bei der zuſtändigen Verwaltungs⸗ 
behörde dementſprechend Bedenken geltend zu machen“, 
da die ordentlichen Rechtsbeiſtände ja in beſonderem 
Maße unter der hemmungsloſen Konkurrenz unzuver⸗ 
läſſiger Rechtsberater aller Art litten. 

Wenn die Aufnahme eines Rechtsbeiſtandes in die 
Deutſche Rechtsfront eine praktiſche Bedeutung haben 
ſoll, fo muß der Rechtsbeiſtand, auch wenn er nicht als 
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Prozeßagent zugelaffen ift, darauf rechnen können, daß 
feinem Auftraggeber, für den er außerhalb der münd⸗ 
lichen Verhandlung (3. B. im Mahnverfahren) tätig 
wird, Erſtattung der Koſten zugebilligt wird, die durch 
die Zuziehung eines Rechtsbeiſtandes entſtanden ſind. 


„Es kann“, wie es in einer Entſcheidung des AG. 
Düſſeldorf vom 6. 4. 1935 (15 C 239/35) heißt, „nicht 
die Abſicht ſein, einen Berufsſtand zu ſanktionieren, 
ihn aber gleichzeitig durch Verſagung angemeſſener 
Vergütung für Arbeitsleiſtung praktiſch brotlos zu 
machen.“ Als zur Deutſchen Rechtsfront gehörig 
werden dem Rechtsbeiſtand beſtimmte Pflichten gegen 
die Allgemeinheit auferlegt und es entſpricht der 
Billigkeit, daß die Gerichte einen Erſtattungs⸗ 
anſpruch wegen der durch feine Zuziehung ent- 
ſtandenen Koſten anerkennen und ihn dadurch von dem 
volksſchädlichen Winkelkonſulenten unterſcheiden. Wenn 
die veränderte Stellung der zur Deutſchen Rechtsfront 
gehörigen Rechtsbeiſtände bei den Gerichten erſt hin⸗ 
reichend bekannt iſt, wird man auch zu einer anderen 
Anſicht hinſichtlich der Koſtenerſtattungsfrage kommen, 
als es z. B. in einer Entſcheidung des LG. Meinigen 
vom 24. September 1934 (JW. 35 S. 377) der 
Fall iſt. Dort heißt es, daß der Geſetzgeber nach 
der ganzen Rechtsentwicklung den nicht zugelaſſenen 
Rechtsbeiſtand aus der Rechtspflege ausſchalten will 
157 3PO.), um das rechtſuchende Volk vor der Tätig⸗ 
keit von Leuten zu ſchützen, deren ſachliche Eignung und 
Kenntniſſe nicht bekannt und nicht überprüfbar ſind. 
Demgegenüber iſt darauf hinzuweiſen, daß, wie die 
Aufnahme von Rechtsbeiſtänden in die Deutſche Rechts⸗ 
front gezeigt hat, die Rechtsentwicklung ſeit der Zeit, in 
der die Beſtimmung des $ 157 ZPO. geſchaffen worden 
iſt, auch auf dieſem Gebiet fortgeſchritten iſt. In einer 
an der gleichen Stelle veröffentlichten Entſcheidung des 
AG. Salzungen heißt es, wenn die Rechtsbeiſtände der 
Deutſchen Rechtsfront angehören, ſo hätten ſie damit 
allerdings eine Anerkennung dafür gefunden, daß ſie 
im Rechtsleben tätig ſind; dieſe Anerkennung ließe ſich 
aber auf die Zivilprozeßordnung nicht unmittelbar 
übertragen. Denn für den Geltungsbereich dieſes Ge— 
ſetzes ſtehe eben die Sondervorſchrift des $ 157 3PO. 
einer Gleichſetzung der Rechtsanwälte mit den Rechts⸗ 
beiſtänden deshalb, weil beide der Rechtsfront ange⸗ 
hören, entgegen. Der $ 157 3PO. mache ſogar inner⸗ 
halb der Rechtsbeiſtände den Unterſchied zwiſchen zu⸗ 
gelaſſenen und nicht zugelaſſenen. Eine Anderung 
würde erſt eintreten, wenn nach $ 157 3PO. alle der 
Rechtsfront angehörigen Rechtsbeiſtände zur mündlichen 
Verhandlung zugelaſſen wären. Dieſe Rechtsausfüh⸗ 
rungen find nicht überzeugend. Bei $ 157 ZPO. handelt 
es ſich nur um die Frage, ob ein Rechtsbeiſtand zur 
mündlichen Verhandlung zuzulaſſen iſt, nicht aber 
darum, ob bei der Zuziehung eines Rechtsbeiſtandes 
außerhalb der mündlichen Verhandlung die hierdurch 
entſtandenen Koſten als zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 
verfolgung aufgewendet anzuſehen find ($ 91 3 O.). 
Einen nur ſchwachen Troſt bietet für die nicht als 
Prozeßagenten zugelaſſenen Rechtsbeiſtände der Hin⸗ 
weis des LG. Meiningen, ein ſolcher Rechtsbeiſtand 
behalte ja ſeinen Anſpruch aus dem Dienſtvertrag gegen 
ſeinen Auftraggeber. Erfährt dieſer, daß die durch die 
Hinzuziehung eines Rechtsbeiſtandes entſtandenen 
Koſten nicht als zur zweckentſprechenden Rechtsverfol⸗ 
gung gehörig anzuſehen ſind, wird er es ſich überlegen, 
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ob er ſich eines ſolchen Rechtsbeiſtandes bedient. Daß 
ſich in dieſer Frage inzwiſchen ſchon eine andere 
Rechtsauffaſſung gebildet hat, geht u. a. aus einer Ent⸗ 
ſcheidung des AG. Neumünſter vom 25. Februar 1935 
— 4 B. 88/35 — hervor. Dort heißt es: „Die Ein⸗ 
richtung der Deutſchen Rechtsfront mit ihren Unter- 
gliederungen bietet eine hinreichende Gewähr dafür, 
daß auch die ihr unterſtellten Mitglieder, insbeſondere 
die Rechtsbeiſtände, in ſachgemäßer Weiſe die Inter⸗ 
eſſen der Parteien vertreten und daß ſie die nötige 
Vorbildung haben, um den an ſie zu ſtellenden An⸗ 
forderungen zu entſprechen.“ Hiermit ſtimmen auch die 
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Entſcheidungen des OLG. Köln vom 23. Februar 1935 


(6. W. 31/35) 13 
1. 0. 1943 des LG. Schwerin i. Mecklbg. vom 


* 
2. Mai 1935 ee und des AG. Elbing vom 
26. Juni 1935 überein. Danach iſt für einen der 
Deutſchen Rechtsfront angegliederten Rechtsbeiſtand eine 
Verkehrsgebühr für die ſchriftliche Unterrichtung des 
Prozeß bevollmächtigten in beiden Rechtszügen bzw. die 
Erſtattungsfähigkeit der Vergütung des Rechtsbeiſtandes 
dieſer Art, auch wenn er nicht als Prozeßagent zuge⸗ 
laſſen iſt, für das Mahnverfahren anerkannt worden. 


Das Geſetz über den Ausgleich bürgerlich⸗ rechtlicher Anſprüche 
vom 13. Dezember 1934 (RG Bl. I S. 1235) 


Von Landgerichtsrat Dr. Fraeb, Hanau. 


Nachteile, die einzelnen durch politiſche Vorgänge 
der nationalſozialiſtiſchen Erhebung zugefügt worden 
ſind, ſollen nach dem dem Geſetz gegebenen Vorwort zu 
Laſten der Allgemeinheit ausgeglichen werden, ſo⸗ 
weit dieſer Ausgleich nach geſun dem 
Volksempfinden zur Beſeitigung unbilli⸗ 
ger Härten erforderlich iſt. Das ſind Aufgaben, 
die im bürgerlichen Rechtsſtreit kaum eine wirklich 
brauchbare und zufriedenſtellende Löſung finden 
können. Deshalb gibt das Geſetz die Möglichkeit, die 
ordentlichen Gerichte von dieſer Tätigkeit zu entlaſten. 


Schadenerſatzanſprüche aus revolu⸗ 
tionären Handlungen erloſchen mit dem 
31. März 1935, ſoweit ſie nicht vorher geltend gemacht 
waren. Wurden ſie geltend gemacht, ſo kann ſie der 
Reichsinnenminiſter dem Gericht entziehen 
und — mit oder ohne Entſchädigung — zum Erlöſchen 
bringen. Neben die politiſche Amneſtie tritt ſo die 
zivilrechtliche Sonderbehandlung politiſcher Taten. 


Strafrechtliche Verſtöße gegen Geſetze, die in der Zeit 
der nationalſozialiſtiſchen Erhebung aus politiſchen 
Gründen begangen worden waren, ſind bereits früher 
durch mehrfache Amneſtien für ſtraffrei erklärt worden. 
Handelte es ſich dagegen um Verſtöße gegen rein 
bürgerlich⸗rechtliche Geſetzesvorſchriften, fo mußte der 
nationalſozialiſtiſche Täter bisher zivilrechtliche Klagen 
über ſich ergehen laſſen und auf eine Verurteilung gefaßt 
ſein. Daß dieſer Rechtsſtand dauernd nicht tragbar ſein 
konnte, bedeutete für jeden Nationalſozialiſten eine 
Selbſtverſtändlichkeit. 

Das Geſetz findet Anwendung, wenn ein bürgerlich⸗ 
rechtlicher Anſpruch aus einer Handlung, die mit der 
nationalſozialiſtiſchen Erhebung und Staatserneuerung 
zuſammenhängt, in einem gerichtlichen Verfahren ein⸗ 
ſchließlich der Zwangsvollſtreckung geltend gemacht wird. 
Es findet keine Anwendung auf Anſprüche aus 
Vorgängen, die ſich nach dem 2. Auguſt 1934 er⸗ 
eignet haben ($ 1 Abſ. 1 d. Geſ.). Ausgleichbar find 
auch Anſprüche gegen den Staat und andere öffentlich⸗ 
rechtliche Körperſchaften aus ſchuldhafter Amtspflicht⸗ 
verletzung, ſofern ſie auf Handlungen beruhen, die mit 
der nationalſozialiſtiſchen Erhebung und Staats⸗ 
erneuerung zuſammenhängen ($ 4 der 1. DVO. vom 
22. Februar 1935, RGBl. I, 219). Das Ausgleichs⸗ 
geſetz nebſt ſeinen Durchführungs⸗ und Ergänzungs⸗ 
vorſchriften findet ferner entſprechende Anwendung 


auf Anſprüche, die auf Grund des Geſetzes über die 
durch innere Unruhen verurſachten Schäden vom 
12. Mai 1920 (RGBl. S. 941) oder auf Grund 
des § 18 des Kriegsperſonenſchädengeſetzes i. d. F. 
d. Bkunihg. vom 22. Dezember 1927 (RGBl. 1 S. 515, 
533) in den durch dieſe Geſetze geregelten Verfahren 
geltend gemacht werden, ſofern dieſe Anſprüche auf 
Handlungen beruhen, die mit der nationalſozialiſtiſchen 
Erhebung und Staatserneuerung zuſammenhängen. 
Werden Anſprüche aus unerlaubten Handlungen er⸗ 
hoben, die ein Amtswalter der NSDAP. vor dem 
2. Auguſt 1934 anläßlich der Betreuung eines anderen 
mit Aufgaben der ſtändiſchen Organiſation (3. B. 
Schaffung der Reichsmuſikkammer und ihrer Unter⸗ 
gliederungen) in Wahrnehmung ſeiner parteiamtlichen 
Stellung begangen hat, ſo fallen ſie unter das An⸗ 
ſpruchsausgleichgeſetz. Die Anwendung des Geſetzes 
wird auch nicht dadurch berührt, daß neben dem in die 
Zeit vor dem 2. Auguſt 1934 fallenden Sachverhalt, der 
dem Anſpruch zugrunde gelegt iſt, auch Vorgänge 
jüngerer Zeit zur Illuſtrierung und Charakteriſierung 
herangezogen werden (vgl. KG. vom 22. März 1935, 
D. J. 1935, 686). 


Für die Frage, ob nach geſetzlicher Beſtimmung für 
die Austragung einer Streitſache der Rechtsweg vor den 
ordentlichen Gerichten zugelaſſen iſt, kann allein der 
Inhalt des Klagevorbringens maßgebend ſein. Sind die 
den Rechtsweg begründenden tatſächlichen Behauptungen 
der Klage ſtreitig und iſt ihre Nachprüfung nicht ohne 
gleichzeitige Aufrollung des materiellen Inhalts des 
geltend gemachten Anſpruchs möglich, ſo muß es bei 
der bloßen Behauptung ſein Bewenden haben. Dieſer 
für eine verſtändige Anwendung des $ 275 3PO. not⸗ 
wendige Grundſatz iſt in ſtändiger Rechtſprechung für 
die Prüfung der Gerichtszuſtändigkeit befolgt worden 
(NGZ. 29, 371; 103, 18). 


Das ordentliche Gericht hat darüber zu entſcheiden, 
ob ein Anſpruch gegen das Reich oder eine öffentlich⸗ 
rechtliche Körperſchaft im Sinne des Ausgleichsgeſetzes 
geltend gemacht wird. Der Reichs innenminiſter befindet 
im Bejahungsfall darüber, ob dieſer Anſpruch unter 
§ 1 des Gef. fällt und demnach auszugleichen iſt. Bei 
der Prüfung, was das Ausgleichsgeſetz unter Anſprüchen 
gegen das Reich uſw. verſteht, iſt von dem Zwecke des 
Geſetzes auszugehen, der darin beſteht, das Aktiv⸗ 
vermögen des Reichs zugunſten der Allgemeinheit von 
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den Verpflichtungen aus den Zeiten der Umwälzung und 
des Überganges zu entlaſten. Nach § 7 Satz 2 der 
1. DVD, entſcheidet darüber, ob im Einzelfalle das 
Ausgleichsgeſetz anwendbar iſt, maßgeblich und mit bin⸗ 
dender Wirkung für die Gerichte und Verwaltungs 
behörden allein der Reichsminiſter des Innern. Es 
muß ſich um einen Anſpruch handeln, der vom Stand⸗ 
punkt der ihn geltend machenden Perſon in einer ſolchen 
Handlung ſeine Grundlage findet, für deſſen Entſtehung 
dieſe Handlung urſächlich gewefen iſt. In erſter Linie 
iſt dabei an Fälle gedacht, in denen einzelnen Perſonen 
durch eine mit der nationalſozialiſtiſchen Erhebung und 
Staatserneuerung zuſammenhängende Handlung ein 
Schaden entſtanden iſt, deſſen Erſatz nunmehr in einem 
gerichtlichen Verfahren, ſei es im Wege der Klage oder 
der Zwangsvollſtreckung, fei es in der in $ 1 Abſ. 2 des 
Geſetzes vorgeſehenen Weiſe geltend gemacht wird. Das 
ergibt ſich ſowohl aus den den Einzelbeſtimmungen des 
Geſetzes vorhergehenden Einführungsworten als auch 
aus dem § 8 des Geſetzes und dem $ 1 der DurchfErſVO. 
vom 22. Februar 1935. Auch ein nur mittelbar ver⸗ 
urſachter Schaden wird unter das Geſetz fallen, ſofern 
er nur „aus der Handlung“, d. h. als durch die Hand⸗ 
lung verurſacht oder mit verurſacht geltend gemacht wird. 
Das wird beiſpielsweiſe unter Umſtänden dann zu⸗ 
treffen, wenn eine Firma in den Tagen der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Erhebung durch die Anweiſung einer 
Dienſt⸗ oder Parteiſtelle ſich in die Zwangslage verſetzt 
geſehen hat, einen Angeſtellten friſtlos zu entlaſſen, und 
der Angeſtellte nun den ihm durch die friſtloſe Ent⸗ 
laſſung entſtandenen Schaden erſetzt verlangt (vgl. 
RAG. vom 9. März 1935, RAG. 14, 357). 


Der Anwendungsbereich des Geſetzes iſt freilich durch 
die bezeichneten Erſatzanſprüche nicht erſchöpft. Es 
können auch andere Anſprüche darunter fallen, die aus 
einer mit der nationalſozialiſtiſchen Erhebung und 
Staatserneuerung zuſammenhängenden Handlung 
geltend gemacht werden. Immer iſt jedoch erforderlich, 
daß der Anſpruch „aus der Handlung“ geltend gemacht, 
d. h. damit begründet wird, daß er in der Handlung, ſei 
es unmittelbar, ſei es mittelbar, ſeine Urſache habe. 


Der Umſtand, daß der Gegenſtand des Anſpruches 
öffentlich⸗rechtlicher Natur iſt, ſchließt die Möglichkeit, 
privatrechtliche Vereinbarungen über ihn zu ſchließen, 
und damit die Zuläſſigkeit des Rechtswegs keineswegs 
aus (vgl. RG3. 144, 253). 

So iſt z. B. die Beſchlagnahme, wie das RG. wieder⸗ 
holt ausgeſprochen hat, ein ſtaatlicher Hoheitsakt, der 
nicht im Rechtswege angefochten werden kann, und zwar 
auch dann nicht, wenn er unberechtigt geweſen iſt und 
den Geſetzen nicht entſprochen haben ſollte, insbeſondere 
auch nicht durch Geltendmachung von Eigentums⸗ oder 
ſonſtigen Privatrechten. Auch das Zuführen der be⸗ 
ſchlagnahmten Gegenſtände zur Verwertung ſtellt ſich 
als ein ſtaatlicher Hoheitsakt dar, der darum in gleicher 
Weiſe nicht im Rechtswege angefochten werden kann. 
Wird aber lediglich Erſatz des Wertes der beſchlag⸗ 
nahmten Sache verlangt, ſo handelt es ſich um einen 
rein privatrechtlichen Anſpruch, über den nach $ 13 
GVG. die ordentlichen Gerichte zu entſcheiden haben. 
Daß die Verfolgung des Anſpruchs auf Schadenserſatz 
im ordentlichen Rechtsweg erſt zuläſſig iſt, nachdem der 
Verwaltungsakt der Beſchlagnahme ſelbſt als zu Unrecht 
erfolgt aufgehoben iſt, findet in der Geſetzgebung und 
Rechtslehre keine Stütze. Die Schadenserſatzklage geht 
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lediglich auf die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme, 
hierzu kann der Staat verurteilt werden, ohne daß der 
Staatswille gebrochen werden müßte. Dagegen iſt 
z. B. ein Herausgabeanſpruch im Rechtswege nicht ver⸗ 
folgbar, ſolange nicht die Sicherſtellung behördlicherſeits 
ſelbſt aufgehoben iſt. Wenn die ordentlichen Gerichte trotz 
Ablehnung ſeitens der zuſtändigen Amtsſtelle, die ein⸗ 
mal angeordnete Sicherſtellung aufzuheben, den Staat 
zur Herausgabe verurteilen wollten, ſo wäre dies der 
Verſuch, den entgegenſtehenden Willen einer Stelle zu 
brechen, die ſtaatliche Hoheitsrechte auszuüben be⸗ 
rufen iſt. 5 

Als Geltendmachung im gerichtlichen Verfahren iſt es 
nach $ 1 Abſ. 2 d. Gef. auch anzuſehen, wenn der Ber 
rechtigte wegen des Anſpruches eine Einwendung oder 
Einrede in einem Rechtsſtreit erhoben oder das Armen 
recht beantragt hat. 

Die verfahrens rechtliche Beſonder⸗ 
heit des Geſetzes iſt darin zu erblicken, daß für aus⸗ 
gleichsfähige Anſprüche der. Rechtsweg nicht aus⸗ 
geſchloſſen, ſondern im Gegenteil die vorgängige Be⸗ 
ſchreitung des Rechtswegs vorausgeſetzt wird, um über⸗ 
haupt zu einer Eröffnung des Ausgleichsverfahrens 
gelangen zu können. Der Streit kann ferner ſogar noch 
nach rechtskräftigem Abſchluß des gerichtlichen Urteils- 
verfahrens aus der Zwangsvollſtreckung heraus vom 
ordentlichen Rechtsweg in das verwaltungsmäßige Aus⸗ 
gleichsverfahren überführt werden. 

Das Gericht kann gemäß $ 3 d. Gef. ein anhängiges 
Verfahren ausſetzen und die Zwangsvollſtreckung aus 
einer von ihm bereits erlaſſenen Entſcheidung einſt⸗ 
weilen einſtellen. Im Verfahren der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung kann auch das Vollſtreckungsgericht die einſt⸗ 
weilige Einſtellung anordnen. Dieſelben Anordnungen 
hat das Gericht auf Erſuchen der zuſtändigen Ver⸗ 
waltungsbehörde oder des Reichsminiſters des Innern 
zu treffen. Alle dieſe Anordnungen ſind unanfechtbar. 
Dieſe Erſuchen, denen das ordentliche Gericht ſeinerſeits 
zu entſprechen hat, ſind verfahrensrechtlich neu im 
Gegenſatz zu den bisher bekannten gerichtlichen Erſuchen 
der 65 789 — 791 3PO. Die Ausſetzung des Verfahrens 
oder die einſtweilige Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
find nach $ 5 der 1. DO. auf Erſuchen der zuſtändigen 
Stellen ſtets anzuordnen. Das gilt insbeſondere auch 
dann, wenn ein dahingehendes Erſuchen ohne vorgängige 
gerichtliche Benachrichtigung (§ 2 Abſ. 1 d. Gef.) zur 
Herbeiführung einer Entſcheidung des Reichsinnen⸗ 
miniſters (89 4, 5 d. Gef.) geſtellt wird. 

Wenn ein ausgleichbarer Anſpruch gerichtlich geltend 
gemacht wird, hat das Gericht gemäß $ 2 Abſ. 1 des Gef. 
die zuſtändige Verwaltungsbehörde zu benachrichtigen. 
Die Benachrichtigung erfolgt nach § 4 der 1. DVD. 
durch das Prozeßgericht, mangels eines ſolchen und in 
dringenden Fällen durch das Vollſtreckungsgericht, ſo— 
bald hinreichende Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß 
ein ausgleichbarer Anſpruch geltend gemacht wird. Zu 
benachrichtigen iſt unmittelbar die Verwaltungsbehörde, 
in deren Bezirk das Gericht liegt. Das Gericht hat 
gleichzeitig mitzuteilen, ob und welche einſtweiligen 
Anordnungen ($ 3 d. Gef.) getroffen find und nach 
Möglichkeit die Akten beizufügen. Sinn und Zweck der 
mit dem Ausgleichsgeſetz getroffenen Regelung erfor⸗ 
dern, daß die Benachrichtigung möglichſt frühzeitig vor⸗ 
genommen wird, regelmäßig alſo nach Eingang der 
Klageſchrift oder des Armenrechtsgeſuches und nicht erſt 
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etwa nach Äußerung des Gegners. Die alsbaldige Be⸗ 
nachrichtigung iſt ſchon deshalb angebracht, weil dadurch 
die beklagte Partei in vielen Fällen der Notwendigkeit 
enthoben wird, einen Prozeßbevollmächtigten zu be⸗ 
ſtellen (vgl. AV. d. RIM. vom 20. Juni 1935, IV b 
10 210 D. J. 1935, 918). 

Zuſtändige Verwaltungsbehörde iſt in Preußen nach 
$ 3 der 1. DVD, der Regierungspräſident (in Berlin 
der Polizeipräſident), in Bayern der Regierungs⸗ 
präſident, in Sachſen der Kreishauptmann, in den 
anderen Ländern die oberſte Landesbehörde. 

Zweifelhaft kann ſein, ob etwa die Anhängigkeit bei 
der Verwaltungsbehörde jederzeit durch einſeitige Rück⸗ 
nahme der Benachrichtigung ſeitens des Gerichts be— 
ſeitigt werden kann, weil dieſes etwa den Anſpruch nicht 
mehr für ausgleichsfähig hält; das iſt jedenfalls dann 
ausgeſchloſſen, wenn ſtaatlicherſeits die Ausgleichsfähig⸗ 
keit anerkannt wird. 

Die Benachrichtigung an die Verwaltungsbehörde ſoll 
dem Innenminiſter die Prüfung der Frage ermöglichen, 
ob ein an ſich zum Ausgleich geeigneter Anſpruch er⸗ 
hoben iſt, damit er darüber entſcheiden kann, ob das 
gerichtliche Verfahren Fortgang nehmen ſoll oder ob 
das Ausgleichsverfahren eingeleitet iſt. Einer ſolchen 
Prüfung bedarf es naturgemäß nicht, wenn von vorn⸗ 
herein feſtſteht, daß das Ausgleichsverfahren aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Ob ein ſolcher Anſpruch den Gegenſtand 
des Rechtsſtreits bildet, hat das ordentliche Gericht zu 
entſcheiden. Dem Innenminiſter iſt nur die Entſcheidung 
darüber vorbehalten, ob der Anſpruch auszugleichen iſt, 
-borer no uäs einer munblung, bre ituver atinonlu⸗ 

ſozialiſtiſchen Erhebung und Staatserneuerung zus 

ſammenhängt, geltend gemacht wird, nicht hingegen 
darüber, ob er von der Art iſt, daß das Ausgleichsgeſetz 
überhaupt Anwendung finden kann. Wird z. B. mit 
der Klage nur die Feſtſtellung, daß dem Reiche eine 
rechtliche Befugnis nicht zuſteht, begehrt, ſo wird damit 
nicht ein eigenes Recht oder ein eigener Anſpruch 
geltend gemacht. Für eine ſolche negative Feſtſtellungs⸗ 
klage kann das Ausgleichsgeſetz überhaupt nicht in 
Betracht kommen. Es bedarf mithin keiner Unter⸗ 
ſuchung, ob der Rechtsſtreit mit der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Erhebung und Staatserneuerung zuſammen⸗ 

hängt (vgl. RG. i. Jur. W. 1925, 953 *; 1926, 2101). 

In dem Verfahren der zuſtändigen Verwaltungs- 
behörde beruht alles auf Vorſchriften des öffentlichen 
Rechts, nämlich des Reichsausgleichungsgeſetzes. Hat 
der Reichsminiſter des Innern der Weiterbehandlung 
des Anſpruchs im Rechtsweg widerſprochen, fo ent- 
ſcheidet er gemäß § 5 des Geſetzes nach billigem Er- 
meſſen darüber, ob und welche Anordnungen zum Zwecke 
des Ausgleichs zu treffen ſind oder ob und in welcher 
Art und Höhe ein Ausgleich aus Reichsmitteln zu ger 
währen iſt. Nach der 1. Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Geſetzes über den Ausgleich vom 

22. Februar 1935 (RGBl. I 219) hat die zuſtändige 

Verwaltungsbehörde für die alsbaldige Aufklärung des 

Sachverhalts Sorge zu tragen. Die Aufklärung erfolgt 

von Amts wegen im Verwaltungswege. Die zuſtändige 

Verwaltungsbehörde kann, ſoweit dies zur Herbei⸗ 

führung wahrheitsgemäßer Angaben erforderlich er⸗ 

ſcheint, eidliche Vernehmungen anordnen; die Vers 
nehmung darf in dieſen Fällen jedoch nur durch einen 
zum Richteramte befähigten Beamten erfolgen. Ferner 
find der Gauleiter der NSDAP. und der Generalſtaats⸗ 
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anwalt zu hören. Nach $2 Abf. 2 des Gef. hat die zu⸗ 
ſtändige Verwaltungsbehörde dem Reichsminiſter des 
Innern zu berichten; gemäß $ 6 Abf. 3 der 1. DVD. ift 
dieſem Bericht die Stellungnahme des Gauleiters bei— 
zufügen. 

Nach § 4 Abſ. 1 d. Gef. kann der Innenminiſter der 
Weiterbehandlung des Anſpruchs im Rechtswege wider⸗ 
ſprechen oder dem Anſpruchsberechtigten die Weiterver⸗ 
folgung des Anſpruchs überlaſſen. Die Hinüberziehung 
in das Verwaltungsverfahren erfolgt alſo nicht aus⸗ 
nahmslos, ſondern nur jeweils nach Lage der Sache 
und nach dem billigen Ermeſſen des Innenminiſters. 

Nach § 4 der AbgeltungsVO. vom 4. Dezember 1919 
war, ſoweit es ſich um klagbare Anſprüche handelte, die 
Erhebung der Klage erſt zuläſſig, nachdem vom Reichs⸗ 
ſchatzminiſterium oder einer von dieſem ermächtigten 
Stelle ein Ausgleich erfolglos verſucht worden war. 

Überläßt der Miniſter dem Anſpruchsberechtigten die 
Weiterverfolgung, fo kann dieſer das gerichtliche Ver⸗ 
fahren wieder aufnehmen. 

Erſuchen des Reichsminiſters des Innern ſowie jeder 
ſachlich zuſtändigen Verwaltungsbehörde um Ausſetzung 
des Verfahrens oder um Einſtellung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ift in jedem Falle und insbeſondere ohne Nach⸗ 
prüfung der Frage, ob der geltend gemachte Anſpruch 
zu den ausgleichbaren Anſprüchen gehört, von den 
ordentlichen Gerichten nachzukommen (AV. d. RIM. 
vom 30. April 1935 IVb 10059 — DI. S. 696 
JW. 1935, 1532). Die Ausſetzung des Rechtsſtreits im 
Sinne des Ausgleichsrechts ſetzt nach dem Sinn und 
rer Feſchitſwütiiage n Ahhnasenkerer 

der Sache voraus und kann deshalb ſchon unmittelbar 

nach Eingang der Klageſchrift oder des Armenrechts⸗ 
geſuchs, insbeſondere alſo auch ſchon vor Terminsbeſtim⸗ 

mung erfolgen (vgl. AV. d. RJ M. vom 20. Juni 1935, 

DI. 1935, 918). 

In feiner Ausgleichsentſcheidung kann der Reichs⸗ 
miniſter des Innern auch Anordnungen über die Rück⸗ 
gewähr bereits bewirkter Leiſtungen treffen (d 5 Abſ. 1 
S. 2 d. Geſ.); er kann ferner demjenigen, dem nach den 
allgemeinen Grundſätzen von Recht und Billigkeit die 
Leiſtung obliegen würde, die Verpflichtung auferlegen, 
dem Ausgleichpflichtigen bis zur Höhe des gewährten 
Ausgleichs Erſatz zu leiſten ($ 5 Abſ. 2 d. Geſ.). Diefe 
Anordnungen werden im Verwaltungszwangsverfahren 
vollſtreckt. 

Wenn auch die Ausgleichsentſcheidung nicht voll⸗ 
kommen gleichbedeutend mit der „Abgeltungsent⸗ 
ſcheidung“ der VO. über die Erweiterung des Ab⸗ 
geltungsverfahrens für Anſprüche gegen das Reich vom 
24. Oktober 1923 ſein mag, ſo bedeutet doch der vom 
Reichs innenminiſter bewilligte Ausgleich der Sache nach 
fo viel, daß der Anſpruch feiner Natur als Rechts⸗ 
anſpruch entkleidet wird, daß er in ſeiner bisherigen 
Geſtalt erliſcht und daß an ſeine Stelle ein unklagbarer 
Anſpruch auf eine Entſchädigung nach billigem Ermeſſen 
tritt. Der Ausgleich hat demgemäß auch rechts⸗ 
umgeſtaltende Wirkung (vgl. NGZ. 107, 320 ff.; 
112, 233 ff.). 

Nach § 4 Abſ. 2 S. 1 d. Geſ. hat der Widerſpruch 
des Reichsminiſters des Innern die Wir- 
kung, daß die Verfolgung des Anſpruchs 
im Rechtsweg und die Zwangsvollſtreckung wegen 
des Anſpruchs unzuläſſig wird. Durch die Aus⸗ 
gleichsentſcheidung erliſcht gemäß § 6 d. Geſ. der 
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bürgerlich-rechtliche Anſpruch des Berechtigten. Bereits 
Geleiſtetes kann, unbeſchadet der Vorſchrift des $ 5 
Abſ. 1 S. 2 d. Gef. nicht zurückgefordert werden. Die 
Entſcheidungen des Reichsminiſters des Innern ſind 
nach $ 7 der 1. DVD, für die Gerichte und die Ver⸗ 
waltungsbehörden bindend. Dies gilt insbeſondere 
auch für die Entſcheidung darüber, ob das Ausgleichs 
geſetz anwendbar iſt. Solange die Anhängigkeit des 
Ausgleichsverfahrens dauert, iſt alſo eine Verfolgung 
des betreffenden Anſpruches im Rechtsweg ausgeſchloſſen, 
auch wenn dieſer in Wirklichkeit dem Ausgleichsver⸗ 
fahren nicht unterliegen ſollte. 

Der Ausſchluß des ordentlichen Rechtswegs iſt 
eine verfahrensrechtliche Vorſchrift, die, 
wenn im Geſetz wie hier nichts anderes beſtimmt iſt, 
auch auf bereits anhängige Rechtsſtrei⸗ 
tigkeiten anzuwenden iſt (vgl. NGZ. 101, 
424; 102, 201). 

In dem Widerſpruch des Reichs innenminiſters liegt 
die rechtsumgeſtaltende Erklärung, vermöge deren der 
Anſpruch ſeine rechtliche Natur verändert. Schon aus 
dieſem ihrem Weſen folgt, daß ſie endgültig ſein muß. 
In der Rechtſprechung iſt allerdings anerkannt, daß die 
Verwaltungsbehörden ſelbſt in ſolchen Fällen befugt 
ſind, ihre Entſcheidungen nachträglich wieder zu ändern, 
in denen ſie in die Rechtslage des einzelnen eingegriffen 
haben, anerkanntermaßen gilt jedoch dieſe Regel nicht 
unbedingt und allgemein, läßt vielmehr Ausnahmen zu. 
Die poſitive, im Sinne des Ausgleichs getroffene Ent⸗ 
ſcheidung des Miniſters kann deshalb, nachdem ſie ein⸗ 
mal rechtsumgeſtaltend gewirkt hat, nicht mehr rück⸗ 
gängig gemacht werden (RGZ. 106, 142; 103, 314). 
Die Entſcheidung des Miniſters, daß der Anſpruch nicht 
abzugelten ſei, hat freilich nicht dieſelbe rechtsumge⸗ 
ſtaltende Wirkung, ſondern beſagt im Gegenteil, daß 
der Anſpruch in ſeiner bisherigen Geſtalt als klagbares, 
vor dem ordentlichen Richter verfolgbares Forderungs⸗ 
recht beſtehen bleibt. Begrifflich ausgeſchloſſen iſt es 
mithin nicht, daß der Miniſter den Anſpruch erſt ſozu⸗ 
ſagen freigibt, hinterher aber doch noch der Ausgleichung 
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unterſtellt. Dieſes, wenn auch logiſch nicht aus⸗ 
geſchloſſene, Verfahren dürfte wohl kaum als im Sinne 
des Geſetzes richtig anzuerkennen ſein. Iſt die Ent⸗ 
ſcheidung, falls in dem einen Sinn getroffen, endgültig 
ſowohl nach der Vorſchrift des Geſetzes wie nach ihrem 
Weſen, ſo muß ſie folgerichtigerweiſe auch nach der 
anderen Richtung endgültig ſein. 


Solange ſich der Reichs innenminiſter noch nicht end⸗ 
gültig entſchieden hat, kann ſelbſtverſtändlich auch das 
ordentliche Gericht ſeinerſeits noch nicht endgültig über 
die Zuläſſigkeit des Rechtsweges entſcheiden (vgl. RG. 
i. R. 25 Nr. 2298). Andererſeits kann auch der Innen⸗ 
miniſter nicht nach ſeinem Belieben maßgebend darüber 
beſtimmen, daß ein Anſpruch auszugleichen ſei (vgl. 
NG. i. LZ. 27, 999). 

Da der anerkannte Ausgleichsanſpruch kein Rechts⸗ 
anſpruch iſt, ſondern im Verwaltungswege durchzu⸗ 
ſetzen iſt, ſo kann auch nur im Verwaltungswege darüber 
entſchieden werden, welche Folgen es hat, wenn die 
Zahlung der verwaltungsmäßig feſtgeſtellten Schuld 
unterbleibt. Dem Anſpruchsberechtigten ſteht jedenfalls 
der ordentliche Rechtsweg für Anſprüche, die er darauf 
ſtützen will, daß der in Anſpruch Genommene mit der 
Zahlung der ihm im Verwaltungswege auferlegten Ent⸗ 
ſchädigungsſumme in Verzug geraten iſt, nicht offen. 

Soweit ein anhängiger Rechtsſtreit durch dieſes 
Geſetz ſeine Erledigung findet, werden die Gerichtskoſten 
niedergeſchlagen, die außergerichtlichen Koſten gegen⸗ 
einander aufgehoben ($ 7 d. Gef). 


Alle ausgleichbaren Anſprüche, die auf Erſatz eines 
Schadens am Leben oder Körper, an der Geſundheit, der 
Freiheit oder der Ehre, am Eigentum oder einem ſon⸗ 
ſtigen Recht, am Kredit, Erwerb oder Fortkommen ge⸗ 
richtet ſind, erlöſchen gemäß § 8 d. Geſ., ſoweit ſie nicht 
bis zum Ablauf des 31. März 1935 in einer zur Unter⸗ 
brechung der Verjährung geeigneten Weiſe ($ 209 BGB.) 
oder durch ein Armenrechtsgeſuch gerichtlich geltend 
gemacht find. Die § 212 bis 216 BGB. finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


Das neue Vergleichsrecht 


Von Dr. Kieſow, Senatspräſident beim Reichsgericht, Leipzig. 


Die Vergleichsordnung vom 5. Juli 1927 ſetzte in 
den Schuldner das Vertrauen, daß er auch ohne be⸗ 
hördliche Aufſicht das Entgegenkommen der Gläubiger 
nicht eigenſüchtig mißbrauchen, ſondern ſich, um 
Exiſtenz und kaufmänniſche Ehre zu retten, auf das 
äußerſte anſtrengen werde, den Gläubigern nur das 
dazu Unerläßliche zuzumuten; von den Gläubigern er⸗ 
hoffte ſie, daß ſie nicht nur dem unverſchuldet in Not 
geratenen ehrlichen Schuldner Verſtändnis entgegen⸗ 
bringen würden, um ihn und ſich vor dem wertvernich⸗ 
tenden Konkurſe zu bewahren, ſondern daß fie auch die 
volkswirtſchaftliche Einſicht aufbringen würden, dem 
unwürdigen Schuldner die Wohltat des Vergleichs- 
verfahrens zu verſagen und das im Intereſſe der Ge⸗ 
ſamtwirtſchaft verdiente Ende zu bereiten. Das Ver⸗ 
trauen war jedoch häufig nicht gerechtfertigt, und die 
Hoffnung hat ſich nicht immer erfüllt. Der Wunſch trat 
deshalb hervor, die wirtſchaftliche Bewegungsfreiheit 
des Schuldners während des Verfahrens und nament⸗ 
lich für die Erfüllung des Vergleichs einzuſchränken, 
und den Einfluß der Gläubiger auf die Zulaſſung und 


die Geſtaltung des Verfahrens zugunſten des Gerichts 
zurückzudrängen. Einſchränkung der wirtſchaftlichen 
Bewegungsfreiheit des Schuldners und Zurückdrängung 
des Gläubigereinfluſſes ſind die weſentlichen Merkmale 
der neuen Vergleichsordnung vom 26. Februar 1935 
(GBl. I S. 324). Daneben bringt fie viele wichtige 
Einzelneuerungen und löſt verſchiedene Zweifel des bis⸗ 
herigen Rechts. Am 1. April 1935 iſt das neue Recht 
in Kraft getreten. 

Die Stoffanordnung des neuen Geſetzes iſt im 
großen und ganzen die gleiche wie in der bisherigen 
Vergleichsordnung; neu ſind die Abſchnitte über die 
Vergleichsgläubiger ( 25 —37) und die Überwachung 
der Vergleichserfüllung (89 90 —98). Der Überblick 
über das, was das Geſetz Neues bringt, folgt daher 
der geſetzlichen Anordnung des Stoffes, die ihrerſeits 
ein Abbild des Ganges des Verfahrens iſt. 

I. Vergleichsgrund und Konkursgrund decken 
ſich künftig. Die bisherige Beſonderheit, daß das Kon⸗ 
kursverfahren über einen Nachlaß nur bei Überſchul⸗ 
dung, das Vergleichsverfahren auch bei Zahlungs⸗ 
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unfähigkeit eröffnet werden konnte, iſt weggefallen 
($ 2 Abſ. 1 Satz 3). 

II. Das Verhältnis des Vergleichs⸗ 
antrags zum Konkursantrag iſt dasſelbe 
wie bisher ($$ 46, 84). Neu oder mindeſtens die Ent- 
ſcheidung einer Streitfrage iſt, daß der Schuldner den 
Konkursantrag mit dem Vergleichsantrag abwehren 
kann, ſolange als das Konkursverfahren noch nicht er⸗ 
öffnet worden iſt ($ 2 Ab}. 2). 

III. Den Vergleichsantrag kann wie bisher 
nur der Schuldner ſtellen ($ 2 Abſ. 1 Satz 2). Sein 
Inhalt und ſeine Anlagen ſind mit einer wichtigen 
Abweichung im weſentlichen ebenſo umſchrieben wie 
bisher (89 3—6). Die Abweichung betrifft den Nach⸗ 
weis der Zuſtimm ung der Gläubiger⸗ 
mehrheit zur Eröffnung des Verfahrens. Ihn 
braucht der Schuldner nicht mehr zu erbringen. Die 
alte Vergleichsordnung erblickte in dieſen Zuſtimmungs⸗ 
erklärungen ein Mittel, ausſichtsloſe Vergleichsverſuche 
hintanzuhalten. Die Erfahrung hat gezeigt, daß ſie 
dazu ungeeignet waren. Die Gläubiger entſprachen 
entweder der Bitte des Schuldners um Zuſtimmung 
ohne weiteres, oder ſie nahmen ſie zum Anlaß, ſich 
ſchnell noch zu ſichern und damit das vielleicht ausſichts⸗ 
reiche Verfahren zu gefährden. Dem Ziel, das die 
Gläubigerzuſtimmung erſtrebte, dient jetzt die gericht⸗ 
liche Vorprüfung der Vergleichsausſichten durch einen 
vorläufigen Verwalter. Entgegen einem in dem Ent⸗ 
wurf der neuen Vergleichsordnung gemachten Vorſchlage 
iſt es bei der Rücknehmbarkeit des Vergleichsantrags 
geblieben ($$ 99, 101). 

IV. Der Antrag muß einen beſtimmten Ver⸗ 
gleichsvorſchlag enthalten, für den drei Grund⸗ 
ſätze gelten: Mindeſtquote, gleiches Recht für alle, 
Wiederauflebensklauſel (8 7—9). Alles das ent⸗ 
ſpricht dem früheren Recht; das neue Geſetz bringt aber 
weſentliche Ergänzungen, Klarſtellungen und Verbeſſe⸗ 
rungen. Nicht vorgeſchrieben iſt, entgegen vielfachen 
Wünſchen, eine dingliche oder ſchuldrechtliche (Bürg⸗ 
ſchaft) Sicherſtellung der Vergleichserfüllung. Im 
neuen Recht iſt eine ſolche Verpflichtung auch entbehr⸗ 
licher, als ſie für die alte Vergleichsordnung geweſen 
ſein mag, weil die Vorſchriften über die Überwachung 
der Vergleichserfüllung eine weitgehende verfahrens⸗ 
rechtliche Sicherung enthalten. 

a) Die Mindeſtquote (Mindeſtſatz) iſt von 
30% auf 35% erhöht; die relative Mindeſtquote des 
früheren $ 23 Nr. 1 iſt beſeitigt. Eine viel beklagte 
Entwertung der Mindeſtquote iſt das Angebot in 
Raten. Das neue Geſetz verbietet es nicht, beſtimmt 
auch nicht, was praktiſch kaum durchführbar wäre, daß 
bei einem Ratengebot für die Erreichung der Mindeſt⸗ 
quote der Gegenwartswert des Gebotenen zu ermitteln 
iſt; es ſtuft vielmehr die Mindeſtquote nach der ver⸗ 
langten Zahlungszeit ab. 35% genügen nur, wenn 
ſie binnen Jahresfriſt nach der Beſtätigung des Ver⸗ 
gleichs gezahlt werden ſollen; wird eine Zahlungsfriſt 
von mehr als einem Jahre, aber von nicht mehr als 
18 Monaten verlangt, fo müſſen 400 geboten werden; 
eine noch längere Friſt darf der Schuldner nur in An⸗ 
ſpruch nehmen, wenn er mehr als 400% bietet, und nur 
für das über 40% Gebotene. Entſprechend der Aus⸗ 
legung des früheren Rechts muß die Mindeſtquote bar 
geboten werden; dadurch wird verhütet, daß geſchäfts⸗ 
ungewandte Gläubiger zu ihrem Nachteile in eine 
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Aktiengeſellſchaft oder ein anderes Beteiligungsverhält- 
nis mit dem Schuldner oder den anderen Gläubigern 
hineingezwungen werden. 


b) Der § 8 Abſ. 2 erleichtert gegenüber der herrſchen⸗ 
den Meinung des bisherigen Rechts (gegen ſie freilich 
ſchon im Sinne des Geſetzes Bley, S. 226 Nr. 4) 
die ungleiche Behandlung der Gläubiger. Die 
Kopf⸗ und Summenmehrheit, die den widerſtrebenden 
Gläubigern eine Zurückſetzung aufzwingen kann, 
wird künftig nicht mehr von der Geſamtzahl der Ver⸗ 
gleichsgläubiger, ſondern nur von der Zahl der 
ſtimmberechtigten berechnet. Andererſeits wird 
freilich entgegen dem bisherigen Recht die Stimme des 
Ehegatten und ſeines Rechtsnachfolgers, wenn ſie ſich 
für die Zurückſetzung ausſprechen, ebenſowenig gezählt 
wie bei der Abſtimmung über den Vergleichsvorſchlag. 


c) Die Wiederauflebensklauſel ſoll auch 
für reine Stundungsvergleiche gelten, eine erhebliche prak⸗ 
tiſche Bedeutung dürfte das nicht haben. Entſprechend 
der Auslegung des früheren Rechts wird aus⸗ 
geſprochen, daß Stundung und Erlaß beim Verzuge 
nur gegenüber dem Gläubiger, demgegenüber der 
Schuldner in Verzug geraten iſt, beim Konkurſe allen 
Gläubigern gegenüber wegfallen. Neu und durch die 
ſchweren Folgen des Verzuges gerechtfertigt iſt die 
Reſpektsfriſt beim Verzuge, die durch den Ver⸗ 
gleich nicht zum Nachteil des Schuldners ausgeſchloſſen 
oder beſchränkt werden kann. Der Verzug tritt nämlich 
ſtets — alſo auch bei kalendermäßig beſtimmten Raten 
— erſt ein, wenn der Schuldner ſchriftlich gemahnt 
worden iſt und eine ihm in dieſer Mahnung geſetzte 
mindeſtens einwöchige Nachfriſt fruchtlos hat ver⸗ 
ſtreichen laſſen. Bei beſtrittenen Forderun⸗ 
gen verlor der Schuldner bisher regelmäßig mit dem 
Prozeſſe auch die Vorteile des Vergleichs, weil auch 
das gutgläubige Beſtreiten ihn im allgemeinen nicht 
vor dem Verzuge ſchützte. Um dem abzuhelfen, ſieht 
das Geſetz eine Art ſummariſcher Entſcheidung des Ver⸗ 
gleichsgerichts vor über Beſtand und Höhe der beſtritte— 
nen Forderung mit der Wirkung, daß der Schuldner 
dem Wiederaufleben entgeht, wenn er die beſtrittene 
Forderung gemäß dieſer Entſcheidung bei der Ver⸗ 
gleichserfüllung berückſichtigt ($ 71 Abſ. 2, $ 97 Abſ. 2). 
Zweifelhaft war bisher die Frage der Erteilung der 
Vollſtreckungsklauſel für die aufgelebte 
Forderung. Nach § 85 Abſ. 3 hat der Gläubiger für 
die Erteilung der Klauſel und die Durchführung der 
Vollſtreckung nur glaubhaft zu machen, daß er dem 
Schuldner die erwähnte Reſpektsfriſt geſetzt hat und 
daß dieſe abgelaufen iſt; alles andere, namentlich auch 
die Zahlung der Raten innerhalb der Friſt, muß der 
Schuldner nach $ 732 oder $ 768 3PO. dartun. Der 
Gläubiger wird daher zweckmäßig das Friſtſchreiben 
entweder dem Schuldner zuſtellen laſſen oder ihm min⸗ 
deſtens mittels eingeſchriebenen Briefes überſenden. 
Gegenüber der Erleichterung der Vollſtreckungsklauſel⸗ 
erteilung verliert die vom RG. 132, 115 mit Recht ver⸗ 
neinte Frage an Bedeutung, ob die Beſtätigung des 
Vergleichs frühere Vollſtreckungstitel aufzehrt. 


d) Zu berechtigten Beſchwerden Anlaß geboten hat 
der ſog. Liquidations vergleich; nach der 
bisher herrſchenden Meinung ermöglichte er eine Um⸗ 
gehung der Mindeſtquote in einem „quotenloſen Ver⸗ 
gleich“. Das Geſetz ſchiebt dem einen Riegel vor. 
Auch beim Liquidationsvergleich bleibt der Schuldner 
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den Gläubigern mindeſtens bis zu 35% der Forderun⸗ 
gen verhaftet, wenn die Liquidationsquote geringer iſt 
($ 7 Abſ. 4). Bedenklich bleibt der Liquidations⸗ 
vergleich für die Gläubiger aber immer noch. $ 9 Abſ. 3 
ſchließt für ihn die Wiederauflebensklauſel — auch eine 
beſonders im Vergleich vereinbarte — aus; geht 
alſo der Schuldner nach der Liquidation in Konkurs, 
ohne daß die Gläubiger 35 erhalten haben, fo find fie 
an dem Konkurſe nur mit dem Unterſchied zwiſchen den 
350% und der Liquidationsquote beteiligt. Weiter er⸗ 
ſtreckt ſich die Überwachung der Vergleichserfüllung nicht 
auf die Zahlung dieſes Unterſchiedes (§ 95 Satz 3, 
$ 96 Abſ. 4 Satz 2), was bei der völligen Ungewißheit 
des Zeitpunktes, zu dem der Schuldner dieſen Unter⸗ 
ſchied einmal zahlen kann, auch gar nicht durchführbar 
wäre. 


V. Mit der Stellung des Vergleichsantrages ſetzt ein 
gerichtliches Vorverfahren (811 —13) ein. 
Es dient dazu, mit unparteiiſcher ſachkundiger Hilfe 
eines vorläufigen Verwalters die Vergleichswürdigkeit 
des Schuldners ſowie die Angemeſſenheit und Erfüll⸗ 
barkeit ſeines Angebots zu prüfen, und erſetzt inſoweit, 
wie bereits hervorgehoben, die weggefallene Gläubiger⸗ 
zuſtimmung. Dieſes Vorverfahren wird nicht beſon⸗ 
ders eröffnet. Das Gericht beſtellt vielmehr alsbald 
nach Eingang des Vergleichsantrags einen vor- 
läufigen Verwalter und macht ſeinen Namen 
und den Eingang des Antrags bekannt. 

Zwei Mängel vor allem hat man dem Eröffnungs⸗ 
verfahren des bisherigen Rechtes nachgeſagt: Der 
Schuldner behielt fein Verwaltungs- und Verfügungs⸗ 
recht und konnte daher trotz dem Eingeſtändniſſe ſeiner 
Zahlungsunfähigkeit noch die Lage ſeiner Gläubiger 
verſchlechtern; gegen Zwangszugriffe der künftigen 
Vergleichsgläubiger war er nur mittelbar geſchützt da⸗ 
durch, daß die Zwangszugriffe im Falle der Beſtätigung 
des Vergleichs oder der Eröffnung des Anſchlußkonkur⸗ 
ſes nutzlos gemacht wurden. In beiden Beziehungen 
bringt das Geſetz Neuerungen. 


a) Zur Sicherung der Gläubiger gegen 
eine nachteilige Veränderung der Vermögenslage des 
Schuldners hat das Vergleichsgericht alle geeigneten 
Maßnahmen zu treffen. Beiſpielsweiſe hervorgehoben 
werden die Auferlegung von Verfügungsbeſchränkungen 
und die Möglichkeit, dem vorläufigen Verwalter die 
Verwaltungsbefugniſſe einzuräumen, die der endgültige 
Vergleichsverwalter von Geſetzes wegen hat (80 12, 57). 
Fügt der Schuldner fi nicht, fo ſetzt er ſich der Gefahr 
der Ablehnung des Vergleichsantrags und damit der 
Konkurseröffnung aus; das gleiche droht ihm, wenn er 
dem vorläufigen Verwalter nicht durch Bucheinſicht uſw. 
die Unterſtützung gewährt, deren er zur Erfüllung 
feiner Aufgabe bedarf ($ 17 Nr. 7, 93 $ 19). 

b) Eine der wichtigſten Fragen des Vergleichsrechts 
iſt die des Vollſtreckungsſchutzes vor der 
Eröffnung; es gilt hier der Gefahr zu begegnen, 
daß der Schuldner einen nicht ernſt gemeinten ausſichts⸗ 
loſen Vergleichsantrag nur ſtellt, um drohenden 
Zwangsmaßnahmen ſeiner Gläubiger zu entgehen, 
ihnen alſo ein Moratorium aufzuzwingen. Aus 
dieſem Grunde gewährte das bisherige Recht vor der 
Eröffnung keinen unmittelbaren, ſondern nur den er⸗ 
wähnten mittelbaren Vollſtreckungsſchutz; das hatte 
allerdings den Nachteil, daß ein Gläubiger durch eine 
— wenn auch ſpäter ſich als nutzlos erweiſende — 
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Vollſtreckung nicht nur den Schuldner in ſeinen Vor⸗ 
bereitungen beunruhigen, ſondern auch die anderen 
Gläubiger kopfſcheu machen konnte. Das neue Recht 
ergänzt daher den mittelbaren Vollſtreckungsſchutz durch 
einen richterlichen — nicht wie vielfach als nötig be⸗ 
zeichnet wurde, geſetzlichen — unmittelbaren Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz, der mit der Stellung des Vergleichs⸗ 
antrages einſetzt ($ 13). Seinem Mißbrauch ſollen 
verſchiedene Kautelen vorbeugen: Die einſtweilige Ein⸗ 
ſtellung einer Zwangsvollſtreckung — zu mehr darf es 
überhaupt nicht kommen — wird nur auf Antrag des 
vorläufigen Verwalters — alſo nicht des Schuldners 
— gewährt; ſie erſtreckt ſich — von Rechts wegen, ohne 
die Möglichkeit, ihre Dauer anders zu beftimmen — 
bis zur Entſcheidung über den Eröffnungsantrag, 
höchſtens aber auf ſechs Wochen; ſie iſt zu verſagen, 
wenn ſie ſo ſpät beantragt wird, daß eine Nachprüfung 
ihrer Vorausſetzungen nicht mehr möglich iſt, oder 
wenn der Vergleichsantrag ausſichtslos iſt ($ 15). Der 
Schutz wird natürlich nur gegenüber den Vergleichs⸗ 
gläubigern und den ihnen gleichgeſtellten zurückgeſetzten 
Nichtvergleichsgläubigern gewährt. Künftig iſt alſo 
die par condicio der Vergleichsgläubiger untereinander 
und der Schutz des Schuldners gegen Zwangszugriffe 
dreifach gewährleiſtet: Zwangszugriffe, die ſpäter als 
am 30. Tage vor der Stellung des Vergleichsantrages 
vorgenommen worden ſind, werden — wie bisher — 
für den Fall des Vergleichs oder des Anſchlußkonkurſes 
wirkungslos ($$ 28, 87, 104); nach der Stellung des 
Vergleichsantrags kann das Vergleichsgericht anhängige 
oder anhängig werdende Zwangsvollſtreckungen einſt⸗ 
weilen einſtellen ($ 13); mit der Eröffnung des Ver⸗ 
fahrens ſind — wie bisher — neue Vollſtreckungs⸗ 
maßnahmen unzuläſſig und anhängige find von Rechts 
wegen bis zur rechtskräftigen Erledigung des Ver⸗ 
fahrens einſtweilen eingeſtellt ($$ 47, 48). 


VI. Aus dem Eröffnungs verfahren (8 15 
bis 24) ſind folgende Neuerungen hervorzugeben. 

a) Zwiſchen zwingenden und nicht zwingenden Ab⸗ 
lehnungsgründen wird nicht mehr unter⸗ 
ſchieden; es gibt nur noch zwingende Ablehnungs⸗ 
gründe. Der wichtigſte und allgemeinwirtſchaftlich be⸗ 
deutſamſte Ablehnungsgrund, die wirtſchaftliche Un⸗ 
würdigkeit oder Unzuverläſſigkeit des Schuldners, iſt 
ausgebaut und verſchärft worden ($ 18). Neben Un⸗ 
redlichkeit und Leichtſinn, die als Gründe für den Ver⸗ 
mögensverfall den Schuldner bisher ſchon vergleichs⸗ 
unwürdig machten, tritt — ein deutlicher Hinweis auf 
die allgemeinwirtſchaftlichen Belange — die Preis⸗ 
ſchleuderei; ſtatt der böswilligen genügt zur Ab⸗ 
lehnung künftig eine Verzögerung des Antrags, die 
nach der Auffaſſung des ordentlichen Geſchäftsverkehrs 
ſchuldhaft iſt. Neu iſt der Ablehnungsgrund mangel- 
hafter geſchäftlicher Aufzeichnungen ($ 17 Nr. 8), der 
nicht auf buchführungspflichtige Kaufleute beſchränkt 
iſt. In der Geſtaltung der Ablehnungsgründe kommt 
deutlich die Erfahrung zum Ausdruck, daß die Gläu⸗ 
bigerſchaft ſich zur Wahrnehmung der allgemeinwirt⸗ 
ſchaftlichen Belange ungeeignet erwieſen hat und daß 
ihre Wahrnehmung daher mehr als bisher dem Gericht 
übertragen werden muß. Das wird ſich der Richter bei 
der Entſcheidung über die Eröffnung des Verfahrens 
gegenwärtig halten müſſen; einem Schuldner, dem 
nach ſeiner wirtſchaftlichen Vergangenheit kein Ver⸗ 
trauen mehr entgegengebracht werden kann, iſt im 
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Intereſſe der Geſamtwirtſchaft das Vergleichsverfahren 
zu verſagen, auch wenn es für die Gläubiger dieſes 
Schuldners vorteilhafter wäre als der Konkurs. 

b) Der Eröffnungsbeſchluß enthält künftig u. a. auch 
die Aufforderung an die Gläubiger, 
ihre Forderungen alsbald anzumelden G 20 
Abſ. 3 Nr. 4). Damit iſt nicht eine Anmeldepflicht ein⸗ 
geführt. Aus $ 67 ergibt ſich vielmehr, daß die Ans 
meldung wie bisher ein Recht und keine Pflicht des 
Gläubigers iſt; die unbeſtrittene im Gläubigerverzeich⸗ 
niſſe eingetragene Forderung iſt auch künftig ſtimm⸗ 
berechtigt und vollſtreckbar, gleichgültig, ob ſie der 
Schuldner aufgenommen oder der Gläubiger angemel- 
det hat. 


c) Aufgegeben iſt der Fir menzuſatz. Er ſtellte 
den Schuldner bloß, ohne den Gläubigern einen wirk⸗ 
lichen Schutz gegen unlautere Machenſchaften zu ge⸗ 
währen. Bei der Eintragung der Eröffnung in das 
Handelsregiſter iſt es natürlich verblieben ($ 23). 


VII. über die Vergleichsgläubiger enthielt 
die frühere Vergleichsordnung nur wenige ſelbſtändige 
Vorſchriften; im allgemeinen verwies ſie auf das Kon⸗ 
kursrecht. Dieſe Verweiſung mag vereinzelt zu Zwei⸗ 
feln geführt haben. Der Grund, aus dem das neue 
Geſetz einen ſelbſtändigen Abſchnitt „Vergleichsgläubi⸗ 
ger“ (65 25—37) enthält, iſt aber wohl mehr ein 
hiſtoriſcher. Urſprünglich war eine gemeinſame deutſch⸗ 
öſterreichiſche Vergleichsordnung geplant, deren Ent⸗ 
wurf das Reichsjuſtizminiſterium im Jahre 1933 ver⸗ 
öffentlicht hat; bei der Verſchiedenheit der beiderſeitigen 
Konkursrechte hätte die Verweiſung auf das Konkurs⸗ 
recht zu einer inhaltlichen Verſchiedenheit der Vor⸗ 
ſchriften über die Vergleichsgläubiger führen können. 
Als der Plan einer gemeinſamen Regelung ſich als un⸗ 
ausführbar erwieſen hatte, behielt man den felb- 
ſtändigen neuen Abſchnitt bei, da ſich unleugbar für ihn, 
auch abgeſehen von ſeiner geſchichtlichen Begründung, 
gute geſetzestechniſche Erwägungen geltend machen 
laſſen. Die Verſelbſtändigung gegenüber dem Kon⸗ 
kursrecht iſt freilich nur zum Teil durchgeführt; ver⸗ 
ſchiedene Vorſchriften müſſen nach wie vor aus ihm er⸗ 
gänzt werden ($ 25 Abſ. 2, § 26 Abſ. 1, § 27 Abſ. 1). 
Andere Beſtimmungen geben in der Form eines Rechts⸗ 
ſatzes das wieder, was die Auslegung des Konkurs- 
und des Vergleichsrechts auch ſchon bisher für Rechtens 
hielt“). 

Auf zwei Gebieten bringt das Geſetz aber ſehr wich⸗ 
tige Neuerungen: bei den Abſonderungsrechten und 
den gegenſeitigen Verträgen. 

a) Abſonderungsberechtigte, die zu⸗ 
gleich perſönliche Gläubiger des Schuldners ſind, neh⸗ 
men an der vergleichsmäßigen Befriedigung nur ſoweit 
teil, als ſie auf die abgeſonderte Befriedigung verzichtet 
haben oder bei ihr ausgefallen ſind. Dieſer auch von 
der neuen Vergleichsordnung ($ 27) feſtgehaltene, aus 
der Konkursordnung entnommene Grundſatz der 
Ausfallhaftung wurde bisher und wird im 
Konkursrecht noch dahin verſtanden, daß der Abſonde⸗ 
rungsberechtigte nur dann vergleichsmäßige Befriedi⸗ 


) 8 27 Abſ. 2 bezüglich der Behandlung der Sicherungs⸗ 
übereignung und Sicherungsabtretung als Abſonderungsrecht, 
§ 33 i. Verb. mit § 82 Abſ. 2 Satz 2 be ln der Stellung 
En Mitſchuldnern und Bürgen im Schu dnervergleichsver⸗ 
ahren. 
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gung verlangen kann, wenn und ſoweit er wirklich auf 
das Abſonderungsrecht verzichtet hat oder bei der Ver 
wertung des Abſonderungsgegenſtandes ausgefallen iſt; 
die Wahrſcheinlichkeit des Ausfalls genügte nicht, um 
die Vergleichsquote für die angebliche Ausfallforderung 
verlangen zu können. Im Vergleichsverfahren ſprachen 
nun häufig gute Gründe (z. B. ungünſtige Preis⸗ 
geſtaltung) dafür, die Verwertung des Abſonderungs⸗ 
gegenſtandes zurückzuſtellen. Dann geriet der Ab⸗ 
ſonderungsberechtigte aber in eine ſchwierige Lage, weil 
er, abgeſehen von dem Zinsverluſt, auch nicht wiſſen 
konnte, ob er nach einer ſpäteren Verwertung ſeine 
Ausfallquote noch vom Schuldner erhalten werde. 
Deshalb kam es vor, daß der Abſonderungsberechtigte 
von dem mutmaßlichen Ausfall, der für ſein Stimm⸗ 
recht ohnehin feſtgeſtellt werden mußte, die Quote for⸗ 
derte und erhielt; griff er dann ſpäter für den Reſt 
auf den Abſonderungsgegenſtand zurück, ſo hielt ihm 
der Schuldner entgegen, er habe durch die Annahme 
der Quote, die ihm von dem bloß mutmaßlichen Aus⸗ 
fall nicht zukam, auf ſein Abſonderungsrecht verzichtet. 
Dieſen Schwierigkeiten begegnet das neue Geſetz nach 
einem öſterreichiſchen Vorbilde durch eine Abſchwächung 
des Grundſatzes der Ausfallhaftung: zum Fordern der 
Quote ſoll, wenn nicht im Vergleich etwas anderes 
vereinbart iſt, bereits der mutmaßliche Ausfall ge⸗ 
nügen ($ 27 Abſ. 1 Satz 2). Iſt die Höhe dieſes mut⸗ 
maßlichen Ausfalls nicht ſchon für die Abſtimmung 
vom Vergleichsgericht feſtgeſetzt worden, ſo können 
Gläubiger und Schuldner jederzeit die Feſtſetzung durch 
das Vergleichsgericht begehren ($ 97 Abſ. 1). Das For⸗ 
dern und Annehmen der Quote von dem ſo feſt⸗ 
geſetzten mutmaßlichen Ausfall wird alſo künftig nicht 
mehr als Anzeichen für einen Verzicht auf das Abſonde⸗ 
rungsrecht gewertet werden können. Ergibt ſich ſpäter, 
daß der wirkliche Ausfall höher iſt als der vermutete, 
ſo muß der Schuldner den Unterſchied quotenmäßig 
nachzahlen ($ 97 Abſ. 3). Darüber, was zu geſchehen 
hat, wenn es umgekehrt liegt, ſcheint mir die Faſſung 
des $ 97 Abſ. 4 gewiſſen Zweifeln Raum zu geben; 
ſie laſſen ſich m. E. befriedigend löſen, wenn man den 
Worten „nach dem Vergleich“ in $ 97 Abf. 4 ergänzend 
e „einſchließlich der im $ 82 Abſ. 2 gewährten 
echte“. 

b) Wichtiger find die Neuerungen in der Behand: 
lung der gegenſeitigen Verträge (8 36, 
50— 53). Das Geſetz bricht hier zunächſt mit der bis⸗ 
her herrſchenden Lehre von der Einheit des Sukzeſ⸗ 
ſivlieferungs vertrages. Iſt ein auf teil 
bare Leiſtungen gerichteter Vertrag (z. B. 1000 Zentner 
Zucker auf Abruf) vom Gläubiger zur Zeit der Er⸗ 
öffnung des Verfahrens teilweiſe erfüllt (z. B. 250 Zent⸗ 
ner Zucker ſind geliefert, aber nicht bezahlt), ſo wird 
das einheitliche Rechtsverhältnis durch die Eröffnung 
des Vergleichsverfahrens in zwei Teile geteilt. Mit der 
Forderung für den geleiſteten Teil (z. B. dem Preiſe 
für die 250 Zentner) iſt der Gläubiger Vergleichs⸗ 
gläubiger. Der übrige Teil des Geſchäfts (Lieferung 
weiterer 750 Zentner und der Preis dafür) bleibt zu⸗ 
nächſt von dem Vergleichsverfahren unberührt; er kann 
aber nach Maßgabe der So 50 ff. als ein gewiſſer⸗ 
maßen ſelbſtändiger Vertrag abgewickelt werden. Mit 
dieſer Regelung, die ſchon für die frühere Vergleichs⸗ 
ordnung geplant war und der Billigkeit durchaus ent⸗ 
ſprechen dürfte, iſt auch dem Streit um das ſog. 
Wiederkehrſchuldverhältnis ein guter Teil ſeiner Be⸗ 
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deutung genommen. Die Anſprüche der Lieferwerke 
auf Rückſtände aus Gas⸗, Waſſer⸗ und Elektrizitäts⸗ 
lieferungsverträgen werden künftig ebenſo Vergleichs- 
forderungen ſein wie die rückſtändigen Fernſprech⸗ 
gebühren. 


Streitig war bisher die Wirkung der Ausübung von 
Rücktrittsrechten, wie fie namentlich der 
Eigentumsvorbehalt mit ſich bringt. Nahm man an, 
daß ein nach der Eröffnung des Verfahrens erklärter 
Rücktritt ein Neugläubigerſchuldverhältnis ſchaffe, ſo 
konnte man zu der Auffaſſung gelangen, daß ein zum 
Rücktritt berechtigter Gläubiger, alſo z. B. der Eigen⸗ 
tumsvorbehaltsverkäufer, die Umwandlung des gegen⸗ 
ſeitigen Vertrages in einen einſeitigen vergleichs⸗ 
betroffenen Schadenserſatzanſpruch verhindern und ſich 
ſeine Stellung als nicht betroffener Gläubiger ſichern 
konnte dadurch, daß er nach der Eröffnung des Ver⸗ 
fahrens zurücktrat. Leider hat das Geſetz die Streit⸗ 
frage nicht völlig entſchieden. Der $ 36 Abſ. 2 Satz 2 
ſchließt zwar die Ausübung des Rücktrittsrechts nach 
der Verfahrenseröffnung aus, aber einmal nur für teil⸗ 
bare Leiſtungen, alſo z. B. nicht für eine unter Eigen⸗ 
tumsvorbehalt verkaufte, bei der Eröffnung des Ver⸗ 
fahrens noch nicht voll bezahlte Maſchine, und weiter 
nur für den Teil der teilbaren Leiſtung, bei dem die 
Forderung des Gläubigers Vergleichsforderung iſt, alſo 
in dem obenerwähnten Beiſpiel für die 250, aber 
nicht für die 750 Zentner. 


Nach herrſchender, allerdings nicht unbeſtrittener 
(3. B. Münzel, Ku. 1934, 33, 49) Meinung 
hindert das Beſtehen von Mängelanſprüchen 
die Vollerfüllung im vergleichsrechtlichen Sinne. 
Das Geſetz ($ 36 Abſ. 3) ſchließt ſich dieſer Auffaſſung 
ausdrücklich an, ſchneidet aber einen Teil ihrer Folgen 
ab. Der Verkäufer einer mangelhaften Sache z. B. 
würde nach jener Lehre trotz Übergabe und Übereignung 
der Kaufſache vielleicht einer Minderung ſeiner aus⸗ 
ſtehenden Forderung ausgeſetzt, mit der geminderten 
Forderung aber von dem Vergleiche nicht betroffen 
werden, weil er infolge der beſtehenden Mängelrechte 
nur ſcheinbar voll erfüllt hat. Das Geſetz erklärt den 
Verkäufer in dem gedachten Falle ausdrücklich zum Ver⸗ 
gleichsgläubiger. Damit entfällt freilich auch für den 
Käuferſchuldner die Möglichkeit, den Verkäufer durch 
Ablehnung der Erfüllung des Vertrages auf eine ver 
gleichsunterworfene Schadenserſatzforderung zu be⸗ 
eſtyrukten. 


Die Grundſätze über die Abwicklung noch nicht 
voll erfüllter gegenſeitiger Verträge behält 
das neue Geſetz im weſentlichen bei; einiges iſt geändert 
oder klargeſtellt. Künftig kann nur noch der Schuldner, 
nicht mehr der Gläubiger die Erfüllung ablehnen. Die 
Ablehnungsermächtigung muß vor der Ablehnungser⸗ 
klärung erteilt ſein. Das erlangte Ablehnungsrecht muß 
binnen zwei Wochen nach der Zuſtellung des Ermächti⸗ 
gungsbeſchluſſes, die auch an den Vertragsgegner ge⸗ 
ſchieht, ausgeübt ſein, ſonſt erliſcht es. Um dem Gegner 
ſein Recht auf Teilnahme an der Abſtimmung nicht zu 
beſchränken, muß die Ablehnung bis zum Beginne der 
Abſtimmung erklärt werden. Damit der Schuldner dieſe 
Friſt einhalten kann, darf er um die Ermächtigung 
ſchon vor der Eröffnung des Verfahrens nachſuchen. 
Das Ablehnungsrecht kann nicht wegbedungen oder 
vertraglich beſchränkt werden. 
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VIII. Die Perſönlichkeit des Vergleichs ver⸗ 
walters, wie die Vertrauensperſon des bisherigen 
Rechts künftig heißt, iſt nicht ſelten entſcheidend für den 
Erfolg des Verfahrens — mehr noch als bisher; denn 
der Einfluß des Verwalters auf das Verfahren und auf 
deſſen Erfolg iſt nach dem neuen Recht ungleich größer 
als bisher. Von ihm hängt — wenn man den vor⸗ 
läufigen Verwalter mit hinzunimmt — der Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz im Vorverfahren zum guten Teile ab 
($ 13); während des Verfahrens kann er dem Schuldner 
die Führung des Geſchäfts praktiſch völlig aus der 
Hand nehmen ($ 57); häufig wird er die Vergleichs⸗ 
erfüllung zu überwachen haben ($ 96). 


Die richtige Aus wahl des Verwalters iſt daher 
ſehr wichtig. Künftig nimmt ſie der Vergleichsrichter 
allein nach eigenem, pflichtmäßigen Ermeſſen vor. Das 
Vorſchlagsrecht der Gläubigermehrheit iſt weggefallen; 
bei der überraſchenden Gleichgültigkeit, mit der die 
Gläubiger gerade dieſes als eine beſondere Gewähr für 
zweckmäßige Auswahl gedachte Recht behandelten, iſt es 
tatſächlich zu einem Vorſchlagsrecht des Schuldners oder 
— ſchlimmer noch — zu einem Selbſtvorſchlagsrecht des 
vom Schuldner ausgeſuchten Vergleichsberaters ge⸗ 
worden. Der Vergleichsverwalter hat nicht nur die Auf⸗ 
gabe, auf das Zuſtandekommen und die Erfüllung eines 
billigen Vergleichs hinzuwirken; er ſoll auch den allge⸗ 
meinwirtſchaftlichen Belangen Rechnung tragen und 
muß den Mut aufbringen, eine volkswirtſchaftlich 
ſchädliche Schuldnerexiſtenz durch die Anregung, die Er⸗ 
öffnung abzulehnen oder das Verfahren einzuſtellen, 
vernichten zu helfen. Deshalb darf die Wahl nur auf 
eine von den Gläubigern unabhängige Perſon 
fallen ($ 38). Von dem Vergleichsberater des Schuldners 
wird man eine ſolche Unabhängigkeit ebenſowenig er- 
warten können wie von dem, der ſich für ſeine Tätigkeit 
von dem Schuldner oder einem Gläubiger eine Ver⸗ 
gütung hat verſprechen laſſen; ſolche Vergütungszuſagen 
werden übrigens ausdrücklich für nichtig erklärt (§ 43 
Abſ. 3). Der Vergleichsverwalter muß geſchäfts⸗ 
kundig fein G 38). Grundſätzlich muß er ſelbſt die 
Sachkunde beſitzen, um die Bücher des Schuldners zu 
prüfen und die Warenbeſtände zu ſchätzen; deshalb 
kann er die Auslagen für einen zu dieſem Zwecke her⸗ 
angezogenen Sachverſtändigen nur erſetzt verlangen, 
wenn das Vergleichsgericht vorher der Zuziehung eines 
ſolchen Sachverſtändigen — nicht gerade der beſtimmten 
Werſon — zugéeſtuimmt hat ( 43 Ag. 1 Datz 2). Eine 
juriſtiſche Perſon kann nicht zum Vergleichs⸗ 
verwalter beſtellt werden; dieſe ſchon bisher herrſchende 
Auffaſſung ergibt ſich jetzt aus der Entſtehungsgeſchichte 
des Geſetzes (zu vgl. die Begründung in D. J. 1935 
S. 391) ſowie daraus, daß die Beſtellung juriſtiſcher 
Perſonen zu Mitgliedern des Gläubigerbeirats, wie der 
bisherige Gläubigerausſchuß jetzt heißt, ausdrücklich ge⸗ 
ſtattet wird ($ 44 Abſ. 1 Satz 2) Der endgültige Ver⸗ 
gleichsverwalter braucht an ſich nicht dieſelbe Perſon zu 
ſein wie der vorläufige Verwalter; aus Gründen der 
Arbeits- und Koſtenerſparnis wird es ſich aber meiſt 
empfehlen. Wie bisher kann der Verwalter vom Ver⸗ 
gleichsgericht jederzeit aus wichtigem Grunde ent⸗ 
laſſen werden. Die Gläubiger können die Entlaſſung 
natürlich auch künftig anregen; die — übrigens auch 
nach bisherigem Recht nur beſcheidene — Möglichkeit 
für ſie, nach dieſer Richtung einen Druck auf das Gericht 
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auszuüben ($ 45 Abſ. 2 Satz 2 der bisherigen Ver⸗ 
gleichsordnung), iſt beſeitigt. 


Von den allgemeinen Pflichten des Ver⸗ 
walters iſt erwähnenswert, das er nicht nur im Ver⸗ 
gleichstermin — wie bisher —, ſondern auch ſchon vor⸗ 
her ſchriftlich den Gläubigern berichten muß. Da dieſe 
Pflicht zu einer erheblichen Belaſtung des Verwalters 
führen kann, ſo beſteht ſie nur, wenn das Vergleichs⸗ 
gericht einen ſolchen Bericht anordnet. 


Nach wie vor kann ein Gläubigerbeirat be⸗ 
ſtellt werden; beſeitigt iſt aber die unter gewiſſen Vor⸗ 


ausſetzungen bisher beſtehende Pflicht dazu. Die Mit⸗ 


glieder des Beirats haben Anſpruch auf Entſchädigung 
für Zeitverſäumnis und Erſtattung ihrer Auslagen 
($ 45 Abſ. 2), was bisher nicht der Fall war; die Ent- 
ſcheidung trifft, wie beim Vergleichsverwalter, das 
Vergleichsgericht. 


IX. Die Wirkung der Eröffnung des Ver⸗ 
gleichsverfahrens ( 46—65) regelt das neue Recht im 
weſentlichen ebenſo wie das bisherige; der Wegfall 
des Firmenzuſatzes und die Neuerungen in der Abwick⸗ 
lung gegenſeitiger Verträge ſind bereits erwähnt. Der 
Vergleichsſchuldner behält auch künftig die 
Verwaltung ſeines Vermögens und die Verfügung dar⸗ 
über. Auch die neue Vergleichsordnung macht ihn nicht 
zum „Gemeinſchuldner“. Sie nähert ihn aber doch er⸗ 
heblich mehr dieſer Stellung als die frühere. Allerdings 
iſt es bei den — nicht allzu praktiſchen — richter⸗ 
lichen Verfügungsbeſchrän kungen in 
ihrer bisherigen Ausgeſtaltung verblieben ($$ 58—65). 
Neu iſt aber die Beſchränkung des Schuldners in der 
Eingehung von Verbindlichkeiten und in 
der Führung der Kaſſengeſchäfte ($ 57). Die 
Neuſchulden ſind für die Erfüllung des Vergleichs beſon⸗ 
ders gefährlich, weil ſie von dem Vergleichsverfahren und 
dem Vergleiche unberührt bleiben und bleiben müſſen, 
wenn man daran feſthalten will, daß das Vergleichs 
verfahren das Unternehmen am Leben erhalten ſoll. Der 
Schuldner kann ſich aber in ihrer Eingehung zurück⸗ 
halten, und dazu verpflichtet ihn das Geſetz. Neu⸗ 
ſchulden ſoll er nur inſoweit frei eingehen, als ſie „zum 
gewöhnlichen Geſchäftsbetrieb“ gehören; bei anderen 
bedarf er der Zuſtimmung des Vergleichsverwalters, der 
damit die perſönliche Verantwortlichkeit für die Sach⸗ 
gemäßheit der neuen Verbindlichkeit übernimmt. Auch 
der Eingehung von Verbindlichkeiten, die zum gewöhn⸗ 
lichen Geſchäftsbetrieb gehören, kann der Verwalter 
widerſprechen; dann ſoll der Schuldner auch ſie nicht 
vornehmen. Von beſonderem Intereſſe für die Gläu⸗ 
biger iſt natürlich die Kaſſenverwaltung des Schuldners. 
Der Verwalter kann ſie ihm aus der Hand nehmen; 
auf ſein Verlangen muß der Schuldner geſtatten, daß 
alle eingehenden Gelder von dem Verwalter entgegen⸗ 
genommen und Zahlungen nur von dem Verwalter ge⸗ 
leiſtet werden. Dieſe Vorſchriften können dazu führen, 
daß das Geſchäft des Schuldners während des Ver⸗ 
gleichsverfahrens ſtillgelegt wird — was freilich dem 
Grundgedanken des Verfahrens nicht entſprechen würde 
—, oder daß der Verwalter ähnlich wie ein Konkursver⸗ 
walter das Geſchäft nach ſeinem Ermeſſen fortführt. 
Dieſe Möglichkeit beſteht nicht nur bis zum Abſchluſſe 
des Vergleichs, ſondern auch während des Über⸗ 
wachungsverfahrens, ſo daß dem Schuldner unter Um⸗ 
ſtänden jahrelang ſein Geſchäft aus der Hand genommen 
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werden kann. Dritten gegenüber find die Beſchrän⸗ 
kungen in der Eingehung von Verbindlichkeiten ohne 
Bedeutung. Die Gefahr der Kaſſenführung durch den 
Verwalter trägt der Schuldner; wer an den Verwalter 
zahlt, wird frei, auch wenn der Verwalter das Geld 
z. B. veruntreut. Handelt der Schuldner den Beſchrän⸗ 
kungen zuwider, überläßt er alſo z. B. nicht die Kaſſen⸗ 
geſchäfte dem Verwalter, ſo ſetzt er ſich der Gefahr aus, 
daß das Verfahren eingeſtellt und der Konkurs eröffnet 
wird ($ 100 Nr. 3). 


X. Die Verhandlung im Vergleichs- 
termin iſt im großen und ganzen ebenſo geſtaltet 
wie bisher. Der Offenbarungseid — der 
Name iſt beſeitigt — iſt durch eine Art eidlicher Ver⸗ 
nehmung des Schuldners erſetzt; der Schuldner braucht 
nur zu ſchwören, wenn das Gericht es zur Herbei— 
führung wahrheitsgemäßer Angaben für nötig hält; 
der einzelne Gläubiger kann die Eidesleiſtung nicht 
verlangen (S. 69). Die Stimmrechtsbeſchrän⸗ 
kungen ſind vermehrt. Gläubiger, deren Kapital⸗ 
forderungen durch den Vergleich nicht betroffen werden, 
haben kein Stimmrecht, auch dann nicht, wenn ſie an 
Zinsrückſtänden einen Ausfall erleiden ($ 72 Abſ. 1). 
Der künſtlichen Vermehrung von Kopfſtimmen durch 
Forderungsteilung tritt $ 72 Abſ. 2 Satz 1 entgegen. 
Entgegen weitergehenden Vorſchlägen iſt es dabei ge⸗ 
blieben, daß nur das Stimmrecht des Ehegatten und 
feines Rechtsnachfolgers beſchränkt iſt (5 75). Zuläſſig 
bleibt die ſchriftliche Zuſtimmung; ſie wirkt 
auch, wenn die Forderung im Vergleichstermin beſtrit⸗ 
ten wird, ſofern ſie der Gläubiger nicht entſprechend be⸗ 
ſchränkt 6 73). Schwierigkeiten bot bisher die An de⸗ 
rung des Vergleichs vorſchlags zum Nach⸗ 
teil der Gläubiger. Das Geſetz (§ 76) löſt fie fo: Das 
Vergleichsgericht entſcheidet maßgeblich, ob der Vorſchlag 
zum Nachteil der Gläubiger geändert worden iſt; be⸗ 
jaht es die Frage, ſo darf über den geänderten Vorſchlag 
nur abgeſtimmt werden, wenn entweder — was kaum 
vorkommen wird — alle Vergleichsgläubiger im 
Termin anweſend find oder der Vorſchlag den Gläu⸗ 
bigern noch vor dem Termin mitgeteilt werden konnte. 
Beharrt der Schuldner auf einer Abſtimmung über den 
geänderten Vorſchlag, obgleich ſie nicht zuläſſig iſt, ſo 
liegt darin eine Rücknahme des Vergleichsantrages, 
wenn es nicht etwa zur Vertagung nach § 77 Abſ. 2 
kommt. Die Annahme des Vorſchlags iſt erleichtert. 
Die Kopfmehrheit wird grundſätzlich, wie im Konkurſe, 
von der Zahl der anweſenden, nicht mehr, wie 
bisher, ſämtlicher ſtimmberechtigten Gläubiger berech⸗ 
net; abweſende Gläubiger werden nur gezählt, wenn 
fie dem Vergleich zugeſtimmt haben ( 74 Abſ. 1 Nr. 1). 
Andererſeits bedarf künftig auch ein reiner Stundungs⸗ 
vergleich der *-Summenmehrheit. Wie im Konkurſe 
kann der Schuldner die einmalige Vertagung ver⸗ 
langen, wenn nur die Kopf- oder die Summenmehrheit 
erreicht worden iſt ($ 77). 


XI. Bedenken gegen die Beſtätigung führen 
nicht mehr zu einer Verwerfung des Vergleichs, ſondern 
zu einer Verſagung der Beſtätigung; ein ſachlicher 
Unterſchied liegt darin nicht. Die Verſagungsgründe — 
die gleichen wie bisher — ſind künftig ſämtlich von 
Amts wegen zu beachten ($ 79). Nach der Beſtätigung, 
die verkündet wird, iſt den Vergleichsgläubigern — 
auch denen, deren Forderungen ſtreitig geblieben ſind — 
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der weſentliche Inhalt des Vergleichs unter Hinweis 
auf die Beſtätigung mitzuteilen ($ 78 Abſ. 4) — eine 
unter Umſtänden erhebliche Belaſtung des Gerichts mit 
Schreibwerk. 


Neu geregelt iſt die Vollſtreckbarkeit der 
eingetragenen Vergleichsforderungen 
($ 85). Künftig hindert fie nur noch der Widerſpruch 
des Schuldners oder des Vergleichsverwalters. Beſtreitet 
nur ein Gläubiger eine Forderung im Vergleichstermin, 
fo muß zwar das Gericht über das Stimmrecht ent⸗ 
ſcheiden, die Vollſtreckbarkeit der Forderung wird aber 
dadurch nicht mehr gehindert. Es muß alſo künftig 
feſtgeſtellt werden, wer eine Forderung beſtritten hat. 
Deshalb ſchreibt $ 74 Abſ. 4 Satz 1 einen entſprechen⸗ 
den Vermerk in dem Gläubigerverzeichnis vor, und 
Richter und Urkundsbeamter werden auf ihn beſonders 
achten müſſen, weil ſie ſich ſonſt Rückgriffen ausſetzen 
können. Die Vollſtreckung findet „in gleicher Weiſe 
ſtatt wie aus einem vollſtreckbaren gerichtlichen Urteil“. 
Das bedeutet gegenüber dem bisherigen Recht eine Be⸗ 
ſchränkung der Vollſtreckungsgegenklage; ſie kann 
($ 767 Abſ. 2 3PO.) nur noch auf Gründe geſtützt 
werden, die nach dem Vergleichstermin entſtanden ſind. 
Schuldner und Verwalter werden daher der Frage des 
Beſtreitens eine erhöhte Aufmerkſamkeit zuwenden, 
namentlich genau prüfen müſſen, ob etwa Abſchlags⸗ 
zahlungen geleiſtet oder Aufrechnungs möglichkeiten ger 
geben ſind. Nach wie vor ſoll aber die „Feſtſtellung zur 
Tabelle“ keine Rechtskraft machen; daher ſpricht § 85 
Abſ. 1 nur von einem „vollſtreckbaren“, nicht von einem 
rechtskräftigen Urteil. Für die Vollſtreckung gegen den 
Vergleichsbürgen iſt es nach § 85 Abſ. 2 
Halbſ. 2 künftig unerheblich, ob die Bürgſchaftserklä⸗ 
rung mündlich im Vergleichstermin abgegeben, dem 
Vergleichsantrag beigefügt oder während des Verfahrens 
dem Gericht eingereicht worden iſt; das Reichsgericht 
hat das auch ſchon für das bisherige Recht angenom⸗ 
men (RG. 143, 100; 146, 300). Die Vollſtreckungs⸗ 
erleichterung bei der Wiederauflebensklauſel iſt bereits 
erwähnt. 


XII. Die weſentlichſte Neuerung bildet neben dem 
gerichtlichen Vorverfahren die Überwachung der 
Vergleichserfüllung ( 90—96). Nach bis⸗ 
herigem Recht wurde mit der Beſtätigung des Vergleichs 
das Verfahren alsbald aufgehoben; die Erfüllung des 
Vergleichs war Sache des Schuldners nach Maßgabe 
einer etwa mit den Gläubigern getroffenen Abrede und 
unterlag keiner gerichtlichen Aufſicht. Dieſer Regelung 
gab man Schuld, daß häufig Vergleiche nicht durch⸗ 
geführt wurden. Das Geſetz geht daher den umgekehr⸗ 
ten Weg: die Aufhebung des Verfahrens gleichzeitig 
mit der Beſtätigung iſt die Ausnahme, die an beſtimmte 
Vorausſetzungen geknüpft wird. Dieſe Vorausſetzun⸗ 
gen hängen zum Teil von dem Willen der Gläubiger 
ab; für ſie wird vermutlich nicht ohne Bedeutung ſein, 
daß die Fortſetzung des Verfahrens unter Umſtänden 
beträchtliche Koſten verurſachen kann. Das Verfahren 
iſt, neben dem Falle der Geringfügigkeit — 20 000 RM. 
Nennbetrag, nicht Quote, der vollſtreckbaren, nicht der 
unbeſtrittenen, Vergleichsforderungen —, mit der Ver⸗ 
gleichsbeſtätigung aufzuheben, wenn die Vergleichs⸗ 
mehrheit der Gläubiger es vor der Beſtätigung bean⸗ 
tragt oder wenn der Schuldner ſich im Vergleich einer 
freiwilligen Erfüllungsüberwachung 
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unterworfen hat. Der letzte Fall wird wahrſcheinlich 
der Hauptfall einer alsbaldigen Aufhebung ſein. Für 
ihn gibt das Geſetz verſchiedene Vorſchriften, die teils 
ergänzend teils zwingend ſind. Hiermit kommt es 
einem unleugbaren Bedürfnis entgegen. Denn mancher 
„Treuhandvergleich“ hat nicht durchgeführt werden 
können, weil nachträglich Veränderungen eingetreten 
ſind, die die Parteien nicht bedacht hatten. Die Über⸗ 
wachungsperſon heißt Sachwalter; ſie kann und wird 
wohl in der Regel der bisherige Vergleichsverwalter 
ſein. Seinen Auftrag leitet der Sachwalter vom 
Schuldner her; gleichwohl kann das Gericht, wenn die 
Parteien nicht anderes vereinbart haben, ihn abſetzen 
und gegebenenfalls durch einen anderen erſetzen. Ver⸗ 
fügungsbeſchränkungen dauern fort und können ſogar 
trotz der Aufhebung des Verfahrens neu angeordnet 
werden. Die Beendigung der Überwachung macht das 
Gericht auf Antrag öffentlich bekannt; es kann dabei 
unter Umſtänden auch entſcheiden, ob die Überwachung 
ſchon beendet iſt. Die Anwendbarkeit des $ 419 BGB., 
der manchem Treuhänder große Schwierigkeiten bereitet 
hat, wird für den Sachwalter ausgeſchloſſen. § 93 
ſchafft in Anlehnung an die Vorſchriften über die 
Schuldverſchreibungshypothek ($$ 1187, 1189 BGB.) 
die dringend erwünſchte ſichere Möglichkeit, die Ver⸗ 
gleichserfüllung für die Vergleichsgläubiger unmittel⸗ 
bar dinglich zu ſichern. Leider hat das Geſetz in dieſem 
Zuſammenhange nicht entſchieden, ob der Treuhand⸗ 
vergleich gegenüber einem ſpäteren Konkurſe ſtandhält; 
das Reichsgericht (RG. 145, 253) hat es bekanntlich 
verneint. Wird das Verfahren nicht mit der Beſtäti⸗ 
gung aufgehoben, ſo wird es zwecks geſetzlicher 
Erfüllungsüberwachung fortgeſetzt ($ 96). 
Hier bleibt alſo der Vergleichsverwalter im Amte, nur 
beſchränken ſich jetzt ſeine Aufgaben auf die Über⸗ 
wachung der Erfüllung. Konkurs⸗ und Vollſtreckungs⸗ 
ſchutz fallen aber mit der Beſtätigung fort; denn die 
Gläubiger müſſen die Erfüllung des Verſprochenen er⸗ 
zwingen können. Damit ſich das Verfahren nicht ins 
unendliche ausdehnt, hat das Gericht die Zeitdauer an 
der Hand der Vergleichsabreden zu überwachen. Er⸗ 
gibt ſich, daß der Vergleich nicht friſtgerecht erfüllt 
worden iſt oder werden kann, ſo hat das Gericht — 
außer bei verhältnismäßig geringfügigen Rückſtänden 
— von Amts wegen den Konkurs zu eröffnen. 


XIII. Die Vorſchriften über die Einſtellung 
(ö 99— 101), den Anſchlußkonkurs ($$ 102 bis 
107), die beſonderen Arten des Verfah- 
rens ($$ 108—114), die allgemeinen Ver⸗ 
fahrens vorſchriften G 115—121), ſowie die 
Strafvorſchriften c$$ 122, 123) bringen kaum 
Neues. Erwähnenswert iſt etwa: Die Einſtellungs⸗ 
vorſchriften gelten nicht für das geſetzliche Über⸗ 
wachungsverfahren, weil ſie hier ſinnlos wären 
( 100 Abf. 3). Das Geſetz kennt nicht nur drei, 
ſondern vier Fälle eines Anſchlußkonkurſes, der künftig 
im Eröffnungsbeſchluß ſo bezeichnet werden muß: neben 
der Konkurseröffnung bei der Ablehnung der Eröff⸗ 
nung, der Verſagung der Beſtätigung und der Ein⸗ 
ſtellung die Konkurseröffnung wegen Richterfüllung 
des Vergleichs im geſetzlichen Überwachungsverfahren. 
Bei juriſtiſchen Perſonen und Handelsgeſellſchaften iſt 
künftig ein Vergleichsverfahren auch noch im Liqui⸗ 
dationsſtadium zuläſſig. 
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Aus dem neuen Vergleichsrecht 
Bon Oberlandesgerichtsrat Dr. Münzel, Kaflel. 


Das neue Vergleichsrecht weiſt gegenüber dem bis⸗ 
herigen Rechtszuſtande mancherlei abweichende Rege⸗ 
lungen auf, die einer näheren Betrachtung wert ſind. 


1. Die Bedeutung des Antrags 
für den Verfahrensgang. 

Das Vergleichsverfahren (V-verf.) kann wie bisher 
nur auf Antrag eröffnet werden, der im Gegenſatz zum 
Konkursverfahren (K⸗verf.) nur dem Schuldner zu⸗ 
ſteht (8 2 Abſ. 1; bisher $ 1). Früher war in 9 1 Abſ. 3 
ausdrücklich ausgeſprochen, daß im Falle eines gegen 
den Schuldner geſtellten Antrags auf Eröffnung des 
K⸗verf. der Schuldner bei feiner nach $ 105 Abſ. 2, 3 KO. 
vorzunehmenden Anhörung die Eröffnung des Vwerf. 
beantragen könne. Dieſe ausdrückliche Hervorhebung 
fehlt jetzt, das gleiche beſagt aber ſachlich die jetzige 
Faſſung des $ 2 Abſ. 2, daß — was auch bisher ſchon 
ohne ausdrückliche Beſtimmung angenommen wurde — 
nach Eröffnung des K⸗verf. der Antrag auf Eröffnung 
des V⸗verf. nicht mehr geſtellt werden kann; denn daraus 
folgt zugleich, daß er bis dahin zuläſſig iſt. Unter der 
Eröffnung des K⸗verf. wird wohl nicht die rechts⸗ 
kräftige zu verſtehen ſein, ſo daß der Schuldner nicht 
mehr die Möglichkeit hat, gegen die K⸗eröffnung die 
ſofortige Beſchwerde einzulegen zu dem Zwecke, den 
Antrag auf Eröffnung des V⸗verf. noch ſtellen zu 
können. Die Entſcheidung über den Konkursantrag 
eines Gläubigers bleibt bis zur Rechtskraft der Ent⸗ 
ſcheidung, die das Verfahren abſchließt, ausgeſetzt ($ 46). 
Diefer Zeitpunkt wird bei Eröffnung des V⸗verf. auf 
den Zeitpunkt der Beſtätigung des Vergleichs vorverlegt, 
denn nach $ 84 gilt der Konkursantrag von dieſem Zeit⸗ 
punkt an als nicht geſtellt. Die Entſcheidung, die das 
Verfahren abſchließt, würde in dieſem Falle die Auf⸗ 
hebung des Beverf. fein, die aber nicht ſchlechthin mit 
der Beſtätigung des Vergleichs erfolgt (vgl. §ö 90-96). 
Das iſt von Bedeutung für das Nachverfahren. 

Verſchieden vom bisherigen Recht iſt die Zurück⸗ 
nahme des Antrags auf Eröffnung des V-verf. 
geregelt. Von der Erwägung ausgehend, daß ein 
Schuldner, bei dem das Vverf. nicht eröffnet oder nicht 
erfolgreich durchgeführt werden kann, meiſt konkursreif 
ſein wird, wollte ſchon die frühere VerglO. Vorſorge 
dafür treffen, daß ſich in einem ſolchen Falle eine 
Prüfung anſchlietze, ob das Keverf. zu eröffnen ſei. Da 
dieſes nach der Regelung der KO. nur auf Antrag 
eröffnet werden konnte, wählte ſie folgenden Weg: Der 
Antrag auf Eröffnung des Beverf. konnte mit der Folge, 
daß das Gericht nichts Weiteres zu veranlaſſen hatte, 
nur bis zur Entſcheidung über die Eröffnung des V-verf. 
zurückgenommen werden. Für den Fall der Ablehnung 
der Eröffnung galt der Antrag zugleich als nicht zurück⸗ 
nehmbarer Antrag auf Eröffnung des K-verf. ($ 24). 
Nach der Eröffnung des Beverf. konnte der Schuldner 
den Antrag zwar bis zur Beendigung der Abſtimmung 
über den Vergleichsvorſchlag mit dem Erfolge zurück⸗ 
nehmen, daß das V-verf. nicht weiter ging, aber auch 
dann galt der Antrag als auf Eröffnung des Keverf. 
gerichtet weiter fortbeſtehend ($$ 79 Abſ. 1 Nr. 1, 80). 
Das gleiche galt, wenn der Vergleich verworfen wurde 
(8710. Die jetzige VerglO. ſchlägt zu dem gleichen Ziele 
techniſch einen anderen, einfacheren Weg ein, indem die 


Zwangsverkoppelung mit dem Konkursantrag wegfällt. 
Der Antrag auf Eröffnung des V-werf. kann bis zur 
Beendigung der Abſtimmung über den Vergl. vorſchlag 
zurückgenommen werden mit dem Ergebnis, daß das 
Verfahren einzuſtellen iſt (o 99). Wird der Antrag 
zurückgenommen, bevor das Gericht über ihn ent- 
ſcheidet, ſo iſt die Tätigkeit des Gerichts beendet: es 
wird nicht über die Eröffnung des Kzverf. entſchieden. 
Es ſind nur die in dem neu eingeführten gerichtlichen 
Vorverfahren getroffenen Maßnahmen aufzuheben: alſo 
der vorläufige Verwalter ($ 14) aus feinem Amte zu 
entlaſſen und etwa ausgeſprochene Beſchränkungen des 
Schuldners ($ 12) oder Einſtellungen von Vollſtreckungen 
( 13) aufzuheben ($ 15 Abſ. 2; öffentl. Bekannt⸗ 
machung). Iſt es ſchon zur Entſcheidung des Gerichts über 
den Eröffnungsantrag gekommen und die Eröffnung 
abgelehnt worden ($ 19 Abſ. 1), wird nach der Er⸗ 
öffnung der Antrag zurückgenommen und deshalb oder 
aus anderen Gründen das Verfahren eingeſtellt ($$ 100, 
101), der Vergleich nicht beſtätigt (O80 Abſ. 1) oder 
führt das gerichtliche Nachverfahren nicht zum Ergebnis 
G96 Abſ. 5), ſo iſt von Amtswegen über die 
Eröffnung des K⸗verf. zu entſcheiden. Damit iſt zugleich 
die KO. dahin geändert, daß der Konkurs auch ohne 
Antrag eröffnet werden kann. Schließt ſich an die Be⸗ 
ſtätigung des Vergleichs die vereinbarte Über⸗ 
wachung an (8 91—95) und führt fie nicht zur Ber 
friedigung der Gläubiger, fo iſt es — im Gegenſatz zum 
gerichtlichen Nachverfahren — Sache der Gläu⸗ 
biger, die Eröffnung des K-verf. zu beantragen. Dies 
gilt ſelbſt dann, wenn urſprünglich ein Antrag eines 
Gläubigers auf Eröffnung des Keverf. vorlag und das 
V⸗verf. erſt auf den alsdann vom Schuldner geſtellten 
Antrag eröffnet worden iſt, weil der Konkursantrag, 
wie bereits hervorgehoben, ſchon mit der Beſtätigung 
des Vergleichs feine Bedeutung verloren hat ($ 84). 
Gegen die Entſcheidung über die Eröffnung des 
K⸗verf., mag dieſe erfolgen oder mangels Maſſe ab⸗ 
gelehnt werden, ſteht dem Schuld ner die ſofortige 
Beſchwerde mit der Friſt von 1 Woche zu ($$ 19 Abſ. 2, 
80 Abſ. 2, 96 Abſ. 6, 101, 121). Die Verſagung der 
Beſchwerde für den Fall der Nichteröffnung, 
die ſich beim Entwurf aus ſeiner verzwickten Ver⸗ 
weiſungstechnik ergab (vgl. Münzel, DRZ. 1934, 
S. 145 Nr. 2), hat das Geſetz erfreulicherweiſe nicht 
aufrechterhalten. Den Gläubigern ſteht ein 
Beſchwerderecht nicht zu. Dieſe Regelung rechtfertigt 
ſich für den Fall der Konkurseröffnung aus 
der Erwägung, daß ein Gläubiger auch nicht den 
Antrag auf Eröffnung des Veverf. ſtellen kann; er kann 
daher auch naturgemäß nicht die Beſchwerde mit dem 
Ziele der Eröffnung des V-verf. haben. Ob aber im 
Falle der Nichteröffnung des Konkurſes mangels 
Maſſe die Verſagung der Beſchwerde zweckmäßig war, 
kann man füglich bezweifeln. Sollen die Gläubiger, 
namentlich nach der Einſtellung des Verfahrens infolge 
Zurücknahme des Antrags, nach Verſagung der Be⸗ 
ſtätigung des Vergleichs oder ergebnisloſem Nachver⸗ 
fahren, nicht ein Recht auf Nachprüfung haben, ob das 
K⸗verf. zu Recht mangels Maſſe abgelehnt worden iſt, 
etwa unter hilfsweiſem Erbieten zur Sicherheitsleiſtung 
für die Koſten des Verfahrens ($ 107 KO.)? Jetzt 
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zwingt man die Gläubiger nur, einen felbftändigen 
Konkursantrag zu ſtellen. Infolge dieſer Regelung der 
VerglO. ergibt ſich für den Fall, daß ein noch wirkſamer 
Konkursantrag eines Gläubigers fortbeſteht, demgegen⸗ 
über der Schuldner den Antrag auf Eröffnung des 
V⸗verf. geſtellt hatte, die Folge, daß der Richter bei 
Nichteröffnung des Keverf. zwei Entſcheidungen zu 
erlaſſen hat: zuerſt die von Amtswegen über die 
Ablehnung der Konkurseröffnung, unanfechtbar 
für den Gläubiger — nach deren Rechtskraft über 
den bis dahin ausgeſetzten ($ 46) Antrag des Gläu⸗ 
bigers, die der ſofortigen Beſchwerde des Gläubi⸗ 
gers nach der KO. — alſo mit Friſt von 2 Wochen — 
unterliegt. Ein etwas umſtändliches Verfahren! 


2. Der Vollſtreckungstitel. 


Eine durchaus neuartige und eigentümliche rechtliche 
Erſcheinung hat die neue VerglO. in der Eintragung 
der Forderung im Gläubigerverzeichnis in Verbindung 
mit dem beſtätigten Vergleich geſchaffen. Die Feſt⸗ 
ſtellung einer Forderung zur Ko nkurstabelle hat 
nach der ausdrücklichen Vorſchrift des $ 145 Abſ. 2 KO. 
die Wirkung eines „rechtskräftigen Urteils“ 
gegenüber allen Gläubigern; aus der Tabelle findet 
gegen den Schuldner, wenn auch er die Forderung nicht 
beſtritten hat, die Vollſtreckung nach Beendigung des 
K⸗verf. ſtatt ($ 164 Abſ. 2 KO.). Nach dem bisherigen 
Vergleichsrecht fand aus dem Vermerk der Anerken⸗ 
nung im Gläubigerverzeichnis, die ein Nichtbeſtritten⸗ 
fein ſeitens des Schuldners, der Aufſichtsperſon und 
der Gläubiger vorausſetzte ($ 62 Abſ. 4), in Verb. mit 
dem beſtätigten Vergleich die Vollſtreckung ſtatt (§ 75). 
Ob dieſe Anerkennung ein materielles Rechts⸗ 
geſchäft in prozeſſualer Form (ſo Kieſow $ 75 
Anm. 1) oder lediglich Prozeß handlung (ho 
Bley d 75 Bem. 1 3) war, mag dahinſtehen, weſentlich 
iſt, daß gegen den auf ihr aufgebauten Vollſtreckungs⸗ 
titel — wie gegen die Unterwerfung unter die Zwangs⸗ 
vollſtreckung — die Vollſtreckungsgegenklage nicht den 
Beſchränkungen des $ 767 Abſ. 2 3 O. unterlag, daß 
alſo der Schuldner ſeine Einwendungen auch auf vor 
der Anerkennung liegende Gründe ſtützen konnte 
(RG. 146 S. 133, 140). Im neuen Recht hat das 
Nichtbeſtreiten einer Forderung ſeitens des Schul d⸗ 
ners oder des Vergleichsverwalters (das 
Beſtreiten der Gläubiger iſt inſoweit jetzt ohne 
Einfluß) die Bedeutung, daß aus der Eintragung im 
Gläubigerverzeichnis in Verb. mit dem beſtätigten Ver⸗ 
gleich die Zwangsvollſtreckung „wie aus einem voll⸗ 
ſtreckbaren gerichtlichen Urteil“ ſtattfindet. 
Wie aus dieſer Faſſung hervorgeht und in der Begrün⸗ 
dung zum Entwurf S. 49/50 ausdrücklich betont wird, 
ſollte die nicht beſtrittene Forderung nicht einer 
rechtskräftig feſtgeſtellten gleichſtehen, es 
ſollte nur eine Vollſtreckungswirkung ge⸗ 
ſchaffen werden. Es fragt ſich aber, ob in Wirklichkeit 
nicht etwas darüber Hinausgehendes oder gar etwas 
Anderes geſchaffen worden iſt. 

Die Gleichſtellung mit einem vollſtreckbaren gericht⸗ 
lichen Urteil hat — das betont auch die Begründung 
zum Entwurf — zur Folge, daß $ 767 Abſ. 2 3p O. 
Platz greift, daß alſo die Vollſtreckungsgegenklage nur 
noch auf nach dem Nichtbeſtreiten entſtandene Gründe 
geſtützt werden kann. Durch dieſe Geſtaltung iſt die 
Eintragung der nichtbeſtrittenen Forderung im Gläu⸗ 
bigerverzeichnis zu einem merkwürdigen Zwitterding 
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geworden: Von den auf Rechts- oder Prozeß- 
handlungen beruhenden Vollſtreckungstiteln — wie 
etwa der Unterwerfung unter die Zwangsvollſtreckung 
— unterſcheidet ſie ſich dadurch, daß auf frühere 
Gründe für Einwendungen gegen die Vollſtreckung 
nicht zurückgegriffen werden kann; vor dem auf einer 
Entſcheidung beruhenden vollſtreckbaren Urteil hat 
fie den Vorzug, daß fie außerhalb eines Rechts- 
mittelzuges ſteht und infolgedeſſen vorher 
liegende Gründe gegen das Beſtehen oder die Höhe 
der Forderung nicht noch mit einem Rechts- 
mittel geltend gemacht werden können. Im Ergebnis 
ſteht die Eintragung in das Gläubigerverzeichnis einem 
nicht mehr mit einem Rechtsmittel nachprüf⸗ 
baren und zu beſeitigenden vollſtreckbaren Ur⸗ 
teil gleich, alſo einem Urteil, das, weil es im Rechts⸗ 
mittelzuge kein Rechtsmittel mehr gibt oder weil die 
Rechtsmittelfriſt abgelaufen iſt, für den Gläubiger ſo 
gut wie ein rechtskräftiges iſt. Es fragt ſich, 
ob zwiſchen dieſer nicht mehr beſeitigbaren 
Vollſtreckbarkeit und einer rechtskräfti⸗ 
gen Feſtſtellung noch ein Unterſchied beſteht. 
Es können ſich Verſchiedenheiten ergeben, inſoweit die 
rechtskräftige Feſtſtellung ſich auch in 
anderen Rechtsſtreiten auswirkt, in denen die rechts⸗ 
kräftig feſtgeſtellte Rechtsfolge die Vorausſetzung für 
den erhobenen Anſpruch bildet, welche Folge der Voll⸗ 
ſtreckungswirkung abgehen würde. Was aber die Durch⸗ 
führung des im Gläubigerverzeichnis feſtgeſtellten An⸗ 
ſpruchs ſelbſt angeht, iſt nicht der geringſte Unterſchied 
zu erſehen. 

Es bleibt noch die intereſſante Frage, ob und unter 
welchen Vorausſetzungen die Feſtſtellung im Gläubiger⸗ 
verzeichnis — wie das rechtskräftige Urteil im Wieder⸗ 
aufnahmeverfahren — wieder beſeitigt werden kann. 
Eine nähere Unterſuchung dieſer Frage würde hier zu 
weit führen. Ich glaube aber, man wird zu dem Er⸗ 
gebnis kommen, daß infolge der Mängel heilenden 
Kraft der Vergleichsbeſtätigung die in der Eintragung 
im Gläubigerverzeichnis liegende Wirkung noch weniger 
beſeitigt werden kann, als das rechtskräftige Urteil durch 
Wiederaufnahme des Verfahrens. Praktiſch beſonders 
bedeutſam iſt, daß der hauptſächlich in Frage kommende 
Geſichtspunkt der irrtümlichen Unterlaſ⸗ 
ſung des Beſtreitens — ganz abgeſehen von der 
heilenden Kraft der Vergleichsbeſtätigung (RG. 122, 
363; 127, 372) — als Irrtum im Beweggrund un⸗ 
erheblich iſt. Es kann auch keinem Zweifel unterliegen, 
daß die gegenüber einem ſelbſtändigen Schuld⸗ 
anerkenntnis mögliche Kondiktio — ganz abgeſehen von 
der Frage, ob das Nichtbeſtreiten durch den Schuldner 
ein ſolches Schuldanerkenntnis darſtellt — gegenüber 
dem in der Eintragung in das Gläubigerverzeichnis 
geſchaffenen vollſtreckbaren Urteil ebenſowenig zu 
wirken vermag wie gegenüber dem entſprechenden An⸗ 
erkenntnisurteil, wenn dieſes mit einem Rechtsmittel 
nicht mehr anfechtbar iſt (vgl. dazu Stein⸗Jonas, 
$ 307 Bem. V). Zumindeſt ſteht die Eintragung im 
Gläubigerverzeichnis mit der ihr innewohnenden 
Wirkung, was die Möglichkeit der Beſeitigung 
angeht, nicht ſchlechter als die einem rechtskräftigen 
Urteil gleichſtehende Eintragung in der Konkurstabelle. 

Aus der neuartigen Geſtaltung der Eintragung im 
Gläubigerverzeichnis in Verb. mit dem beſtätigten Ver⸗ 
gleich, die in Geſtalt einer nicht mehr beſeitigbaren 
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Vollſtreckungswirkung des vollſtreckbaren Urteils dem 
rechtskräftigen Urteil gleichkommt, müſſen die erforder⸗ 
lichen Folgerungen gezogen werden. Das bedeutet auf 
der einen Seite, daß neben dem in der Eintragung 
liegenden Titel, außer wenn er aus beſonderen Gründen 
nicht zum Ziele ſollte führen können, kein rechtliches 
Intereſſe an einer Klage mit dem Ziele einer rechts⸗ 
kräftigen Feſtſtellung des Anſpruchs beſteht, wie dies 
im Gegenſatz dazu Wiers in DIZ. 1935 Sp. 549 
rechtfertigen will. Auf der anderen Seite ſcheint mir 
eine Nachprüfung der Frage geboten zu ſein, ob frühere 
Titel infolge der Eintragung im Gläubigerverzeichnis 
in Verb. mit dem beſtätigten Vergleich nicht ihre Voll⸗ 
ſtreckbarkeit verlieren, was das RG. 132, 113 verneint, 
während es dies bei der Eintragung in die Konkurs⸗ 
tabelle bejaht (112, 300 vgl. dazu Bley $ 75 alte 
VerglO. Bem. IV). Nachdem in der tatſächlichen 
Wirkung beide Fälle übereinſtimmen, iſt für eine ver⸗ 
ſchiedene Behandlung eigentlich kein Raum mehr. Die 
Fortdauer der Vollſtreckbarkeit früherer Titel hat zur 
Folge, daß aus ihnen auf den vollen Betrag wie nach 
eingetretener Verfallswirkung vollſtreckt werden kann, 
ohne daß der Gläubiger wie bei der Vollſtreckung aus 
der Eintragung im Gläubigerverzeichnis die in $ 9 
vorgeſehene beſondere Mahnung nach Fälligkeit glaub⸗ 
haft zu machen braucht. Dieſe Bevorzugung kommt 
dieſen früheren Titeln nach der heute geltenden Auf⸗ 
faſſung ſogar dann zu, wenn der Anſpruch vom 
Schuldner oder Vergleichsverwalter beſtritten worden 
und deshalb die Eintragung in das Gläubigerverzeichnis 
als nicht unbeſtritten unterblieben iſt. In dieſem Falle 
iſt dieſe Bevorzugung gegenüber anderen, nicht be- 
ſtrittenen Forderungen aber nicht verſtändlich. Von 
einer Regelung in dem Sinne, daß frühere Titel für 
beteiligte Forderungen durch die Vergleichsbeſtätigung 
ihre Vollſtreckbarkeit ſchlechthin verlieren, hat man ſich, 
nach früheren Verlautbarungen zu ſchließen, abhalten 
laſſen aus der Erwägung, daß alsdann Gläubiger mit 
ſolchen Titeln, falls fie vom VerglVerf. keine Kenntnis 
erlangt haben und daher möglicherweiſe die Prüfung 
und Eintragung ihrer Forderung unterblieben ſein 
ſollte, neu klagen müßten. Hier hätte ſich, wie ich in 
DRZ. 1934, 147 Nr. 7 angeregt habe, ein einfacher 
Ausweg in der nachträglichen Eintragung in das Gläu⸗ 
bigerverzeichnis finden laſſen. Hat der Gläubiger ein 
rechtskräftiges Urteil, ſo beſtehen, falls der Schuldner 
nicht nachträgliche Tilgung behauptet, keinerlei Be⸗ 
denken; wird die Forderung aber gerade wegen einer 
ſolchen Tilgung beſtritten, ſo liegt kein Grund vor zur 
Bevorzugung hinſichtlich der Vollſtreckung. Daß ein 
Gläubiger, der ein nur vollſtreckbares Urteil hat, bei 
dem alſo noch das Prozeßverfahren läuft, keine Kenntnis 
von dem V⸗verf. erhält, dürfte kaum vorkommen. Hält 
der Schuldner auch im Vergleichsverfahren ſein Be⸗ 
ſtreiten aufrecht, ſo iſt wieder nicht der geringſte Grund 
erſichtlich, weshalb ein ſolcher Gläubiger in der Voll⸗ 
ſtreckung bevorzugt ſein ſollte; wenn und ſoweit zur 
Höhe der Schuldner im V-verf. fein Beſtreiten aber 
nicht aufrechterhält und entſprechend der V-werwalter 
ebenfalls nicht beſtreitet, beſteht kein Bedenken gegen 
eine nachträgliche Aufnahme in das Gläubigerver⸗ 
zeichnis, da das Beſtreiten eines Gläubigers nach der 
jetzigen Regelung nur für das Stimmrecht, nicht aber 
für die Berückſichtigung bei der Befriedigung und für 
die Vollſtreckung von Bedeutung iſt. Die jetzige Auf⸗ 
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faſſung, daß aus früheren Titeln ohne Erfüllung der 
Vorausſetzungen des 9 9 die Vollſtreckung auf die volle 
Summe möglich iſt, und das Unterlaſſen einer Regelung 
dieſes Punktes in der neuen VerglO. bringen in die 
erfreuliche Klarheit, die die Regelung des $ 9 hin» 
ſichtlich der Vollſtreckung auf die volle Summe geſchaffen 
hat, wieder Verwirrung. 


3. Aufſchiebend bedingte Forderungen. 

Im bisherigen Vergleichsrecht galt infolge der Ver⸗ 
weiſung in $ 2 auf die KO. deren $ 67: „Forderungen 
unter einer aufſchiebenden Bedingung berechtigen nur 
zu einer Sicherung.“ Eine entſprechende Beſtimmung 
enthielt der Entwurf in $ 31 Abſ. 2. Im Geſetz iſt 
dieſer Abſatz weggefallen. Es könnte dadurch der Ein⸗ 
druck entſtehen, als ob Gläubiger einer unter einer auf⸗ 
ſchiebenden Bedingung ſtehenden Forderung überhaupt 
nicht am Verf. beteiligt ſeien, daß alſo der nach Er⸗ 
öffnung des Verfahrens eintretende Rechtserwerb eine 
ſog. Neu forderung zur Folge habe. Das iſt aber nicht 
der Fall. Nach § 25 ſind am Verfahren beteiligt alle 
Gläubiger, die einen zur Zeit der Eröffnung des Verf. 
begründeten Vermögensanſpruch haben. Be⸗ 
gründet in dieſem Sinne ſind bedingte Anſprüche 
ſchon in dem Zeitpunkte, in dem der zur Erzeugung des 
Anſpruchs mit Ausnahme des Eintritts der Bedingung 
erforderliche Tatbeſtand vollendet iſt. Daß dies auch 
der Standpunkt des Geſetzes iſt, ergibt ſich zweifellos 
daraus, daß $ 71 Abſ. 3 eine Regelung des Stimmrechts 
für aufſchiebend bedingte Forderungen enthält. Damit 
iſt das Beteiligtſein der aufſchiebend bedingten For⸗ 
derungen klargeſtellt. Der Grund für die Streichung 
der erwähnten Beſtimmung war, wie aus Vogels 
$ 31 Bem. II 1 zu erſehen iſt, daß dem Gläubiger einer 
ſolchen Forderung nicht das Recht auf eine Sicher⸗ 
ſtellung eingeräumt werden ſollte, weil auch ſonſt 
der Gläubiger keine Sicherung dagegen verlangen könne, 
daß bis zum Eintritt der Bedingung die Vermögens⸗ 
lage des Schuldners und damit die Ausſicht auf Er⸗ 
füllung ſeines Anſpruchs ſich verſchlechtere. Geſetzes⸗ 
techniſch war es allerdings nicht beſonders glücklich, das, 
was gegenüber dem bisherigen Rechtszuſtand geändert 
werden ſollte, durch Schweigen zum Ausdruck zu 
bringen; Kieſo w, JW. 1935, 984 vermutet in dem 
Wegfall des Abſ. 2 des $ 31 E ſogar einen Druckfehler. 

Die Rechtslage hinſichtlich der Erfüllung aufſchiebend 
bedingter Forderungen iſt jetzt folgende: Nicht wie bei 
beſtrittenen Forderungen ($ 96) kann das Gericht ent⸗ 
ſcheiden, ob und inwieweit der Gläubiger an der Be⸗ 
friedigung durch Sicherſtellung und in welcher Art zu 
beteiligen iſt. Er nimmt an der Erfüllung erſt nach 
Eintritt der Bedingung teil; in dieſem Zeitpunkte 
werden aber mit einem Male alle etwa bisher bereits 
fällig gewordenen Raten fällig. Das kann für den 
Schuldner recht unangenehm ſein. Es wäre daher — 
weniger wegen des Gläubigers als im Intereſſe des 
Schuldners — vielleicht doch ratſam geweſen, die Sicher⸗ 
ſtellung (Hinterlegung) der bis zum Eintritt der Be⸗ 
dingung fällig werdenden Raten vorzuſehen oder zu⸗ 
mindeſt der Entſcheidung des Gerichts zu unterſtellen, 
das alle Umſtände, insbeſondere die Wahrſcheinlichkeit 
des Eintritts der Bedingung, hätte berückſichtigen 
können. Für die Vollſtreckung bildet auch bei der auf⸗ 
ſchiebend bedingten Forderung deren Eintragung in das 
Gläubigerverzeichnis in Verb. mit dem beſtätigten Ver⸗ 
gleich den Titel. Allerdings muß der Gläubiger zur 
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Erlangung der Vollſtreckungsklauſel den Eintritt ber 
Bedingung gemäß § 726 3PO. durch öffentliche oder 
öff. beglaub. Urkunden nachweiſen, oder, wenn er dies 
nicht kann, auf Erteilung der Klauſel klagen G 731 
ZPO.). Wenn er wegen Verfalls auf den 
vollen Betrag vollſtrecken will, hat er außerdem die 
in $ 9 vorgeſehene Mahnung glaubhaft zu machen. 


4. Die Verpflichtungs fähigkeit 
des Schuldners. 


Eine Gefährdung der erfolgreichen Vergleichsdurch⸗ 
führung bilden die Verpflichtungen des Schuldners aus 
nach der Eröffnung des Vverf. getätigten Ges 
ſchäften, die am Verf. nicht beteiligt ſind. Nach ver⸗ 
ſchiedenen anderen Verſuchen hat die VerglO. einen 
neuen Weg der Abhilfe eingeſchlagen. Sie beſtimmt 
in § 57, daß der Schuldner Verbindlichkeiten, die nicht 
zum gewöhnlichen Geſchäftsbetriebe gehören, nur mit 
Zuſtimmung des Vverwalters eingehen ſol l; 
auch die Eingehung zum gewöhnlichen Geſchäftsbetriebe 
gehörender Verbindlichkeiten ſol l er unterlaſſen, wenn 
der V⸗verwalter dagegen Einſpruch erhebt. Diefe 
Faſſung ſtellt klar, daß dementgegen vom Schuldner 
eingegangene Verbindlichkeiten wirkſam ſind. Wes⸗ 
halb nicht die Wirkungsloſigkeit ſolcher Handlungen 
des Schuldners vorgeſehen iſt, erhellt aus der grundſätz⸗ 
lichen Einſtellung unſeres Rechts. 

Es unterſcheidet zwiſchen Verfügungen und 
Verpflichtungen und dementſprechend der Fähig⸗ 
keit zu ihrer Tätigung. Beide Arten von Rechtsgeſchäften 
bedeuten eine Minderung des Vermögens: die Ver- 
fügung in Geſtalt der Anderung oder Verminderung 
der Aktiven durch eine unmittelbare Übertragung 
oder Belaſtung, die Verpflichtung durch Vermeh⸗ 
rung der Paſſiven. Eigenartig iſt der Unterſchied, 
der für die Fähigkeit zur Vornahme dieſer Geſchäfte in 
der Stärke der Verbindung zwiſchen der Rechts⸗ 
perſönlichkeit und ihrem betroffenen Vermögen beſteht. 
Der an ſich anzunehmende Grundſatz, daß allein das 
Subjekt des Vermögens auf dieſes einwirken könne, 
iſt nur für die Verpflichtung ſtreng durchgeführt. 
Hier kann ſelbſt der Ehemann ſeine Ehefrau und deren 
Vermögen nicht verpflichten (§ 1375 BGB). Dagegen 
kennt unſer Geſetz — außer der an Stelle des Rechts⸗ 
ſubjektes wirkenden Vertretung — die Verfügung 
über fremdes Vermögen, ſei es, daß dieſes Recht 
einem Dritten eingeräumt iſt (z. B. 99 966, 1003, 
1087, 1235, 1376 Nr. 1 BGB.), ſei es, daß ein ge⸗ 
wiſſer Rechtsſchein im Zuſammenhang mit dem 
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guten Glauben dieſen Erfolg hat ($$ 892, 932, 
1207 BGB.). Die Fähigkeit zur Verfügung fällt im 
Gegenſatz zur Verpflichtungsfähigkeit nicht notwendig 
mit dem Subjekte des Vermögens zuſammen. Dem 
entſpricht es, daß unſer Recht es in weitergehendem 
Maße ermöglicht, dem Subjekt des Vermögens die 
Fähigkeit zur Verfügung zuentziehen als 
zur Verpflichtung, obwohl die Folgen für den 
Geſchäftspartner in beiden Fällen genau die gleichen 
find: nämlich die Beſchränkung des entſprechenden 
Erwerbs. Außer zahlreichen geſetzlichen Ver⸗ 
fügungsverboten kann die Verfügungsfähigkeit durch 
richterliche oder behördliche Maßnahmen eingeſchränkt 
oder befeitigt werden (z. B. d 135, 136 BGB.; 89 6, 
7 KO.; 88 12, 58 ff. Vergl O.). Dagegen iſt unſerem 
Recht kein Fall bekannt, in dem eine Verpflich⸗ 
tung völlig wirkungslos ſein könnte und der 
Gläubiger keinen Anſpruch erwerben würde. Höchſtens 
tritt eine Wirkungsloſigkeit für gewiſſe Vermögens⸗ 
teile ein, ſo bei der Konkurseröffnung für das in 
dieſem Zeitpunkt vorhandene Vermögen, im ehelichen 
Güterrecht für einzelne Vermögensmaſſen G. B. 6$ 1399, 
1411 ff. BGB.); dabei iſt allerdings im Gegenſatz zu 
den nur den Schutz beſtimmter Perſonen bezweckenden 
Verfügungsbeſchränkungen der gute Glaube des Ge⸗ 
ſchäftspartners unerheblich. Der in den genannten 
Fällen eingeſchlagene Weg war beim Vergleichsverfahren 
nicht gangbar, weil hier nicht — wie namentlich beim 
Konkursverfahren — eine Abſcheidung von Vermögens⸗ 
teilen nach bisherigen und neuen Gläubigern ſtattfindet. 
So blieb nur die Möglichkeit, entweder mit einer gegen 
Dritte vollwirkſamen Entziehung oder Beſchränkung 
der Verpflichtungsfähigkeit einen neuen Schritt im 
deutſchen Recht zu tun oder auf die Wirkſamkeit der 
Beſchränkung gegen Dritte ganz zu verzichten. Der 
erſte Weg hätte das Geſchäftsleben zu ſehr belaſtet, da 
die Geſchäftspartner die Gefahr dafür getragen hätten, 
ob es ſich um ein unterſagtes Geſchäft handele oder nicht. 
Das Geſetz verſucht feinen Anordnungen dadurch Nach- 
druck zu verſchaffen, daß es dem Schuldner für den Fall 
der Zuwiderhandlung Nachteile androht. Hält der 
Schuldner im gerichtlichen Vorverfahren die vom Richter 
angeordneten Beſchränkungen ſeiner Verpflichtungs⸗ 
fähigkeit nicht inne, und iſt die Zuwiderhandlung nicht 
entſchuldbar, ſo iſt die Eröffnung des Verfahrens ab⸗ 
zulehnen ($ 17 Nr. 9), bei Verſtößen nach der Er⸗ 
öffnung des Verf. iſt dieſes einzuſtellen ($ 100 Abſ. 1 
Nr. 3; nicht mehr im gerichtlichen Nachverfahren), in 
beiden Fällen zugleich mit der Folge, daß über die 
Eröffnung des Krverf. zu entſcheiden iſt ($$ 19, 101). 


Einige Entſcheidungen, mit denen die Jäger ſich nicht abfinden 


Von Erſt. Staatsanwalt Steiner 


I. 

Schon ſeit über 50 Jahren findet die gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung einer die deutſchen Jäger ſehr bewegenden Frage 
immer von neuem deren ablehnende Kritik. Es handelt ſich 
um folgendes: 

Ein Jagdinhaber ſtellt ſich über feine Grenze hinaus in ein 
Nachbarrevier, um von dort aus das auf fein eigenes Revier 
übertretende oder ſich ſchon dort befindliche Wild zu erlegen. 
Kein Zweifel, daß dieſer Jagdinhaber ſich ſtrafbar macht aus 
§ 368° Str. (Betreten eines fremden Reviers in Jagd⸗ 
ausrüſtung), daß er unwaidmänniſch handelt, und daß ihm 
heute nach der kraftvollen Gründung der deutſchen Jägerſchaft 
das Eingreifen des Ehrengerichts ſicher iſt. Kein Zweifel 


auch, daß der Nachbar gegen ihn einen zivilrechtlichen An⸗ 
ſpruch auf Unterlaſſung hat. Aber ſoll das alles ſein? Muß 
der Täter nicht wegen Jagdvergehens beſtraft werden? Ge⸗ 
rade dieſe Frage haben die Gerichte verneint. In den letzten 
Jahren ſind allerdings Entſcheidungen nicht bekanntgeworden, 
aber auch die neuen Kommentare beziehen ſich auf jene 
früheren Entſcheidungen der Gerichte und machen deren Auf⸗ 
faſſung zu der ihrigen'). 


1) A. a. Ebermeyer, StGB., Anmerkung VII 0 
8 292, Dalcke, Strafrecht, Anmerkung 37 zu § 292; ebenſo 
9 er Das Pr. Jagdrecht, Ohshauſen Anmerkung 8 II 
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Schon in einem Urteile des früheren Ober⸗Appellations⸗ 
gerichts vom 17. Januar 1872 (Gottdammers Archiv Bd. 20 
S. 115) iſt ausgeführt, daß ein Jagdinhaber, ſobald das 
Wild ſich auf ſeinem eigenen Revier befinde, berechtigt ſei, 
dasſelbe zu „okkupieren“ und alle zur Beſitznahme dienen⸗ 
den vorbereitenden Handlungen vorzunehmen, 
und daß, auch wenn er die Erlegung von dem fremden 
Reviers aus bewerkſtellige, hierin nicht eine Verletzung des 
Jagdrechts des anderen liege, daß auch das Aufſtellen in dem 
fremden Revier, wenn nicht ſonſtige Handlungen dort vor⸗ 
genommen würden, nicht unter den Begriff des Aufſuchens 
oder Verfolgens von Wild im fremden Revier falle. Dieſen 
Ausführungen iſt zunächſt ſchon entgegenzuhalten, daß zum 
mindeſten die Abgabe des Schuſſes ſicherlich keine nur vor⸗ 
bereitende Handlung mehr iſt. Auch der Erwägung, daß 
ein Jagdvergehen nicht vorliege, weil das Wild ſich nicht 
auf fremdem, ſondern auf dem eigenen Revier befinde, kann 
eine allgemeine Richtigkeit nicht zuerkannt werden. Denn 
ohne Bedenken haben z. B. die Gerichte ſtets ein Jagd⸗ 
vergehen bejaht, wenn ein Jagdinhaber durch Treiber oder 
Hund ſich aus dem Nachbarrevier Wild herüber treiben läßt 
und es dann auf dem eigenen Revier erlegt'), weil das 
Herübertreibenlaſſen des Wildes aus der Nachbarjagd eine 
jagdliche Handlung auf fremdem Revier darſtelle. 
Das iſt ſicherlich richtig, aber nichts anderes iſt die Hand⸗ 
lungsweiſe des Jägers, der vom fremden Revier aus durch 
Anſtand oder Pürſche oder vom nachbarlichen Hochſitz aus 
dem auf eigenem Revier erwarteten oder befindlichen Wild 
nachſtellt. Auch er übt im fremden Revier Jagdhandlungen 
aus, und zwar weit entſcheidendere, als derjenige, der bloß 
den Hund hinüberſchickt. Er geht verſtohlenerweiſe mit 
aller Vorſicht und Sorgſamkeit ins fremde Revier, weil er 
genau weiß, daß er vom eigenen Revier aus dem Wild 
nicht beikommen kann; er nimmt eine Tätigkeit auf fremdem 
Revier vor, Anſtand oder Pürſche, die in der ganzen Jäger⸗ 
welt als beſondere, große Kenntniſſe, Erfahrung und Beob⸗ 
achtung verlangende Art der Jagdausübung gilt. Gelände, 
Wind, eigenes Verhalten und eine ganze Reihe anderer 
Umſtände ſind für den Erfolg dieſer Jagdausübung ent⸗ 
ſcheidend. Und das alles, auf fremdem Revier benutzt und 
vorgenommen, mitſamt dem Schuß auf den Hirſch, Bock 
oder Haſen oder was es ſonſt iſt, ſoll nun deshalb kein 
Jagdvergehen ſein, weil das angepürſchte oder ſonſtwie 
überliſtete Stück Wild nicht auf dem fremden, ſondern auf 
dem eigenen Revier ſich befindet, und dem Täter an ihm 
das ſog. Okkupationsrecht zuſteht! Das alte germaniſche 
Recht wußte noch nichts von Okkupationsrecht und von 
„Herrenloſigkeit“ des Wildes; aber auch die heutigen 
deutſchen Jäger werden ſich nie überzeugen laſſen, daß 
dieſer vom Nachbarrevier ſchießende Jäger kein Wilderer 
ſein ſoll. Die Grenze muß heilig ſein, und auch der Wort⸗ 
laut des heutigen Geſetzes iſt für den waidgerechten Jäger, 
nicht für den Wilderer. Der $ 292 StGB. lautet nicht, daß 
derjenige ſich eines Jagdvergehens ſchuldig macht, der Wild 
nachſtellt, an dem er kein Aneignungsrecht hat, 
ſondern derjenige, der die Jagd ausübt an Orten, 
an denen zu jagen er nicht berechtigt iſt. 
Nicht dem geringſten Zweifel unterliegt es, daß das, was 
der Mann auf dem fremden Revier tut, volle Jagdaus⸗ 
übung iſt. 

Die ein Jagdvergehen verneinende Entſcheidung des Ober⸗ 
Appellationsgerichts vom 17. Januar 1871 ſteht, wie geſagt, 
nicht allein. Einige Jahre fpäter hat das Ober-Tribunal’) 
ſich dieſer Entſcheidung angeſchloſſen mit der Begründung, 
die Berechtigung dieſes Standpunktes ergebe ſich aus der 
Strafvorſchrift des $ 368% StGB., da für die Anwendung 
dieſer letzten Vorſchrift kein Fall denkbar ſei, wenn jedes 
unbefugte Betreten eines fremden Reviers in Jagdaus⸗ 


2) Entſcheidung des Reichsgerichts vom 1. Juni 1886 in 
Rechtſpr. Bd. 8 S. 420 und Entſch. in Golt dammers 
Archiv 1901 S. 366. 

3) Entſch. vom 7. Oktober 1875, Goltd. Archiv 23, S. 454. 
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rüſtung ohne weiteres als ein unbefugtes Jagen angefehen 
werden könne. Diefe Begründung kann noch weniger übers 
zeugen, denn für die Anwendbarkeit des $ 368 StGB. 
bleiben, wenn Anſtand und Pürſche vom fremden Revier aus 
als Jagdvergehen beſtraft werden, alle ſonſtige Fälle eines 
unbefugten Betretens des Nachbarreviers beſtehen. 


Das Reichsgericht endlich“) vertritt dieſelbe Beurtei⸗ 
lung der Rechtslage, wie fie in der Entſcheidung des Ober- 
Appellationsgerichts niedergelegt iſt, und begründet ſie eben⸗ 
falls mit dem Hinweis, daß der Täter nur das ihm zu⸗ 
ſtehende Aneignungsrecht, das Aneignungsrecht an dem auf 
ſeinem Revier befindlichen Wild ausübe. Alſo auch hier 
der Sieg der Theorie des Aneignungsrechtes vor der Praxis 
und Anſchauung der Jägerſchaft und vor dem Wortlaut des 
Geſetzes. Das Reichsgericht betont allerdings in einer 
fpäteren Entſcheidung vom 12. Oktober 1888°), daß der Ans 
ſtand auf fremdem Revier, um von dort aus das auf eigenem 
Revier befindliche Wild zu erlegen, nur dann ſtraf⸗ 
los bleibe, wenn nichts geſchehe, um das Übertreten des 
Wildes von dem fremden auf das eigene Revier herbeizu⸗ 
führen. Dem muß entgegengehalten werden: Schon allein 
der Umſtand, daß der Jäger mit gutem Wind oder guter 
Deckung auf dem fremden Revier, anſtatt mit ſchlechtem 
Wind oder ſchlechter Deckung auf dem eigenen Revier ſich 
aufſtellt oder anpürſcht, iſt für das Wild entſcheidend, ob es 
bleibt oder flüchtet. Gerade aus dieſer Überlegung handelt 
der Täter; gerade die Benutzung der fremden Jagd ſoll ihm 
das Wild vor das Gewehr bringen. Alles was er tut, ges 
ſchieht zu dieſem Zwecke, ſei es auch nur der bloße Anſtand 
oder Anſitz auf dem fremden Revier. Er übt die Jagd 
auf fremdem Revier aus und iſt ſtrafbar nach 9 292 
StGB. Das Reichsgericht felbft hat‘) ſchon das Stehen auf 
Anſtand mit Schießgewehr für einen Akt der Jagdausübung 
erklärt. Wenn dieſer Akt der Jagdausübung vorgenommen 
wird in fremdem Revier, ſo iſt er vorgenommen an einem 
Ort, an dem der Täter nicht das Jagdrecht hat. Was 
Jagdrecht iſt, ſagt $ 1 des Reichsjagdgeſetzes vom 3. Juli 
1934: „Das Jagdrecht iſt die ausſchließliche Befugnis, jagd⸗ 
baren Tieren nachzuſtellen, ſie zu fangen oder zu er⸗ 
legen und ſich anzueignen.“ 

Die vorſtehenden Ausführungen waren ſchon fertiggeſtellt, 
als das Geſetz vom 28. Juni 1935 zur Anderung des Straf⸗ 
geſetzbuchs verkündet wurde. In dieſem Geſetz iſt mit 
Wirkung vom 1. September 1935 der $ 292 StGB. durch 
folgende Vorſchrift erſetzt (Abſ. 1): „Wer unter Ver⸗ 
letzung fremden Jagdrechts dem Wilde 
nachſtellt, es fängt, erlegt oder ſich zueignet .... wird 
mit Gefängnis beſtraft.“ Nunmehr muß alſo nach national⸗ 
ſozialiſtiſcher Auffaſſung der Nachbarjäger wegen Jagdver⸗ 
gehens beſtraft werden. Er verletzt „fremdes Jagdrecht“, 
nämlich (80 1, 3, 5 RG.) die ausſchließliche Befugnis 
ſeines Nachbarn, dort jagdbaren Tieren nach⸗ 
zuſtellen. 

II. 
Muß der Wilderer einen Jagdſchein haben? 

Der Jagdſchein iſt auf preußiſchem Gebiet zunächſt im 
Jahre 1810 unter franzöſiſcher Herrſchaft für das linke 
Rheinufer eingeführt und ſeitdem dort beibehalten. Das 
übrige Preußen blieb noch lange Jahre ohne Jagdſchein. 
Auch das Revolutionsgeſetz vom 31. Oktober 1848 betreffend 
Aufhebung des Jagdrechts auf fremden Grund und Boden, 
das für Preußen eine der größten jagdlichen Umände⸗ 
rungen brachte, indem es unter Abſchaffung der den Bauern 
aufs Höchſte verhaßten Jagdregale das Jagdrecht wieder für 
einen unlösbaren Beſtandteil des Grundeigentums erklärte, 
führte einen Jagdſchein für die rechtsrheiniſchen Gebiete 
nicht ein. Da aber dieſes Geſetz von 1848 von dem bis⸗ 


4) Entſch. v. 10. Juni 1882, Bd. 6 S. 375. 
80 . 1888 S. 453. 


JW . 
e) Z. B. Entſch. v. 1. Juni 1888 in Rechſpr. Bd. 8 S. 420 


und vom 29. Januar 1886 Bd. 8 © 103. 
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herigen Extrem der ſchranken⸗ und rückſichtsloſen Jagd⸗ 
regale auf fremden Grund und Boden zu dem Extrem der 
ebenſo rückſichtsloſen, durch keinerlei Schon⸗ und Schutzvor⸗ 
ſchriften beſchränkten Jagdausübung durch jeden, auch den 
kleinſten Grundeigentümer übergegangen war, zeigten ſich 
ſchnell ſeine ſchlimmen Folgen. Schon nach Ablauf eines 
Jahres war es offenbar, daß völlige Vernichtung des Wild⸗ 
ſtandes, Zerſtörung von Feld und Wald, Verwahrloſung 
der Ackerbeſtellung, Gefährdung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung drohten. Das tatkräftig geſchaffene Jagd⸗ 
polizeigeſetz vom 7. März 1850 machte Luft. Es beſchränkte 
die Ausübung des Jagdrechts auf Grundſtücke von minde⸗ 
ſtens 300 Morgen, führte Hege⸗ und Schonvorſchriften ein 
und beſtimmte, daß jeder, der die Jagd ausübte, einen Jagd⸗ 
ſchein bei ſich führen mußte. 

Was eigentlich ein Jagdſchein rechtlich alles darſtellte, dar⸗ 
über herrſchte keine Einigkeit. Nur ſoviel war bald un⸗ 
ſtreitig, daß er in erſter Linie ein Legitimations⸗, ein Aus⸗ 
weispapier ſein ſollte, und daß er zur Kontrolle eingeführt 
worden war. Nachdem im Laufe der Bismarckſchen Geſchichte 
neue Gebiete mit eigenen Jagdgeſetzen zu Preußen gekommen 
waren, wurden die beſtehenden preußiſchen Vorſchriften über 
den Jagdſchein durch das Jagdſcheingeſetz vom 31. Juli 1895 
auch in den neuen Gebieten eingeführt. Die Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes von 1895 über den Jagdſchein wurden dann 
faſt unverändert in das erſte großangelegte preußiſche Jagd⸗ 
geſetz, die Jagdordnung vom 15. Juli 1907, übernommen. 

Inzwiſchen waren in Rechtſprechung und Theorie die Vor⸗ 
ſchriften über den Jagdſchein nach vielen Richtungen hin 
weiter erörtert worden. Es war auch die Behauptung 
aufgeſtellt, der Wilderer müſſe einen Jagdſchein 
haben, und wenn er ihn nicht beſitze, müſſe ſeine Beſtrafung 
nicht nur wegen Wilderns, ſondern auch wegen Verſtoßes 
gegen die Vorſchriften über den Jagdſchein erfolgen. Die 
Jäger horchten auf. Sollte wirklich der Wilderer, mit der 
Begründung, er wolle wildern, einen Jagdſchein beantragen 
müſſen und vielleicht gar erhalten? Oder ſollte er auf an⸗ 
derem Wege ihn ſich verſchaffen müſſen? Schneller, als die 
Jäger mit ihren Überlegungen zu Ende kamen, verkündete 
das preußiſche Obertribunal in den Erkenntniſſen 
vom 8. Februar 1854 und vom 19. Februar 1862 nach dem 
preußiſchen Strafgeſetz'), daß derjenige, der ohne Jagdſchein 
unbefugt jage, gleichzeitig gegen die ſtrafrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen über Jagdvergehen und über Jagdſcheine verſtoße, 
und daß der Fall einer idealen Konkurrenz gegeben ſei. Maß⸗ 
gebende Erläuterungsbücher, z. B. Dalcke, Preuß. Jagd⸗ 
recht, 2. Aufl. S. 207, traten dieſer Auffaſſung bei, und end⸗ 
lich erklärte auch das Reichsgericht im Urteil vom 
23. November 1891 (E. 22, S. 234) auch für das Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuch unter Berufung auf die vorerwähnten Ent⸗ 
ſcheidungen des Obertribunals: „Der, welcher unbefugt die 
Jagd ohne Jagdſchein ausübt, begeht eine Handlung, welche 
zwei Strafgeſetze verletzt; es liegt der Fall eines 
idealen Zuſammentreffens nach $ 73 des Strafgeſetzbuches 


vor. 

Dieſe Entſcheidung des Reichsgerichts wurde maßgebend 
für die erſtinſtanzlichen Gerichte, und von Jahr zu Jahr 
wurden die Wilderer unter Einbeziehung der Beſtimmungen 
über den Jagdſchein verurteilt. Wenngleich dieſe rechtliche 
Auffaſſung an der Höhe der Beſtrafung des Wilderers nichts 
änderte, lehnten die Jäger den Gedanken ab, daß die Wilderer 
nach dieſen gerichtlichen Entſcheidungen gewiſſermaßen recht⸗ 


) Goltd. A. 2, S. 416, 10, S. 291 Oppenhoffs 
Rechtſpr. 2, 264. 
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lich mit zu ihrer grünen Gilde gehören ſollten, da doch ein 
Jagdſchein von ihnen verlangt wurde. Es wurden Stimmen 
laut, die dem Reichsgerichtsurteil widerſprachen. In die vor⸗ 
derſte Linie traf mit klaren, mannhaften Worten das Kam⸗ 
mergericht. Es führte?) in einer Strafſache wegen un⸗ 
befugten Fiſchens folgendes aus: „Eine verbotene Tätigkeit 
kann niemals Gegenſtand polizeilicher Fürſorge und Rege⸗ 
lung ſein. Die Behörde kann nur anordnen, daß die Aus⸗ 
übung eines an ſich zuläſſigen Betriebes beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen und Beſchränkungen unterliegen; für eine uner⸗ 
laubte Tätigkeit ſind ſolche Vorſchriften undenkbar. Das⸗ 
ſelbe muß bezüglich der fiſchereipolizeilichen Vorſchriften 
gelten. Das Gebot, ſich mit einem Erlaubnisſchein zu ver⸗ 
ſehen, kann ſich naturgemäß nur an denjenigen richten, wel⸗ 
cher vom Berechtigten die Erlaubnis zum Fiſchen erhalten hat 
und deshalb berechtigt fiſcht; wer die Fiſcherei in einem frem⸗ 
den Fiſchereibezirk ohne Erlaubnis und ſomit unbefugt 
betreibt, kann einen Erlaubnisſchein nicht erwirken 
Wenn im Gegenſatz hierzu das Reichs⸗ 
gericht?) eine Verurteilung aus 9 292 StGB. in einheit⸗ 
lichem Zuſammentreffen mit einer Übertretung der Jagd⸗ 
ſcheinvorſchriften für zuläſſig hält, fo i ſt dem nicht bei⸗ 
zutreten; die Löſung eines Jagdſcheins kann nur von 
dem Jagdberechtigten, nicht von dem Wilddieb ver⸗ 
langt werden.“ Bedeutſame Stimmen ſchloſſen ſich an. 
In der JW. 1925, S. 1085, ſchrieb Stelling: „Der 
Wilderer kann das Erfordernis des Mitſichführens des vor⸗ 
geſchriebenen Jagdſcheins nicht erfüllen.“ Der Kommentar 
von Olshauſen “) ſprach ſich gegen das Reichsgericht 
aus. Für die Rechtſprechung der Gerichte aber blieb über⸗ 
wiegend bis auf den heutigen Tag nicht das Urteil des Kam⸗ 
gerichts, ſondern das Urteil des Reichsgerichts vom 23. No⸗ 
vember 1891 maßgebend. Das Handbuch der Straf⸗ 
richter, Dalcke StGB., ſtützt ſich in ſeiner neueſten Auf⸗ 
lagen) wieder erneut und ausſchließlich auf das Urteil des 
Reichsgerichts. Andere Kommentare ebenfalls. Der große 
Kommentar von Ebermeyer StGB. findet den Ausgleich. 
Er ſchreibt (Anm. XII zu $ 292): „Einheitliche Antwort auf 
die Frage (ob das Delikt des Jagens ohne Jagdſchein von 
einem Wilderer begangen werden kann) wäre nur dann mög⸗ 
lich, wenn alle landesrechtlichen Vorſchriften über Jagdſcheine 
genau übereinſtimmten. .... Es muß aus Wortlaut und 
Zweck der einzelnen Vorſchrift ermittelt werden, ob dieſelbe 
auch für das unerlaubte Jagen gelten ſoll.“ Die Zeit 
dieſer Klärung iſt da. Das Reichs jagdgeſetz vom 
3. Juli 1934 hat für ganz Deutſchland einheitliche Bes 
ſtimmungen über den Jagdſchein gegeben. Niemand 
wird der Meinung ſein, daß das Reichsjagdgeſetz, 
deſſen ganze Seele und deſſen Leben und Wirken der Waid⸗ 
gerechtigkeit und dem Kampfe gegen die Wilderer gewidmet 
iſt, einen Jagdſchein für Wilderer habe einführen wollen! 
Geiſt und Wort des Geſetzes und ſeiner Nebenverordnungen 
beweiſen auf jeder Seite das Gegenteil. Die Jäger find der 
Meinung, daß die Gerichte heute vom Wilderer den Beſitz 
eines Jagdſcheins nicht mehr verlangen können, daß der 
Wilderer gerade und ausdrücklich vom Beſitz des Jag d⸗ 
ſcheins ausgeſchloſſen ſein ſoll, und daß er wegen 
Wilderns nach keinen anderen geſetzlichen Beſtimmungen zu 
beſtrafen ift, als eben nach den Beſtimmungen über Wildern. 


8) In einem Urteil v. 7. März 1916, Jahrb. Entſch. d. 
KG. 45, 361. 
e) RGSt. 22, S. 234. 
10) StGB. 1927 Anm. 13 b zu § 292. 
11) 1934 Anm. 405 zu § 292. 


Sprachecke 


Zur Sprache der neuen Grunoͤbuchoroͤnung 
Von Landgerichtspräſident Winkler, Waldshut. 


„Der Schachtelſatz iſt ſeit dem 16. Jahrhundert, ſeit der 
Verlateinerung unſeres Stils durch die Humaniſten, eines 


der Grundrechte deutſcher Schreibernation. Auserleſene 
Perlen zu finden, iſt nicht ſchwer, ſchwerer, die Schnur nicht 
zu lang zu ſtrecken. Hier wandelt der Gelehrte mit dem 
Ungelehrten, der Richter mit dem Geſetzgeber, 
der König mit dem Dichter auf den gleichen Höhen der 
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ſchachtelnden deutſchen Menſchheit.“ An dieſem Satz aus 
E. Engels Deutſcher Stilkunſt, der im VI. Buch dem 
Schachtelſatz ein beſonderes Kapitel widmet, hat mich $ 88 
Abſ. 20 der neuen Grundbuchordnung vom 5. Auguſt 1935 
(RESL 1 S. 1073 ff.) erinnert; er lautet alfo: „der Feſt⸗ 
ſtellungsbeſchluß ($ 87 Buchſtabe c) kann auch dann, wenn 
die Perſon des Beteiligten, dem zugeſtellt werden ſoll, un⸗ 
bekannt iſt, öffentlich zugeſtellt werden“. Hinter dem 
Wörtchen „dann“ ſind alſo 2 Sätze eingeſchachtelt und in 
deren erſten ein zweiter, bevor der angefangene Satz weiter⸗ 
geführt wird. So ſtehen am Schluß folgende Zeitwort⸗ 
formen nebeneinander: „zugeſtellt werden ſoll, unbekannt 
iſt, öffentlich zugeſtellt werden“. Eine ſolche Häufung von 
Wörtern, die zu verſchiedenen Sätzen gehören, ertrug wohl, 
wie aus Cäſar und Ciecero geſchloſſen werden kann, ein 
Römer, ſie iſt aber dem Ohr eines unverbildeten Deutſchen 
unerträglich. Jener zuſammengeſetzte Satz würde daher weit 
beſſer klingen, wenn jeder Einzelſatz ohne Unterbrechung zu 
Ende geführt würde und die Vorſchrift lautete: Der Feſt⸗ 
ſtellungsbeſchluß kann auch dann öffentlich zugeſtellt werden, 
wenn die Perſon des Beteiligten unbekannt iſt, dem zugeſtellt 
werden ſoll. 

Das neue Geſetz iſt auch ſonſt ſprachlich nicht vollkommen. 
So lautet z. B. in $ 89 der erſte Satz: „Die Beſchwerde 
($ 71) gegen den Feſtſtellungsbeſchluß iſt binnen einer Friſt 
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von zwei Wochen feit Zuftellung des angefochtenen Bes 
ſchluſſes an den Beſchwerdeführer einzulegen.“ Der Feſt⸗ 
ſtellungsbeſchluß und der angefochtene Beſchluß iſt aber doch 
wohl dieſelbe Entſcheidung. Bezeichnet man ſie mit ver⸗ 
ſchiedenen Ausdrücken, ſo gibt man zu Mißverſtändniſſen 
Anlaß und benimmt ſich der Möglichkeit, das zweite Mal 
ein hinweiſendes Fürwort ftatt eines Hauptwortes zu verz 
wenden. § 89 würde kürzer und ſchöner lauten können: Die 
Beſchwerde gegen den Feſtſtellungsbeſchluß iſt binnen (einer 
Friſt von) zwei Wochen ſeit ſeiner Zuſtellung einzulegen. 


Auch der Vorderſatz des $ 97 Abſ. 1 wird nicht jedermann 
befriedigen: „Wohnt ein Beteiligter nicht im Deutſchen 
Reich und hat er einen im Deutſchen Reiche wohnenden 
Bevollmächtigten nicht beſtellt ...“ So richtig das Wörtchen 
nicht im erſten Halbſatz iſt, ſo weh tut einem das zweite 
nachhinkende nicht, weil es ausgeſprochene Kanzleiſprache iſt, 
während das natürliche Deutſch hier „keinen“ ſtatt „einen 
nicht“ verlangt: „hat er keinen im Deutſchen Reich 
wohnenden Bevollmächtigten beſtellt“. Vergleiche hierzu den 
Abſchnitt Verneinungen in Wuſtmanns Sprachdummheiten 
10. Auflage S. 217 fl. 


Es darf daher wohl die Bitte ausgeſprochen werden, wie 
in früheren Zeiten bei wichtigen Geſetzen den deutſchen 
Sprachverein um ſeine Mitarbeit anzugehen. 


C Mitteilungen 
der Reichs fachgruppe Richter und Staatsanwälte 


Die Deutſchen Richter und Staatsanwälte werden, for 
weit ſie nicht ſelbſt zu den Teilnehmern des XI. Inter⸗ 
nationalen Strafrechts- und Gefängnis⸗ 
kongreſſes gehörten, die Arbeiten dieſes Kongreſſes 
und ihre Ergebniſſe aus den eingehenden Berichten in der 
Tagespreſſe erſehen haben. Verwieſen wird außerdem ins⸗ 
beſondere auf das Mitteilungsblatt des Bundes National- 
Sozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten zum Heft 17/18 des 
„Deutſchen Rechts“ vom 10. September 1935. Ins⸗ 
beſondere iſt dort die Bedeutung der Begrüßungsanſprache 
des Reichsjuriſtenführers Dr. Frank vom 19. Auguſt 
1935, ferner ſeiner großen Rede über „Zwiſchen⸗ 
ſtaatliche Strafrechtspolitik“ auf der eins 
drucksvollen Kundgebung der Akademie für Deutſches Recht 
gewürdigt. Es iſt nur noch zu vermerken, daß der Reichs⸗ 
juriſtenführer vor Beginn des Kongreſſes im „Völkiſchen 
Beobachter“ vom 14. Auguſt 1935 in einem Aufſatz „Um⸗ 
bruch der Strafrechtsidee“ die Bedeutung des Kongreſſes 
auch für die Geſtaltung nationalſozialiſtiſchen Rechts⸗ 
wollens beſonders hervorgehoben hat. Reichsminiſter 
Dr. Frank gab dabei der Hoffnung Ausdruck, daß dieſer 
Kongreß und die Anweſenheit feiner Teilnehmer auf 
deutſchem Boden mit den von verleumderiſchen Elementen 
immer wieder in die Welt geſtreuten Vorurteilen auf⸗ 
räumen werde, daß die nationalfozialiſtiſche Reichsregierung 
oder die Reichsleitung der NSDAP nicht Garanten des 
Rechtes in Deutſchland wären. 

Die „Deutſche Richterzeitung“ würdigt die Ereigniſſe des 
Kongreſſes für die Richter insbeſondere in einem Aufſatz 
des Leiters der Wiſſenſchaftlichen Abteilung des BRSD, 


Dr. Waldmann, in dieſer Rummer. Außerdem iſt für das 
Oktober⸗Heft eine weitere Stellungnahme zu den Ergeb» 
niſſen des Kongreſſes beabſichtigt. 


Eine Fülle grundſätzlich ſtrafrechtspolitiſcher Fragen iſt 
von dem Kongreß erörtert worden. Der Kongreß, der ſich 
ja durch Jahrzehnte mit Fragen des Gefängnisweſens be- 
faßte, wird deshalb noch heute von vielen als „Gefängnis— 
Kongreß“ angeſehen, obwohl er längſt über dieſes Gebiet 
hinausgewachſen, zu einem allgemeinen Strafrechts-Kongreß 
geworden iſt. 


Durch die Reden der Vertreter des neuen Deutſchen 
Rechtswollens, der Reichsminiſter Frank, Goebbels 
und Gürtner ſowie des Staatsſekretärs Freisler iſt 
das Verſtändnis für das nationalſozialiſtiſche Deutſchland, 
für ſeine Rechtsauffaſſung und Rechtsgeſtaltung erheblich 
gefördert. Sie waren auch in der Lage, bei den aus⸗ 
ländiſchen Teilnehmern Entſtellungen zu erſchüttern und zu 
beſeitigen. Falls es jetzt noch Unbelehrbare geben ſollte, ſo 
muß man ſich mit ihnen abfinden, denn wo und wem 
gegenüber gäbe es die nicht? Jedenfalls waren ſie im 
Kongreß in der Minderheit und fanden keinen Anklang. 
So darf uns der Verlauf des Kongreſſes im ganzen mit 
Freude erfüllen. Je eifriger am Aufbau nationals 
ſozialiſtiſcher Strafrechtsgeſetzgebung weiter gearbeitet wird, 
deſto mehr wird das Verſtehen und die Zahl unſerer 
Freunde im Auslande wachſen. Schon jetzt — das hat der 
Kongreß gezeigt — iſt die Zahl derer in der Welt nicht 
klein, die uns verſtehen oder doch ehrlich darum bemüht 
ſind, es zu lernen. 


€ Schrifttum =— 


A. Aus den Zeitfchriften 


(Es kann wegen Raummangels nur der weſentlichſte Inhalt 
angegeben werden.) 


Deutſches Recht, Zentralorgan des TNSDIT., Heft 11/12 
bringt eine Reihe von Aufſätzen aus dem Gebiet des Wehr⸗ 


rechts und des Staatsrechts. Prof. Dr. Höhn erörtert den 
Führerbegriff im Staatsrecht. Dr. Muth betrachtet die recht · 
liche Stellung des Stellvertreters des Führers. Prof. Dr. 
Walz hebt das Gemeinſame und das Weſensverſchiedene 
zwiſchen Faſchismus und Nationalſozialismus heraus. 
Heft 13/14: Das Heft gibt eine ausgezeichnete Aberſicht über 
den Stand des neuen Kulturrechts. Nach einigen allgemeineren 
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Betrachtungen werden folgende Gebiete in ihrer rechtlichen 
Geſtaltung erörtert: Muſik, bildende Künſte, Theater, Schrift · 
tum, Preſſe, Film, Rundfunk. Heft 15/16 iſt beſonders dem 
Verwaltungsrecht gewidmet. Aus der Feder hervorragender 
Sachkenner bringt es Beiträge, die eine gute Aberſicht über 
den Stand dieſer Wiſſenſchaft vermitteln. Für den Richter 
verdient — nicht zuletzt wegen der Frage einer großen Juſtiz⸗ 
reform — der Aufſatz von Prof. Dr. Forſthoff über „Juſtiz 
und Verwaltung“ beſondere Beachtung. 


Juriſtiſche Wochenschrift, Heft 26: Die weitere Vereinheit 
lichung der Zuſtändigkeit in Familienſachen (AGR. Maßfeller). 
Einige Fragen aus der Praxis der Erbgeſundheitsgerichte 
(GA. Dr. Riſtow). Die Vergütung für die Tätigkeit des 
Teſtamentsvollſtreckers (Not. Dr. Plaßmann). Abänderung 
von Altenteilsleiſtungen, insbeſondere ſolcher, die untragbar 
geworden find (AG R. Dr. Mezger). Heft 27: Fortbeſtand 
des Kaufvertrages trotz fehlender Deviſengenehmigung? (NA. 
Dr. Lengemann). Grundſätze des Arbeitsrechts in der Recht 
ſprechung des Reichsarbeitsgerichts (RA. Dr. Meißinger). 

eft 28: Zur Reform der Sicherungsübereignung (O2 GN. 
Dr. Münzel). Heft 29: Die Verwaltungsgerichtsbarkeit im 
neuen Reich. (Ein Aufſatz von RA. Reuß, der im Zufammen- 
hang mit der Reform des Gerichtsweſens größte Beachtung 
verdient.) Das N im Wandel der Zeiten und ins⸗ 
beſondere nach dem Stand ſeit dem 1. Januar 1935 (NA. 
Dr. Lechner). Der Erſatzanſpruch des mittelbar Geſchädigten 
aus unerlaubter Handlung (RA. Dr. Nebel). Heft 30: Zur 
Anderung des Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes 
(Meinhof). Das ſchwediſche Steriliſierungsgeſetz und feine 
Durchführungsbeſtimmungen (AGR. Maßfeller). Die Blut⸗ 
gruppenbeſtimmung als Beweismittel (GA. Dr. Schulz). 
Blutgruppenbeſtimmung und Meineidsprozeß (Prof. Dr. 
Merkel). Heft 31: Die Kündigung im Arbeitsrecht (RA. Dr. 
Dahm). Das Arbeitsbuch (GA. Dr. Spakler). Die Erſchlei⸗ 
chung einer deviſenrechtlichen Genehmigung (Reg. Dr. Baer, 
GA. Turowſki). Heft 32: Die Erforderniſſe der Berufungs⸗ 
begründung ſeit dem 1. Januar 1935. Die neue Faſſung des 
§ 519 Abſ. 3 3 O. und die Rechtſprechung (RA. Carl). Die 
Ausführungsanweiſung zur RStraß VerkO. und ihr Verhält- 
nis zu 8 25 NStraßBerfd. (II. Sta. Dr. Burckhardt). 
Heft 33: Partei und Staat im Dritten Reich (Real. Neuß). 
Das Geſetz Rr Anderung des Strafgeſetzbuchs vom 28. Juni 
1935 (OL SR. Dr. Schäfer). Die Strafprozeßnovelle vom 
28. Juni 1935 (Min R. Dr. Lehmann, AuL R Or. Schlüter, 
StA. Dr. Rempe). 


Deutſche Juriſten⸗Zeitung, Heft 13: Dienſtaufſicht und 
Dienſtſtrafgewalt im Bereich der Reichsjuſtizverwaltung 
(KER. Dr. Wittland). Nationalſozialiſtiſche Forderungen an 
das kommende Patentgeſetz (ein beſonders wichtiger Auſſatz 
von Dr. Waldmann). Heft 14: Die Zwecke des neuen Straf- 
prozeßrechts (Prof. Dr. Siegert). Heft 15/16: Der Volks 
verrat, Hoch- und Landesverrat im Lichte des Nationalfozia- 
lismus (ein neuer Beitrag von Staatsſekr. Dr. Freisler zur 
Strafrechtsform). Neues deutſches Strafrecht (Vizepräſ. des 
RG. Dr. Thierack). Kodifikation oder Novelle? Aber die 
Aufgabe und Methode der heutigen Geſetzgebung (Prof. Dr. 
Schmitt). Der neue Strafprozeß auf Grund des Geſetzes vom 
28. Juni 1935 (R GR. Dr. Schwarz). 


Deutſche Notar Zeitſchrift, Heſt 7: Die neugefaßten Deviſen 
beſtimmungen unter beſonderer Berückſichtigung der für den 
Hypotheken- und Grundſtücksverkehr geltenden Vorſchriften 
(Notelſſ. Dr. von Edlinger) Heft 8: Der Erſatznacherbe und 
der Erbe eines Nacherben (Prof. Dr. Raape). 


Deutſche Verwaltung, Heft 7: Die Vereinheitlichung des 
öffentlichen Geſundheitsweſens (Dr. Ruttke). Zum Neuauſbau 
der deutſchen Verwaltung (Prof. Dr. Frhr. von Scheurl). 
Reichsgemeinde oder Dorf? (Dr. Lohmann). Heft 8: Das 
Erbgeſundheitsgeſetz und feine Gegner (Bung). Zur Arbeits- 
loſenſtatiſtik (Arbe Dir. Dr. Adam). 


Die nationale Wirtſchaft, Heft 7: Die ſozialiſtiſchen und 
deutſchrechtlichen Ideen der Marktordnung (. Markt- 
gerichtsbarkeit (Dr. Baath). 


Jugend und Recht, Heft 7: Die rechtloſe Lage im Memel- 
gebiet (***). Führer und Führung. Eine Ausſprache über 
das Buch von Herbert Krüger (Doz. Dr. Hamel, Dr. Krüger). 
Geſchichte als kämpfende Wiſſenſchaft (Ernſt). Der praktiſche 
Arbeitseinſatz des Rechtswahrernachwuchſes (Schepp). Die 
Ausbildung der öſterreichiſchen Juriſten (Dr. Berger). 
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Der Deutſche Rechtspfleger, Heft 7: Raſſe iſt Schickſal. 
Zugleich ein Streifzug durch das raſſiſche Schrifttum (Npfl. 
Mieth). Die Erſtattungsfähigkeit der Gebühren des Rechts. 
beiſtandes (Rpfl. Wedewer). 


Zeitſchrift der Akademie für Deutſches Recht, Heft 6: Auf. 
gabe und Arbeit des Ausſchuſſes für Beamtenrecht bei der 
Akademie für Deutſches Recht (Neef). Grundfragen der Er- 
neuerung des Erbrechts (Prof. Lange). Eheliche Zerrüttung 
als e e A. Dr. Mößmer). Strafe und Straf 
vollzug (Min R. Dr. Schmidt). Geſellſchafts⸗ und Wirtſchafts⸗ 
recht in der jüngſten Rechtſprechung des Reichsgerichts (NEN. 
Kolb). Die Aufgaben des Ausſchuſſes für Wettbewerbsrecht 
bei der Akademie für Deutſches Recht (RA. Dr. Culemann). 
Partei und Reich (Staatsſekr. Dr. Studart). Heft 7: Der 
Geſamtbau des bürgerlichen Rechts (Prof. Dr. Hedemann). 
Die Rechtswiſſenſchaft im Führerſtaat (Prof. Dr. Schmitt). 
Das dynamiſche Element bei der Neubildung des deutſchen 
Rechts (Min Dir. Dr. Volkmar). Der Patentgeſetzentwurf 
(Präf. Dr. Klauer). Die nationalſozialiſtiſche Revolution im 
Recht (Reichsmin. Dr. Frank). (Dieſe Aufſätze find die Wie- 
dergabe von Reden, die bei der zweiten Jahrestagung der 
Akademie für Deutſches Recht in München in der Zeit vom 
26. bis zum 29. Juni 1935 in München gehalten worden ſind.) 


Deutſche Gerichtsvollzieher⸗Zeitung, Heft 12: Die Bedeu⸗ 
tung des Deviſennotrechts für die Tätigkeit der Gerichtsvoll⸗ 
zieher (Doz. Dr. Nöll v. d. Nahmer). Heft 13: Darf der 
Gerichtsvollzieher im Verſteigerungstermin ein ſchriftliches 
Gebot des abweſenden Bieters berückſichtigen? (GA. Dr. Link- 
horſt). Heft 14: Die Austauſchpfändung. Pfändung gegen 
Hingabe geringwertigerer Erſatzgegenſtände (Dr. Spohr). 


Deutſche Juſtiz, Heft 27: Der Stand der Strafrechts. 
erneuerung. Der Bericht der amtlichen Strafrechtskommiſſion 
über den „Beſonderen Teil“ des kommenden Deutſchen Straf- 
rechts (Min Dir. Dr. Schäfer). § 25 NStrdO. enthält eine 
ſelbſtändige Strafnorm. Strafbare Verſtöße geen die Aus. 
führungsanweiſung zu §S 25 StrO. find Erfolgsdelikte 
(Reg. Dr. Däubler). Zur Rejorm des Aktienrechts (RA. 
Dr. Dietrich). Wann iſt in einer Gegend Ülteftenreht Brauch? 
(AGR. Dr. Setz). Heft 28: Die leitenden Gedanken der beiden 
Geſetze zur Anderung des Strafgeſetzbuches ſowie zur Underung 
des Strafverfahrens und des Sie e e vom 
28. Juni 1935 (Min Dir. Dr. Schäfer). Die Einzelheiten der 
Strafgeſetznovelle vom 28. Juni 1935 (Min R. Dr. Schäfer). Die 
Strafprozeßnovelle vom 28. Juni 1935 (Min R. Dr. Lehmann). 
Heft 29: Fürſorgemaßnahmen und Fürſorgepolitik in der 
Reichsjuſtizverwaltung (Min R. Lentz). Heft 30: Idealkonkur⸗ 
renz — Geſetzeskonkurrenz und Verſuch (AG N. Dr. Kelz). — 
Dem Heft liegt Nr. 7 von „Das Recht“ bei. Heft 31: Ding- 
liches Wohnrecht als Reformproblem (GA. Raudszus). 
Heft 32: Alteſtenrecht oder Jüngſtenrecht? (AGG R. Groſſe). 
Heft 33: Volk, Richter und eig (Staatsſekr. Dr. Freisler). 
Heft 34: Gedanken über eine Reform der Konkursordnung 
(LED. Dr. Schumann). Die ſchuldloſe Frau im Eherecht 
(AG R. Dr. Reichel). 


Der Sachverſtändige, Heft 7: Leitſätze zum neuen Sachver⸗ 
ſtändigenrecht (Dr. Waldmann). Die Auſwandsentſchädigung 
der gerichtlichen Sachverſtändigen (Dr. Zemlin). 


Archiv für Funkrecht, Heft 7: Die internationale Behand- 
lung der Rundjunfftörungen (Neſtel). Der Rechtsbegriff des 
„Rundfunks“ im neuen Staat, insbeſondere im Rahmen des 
Rechtes der Reichskulturkammer (Lift). Die Strafbarkeit 
wegen ungebührlicher Erregung ruheſtörenden Lautſprecher⸗ 
lärms (aus den Gründen des Arteils des Kammergerichts 
vom 14. Mai 1935). Das Recht des Rundfunks, in ſeinem 
Programm Muſikſchallplatten zu ſenden (das Urteil des Land- 
gerichts Berlin vom 28. Mai 1935). 


Das Recht des Neichsnährſtandes, Heft 12: Der Ausbau 
der Marktordnung (Stabs Abt. Dr. Merkel). Heft 13: Die 
Schiedsgerichtsbarkeit der landwirtſchaftlichen Marktordnung 
(RA. Hr. Hamann). Heſt 14: Wird ein Hof, von dem ein 
Teil dem Eigentümer nur als Vorerben zugefallen iſt, im 
ganzen vom Erbhofrecht erfaßt? (Dr. Buſſe). Heſt 15: Der 
Erbhofübergabevertrag in der Rechtſprechung des Reichserb- 
hofgerichts (RErbhG R. Dr. Schneider). Die Vermögensver- 
wertung als Entſchuldungsmaßnahme (GA. Dr. Hinrichs). 
Die techniſchen Grundlagen der Neichsbodenſchätzung (Reg R. 
Dr. Dalsky). 
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Mecklenburgiſche Zeitſchrift für Rechtspflege, Nechtswiſſen⸗ 
ſchaft, Verwaltung, Heft 11: Bemerkungen zum Entwurf einer 
Chineſiſchen Konkursordnung (GA. Dr. Lorenz). Die Rechts 
grundlagen der kirchlichen Geſetzgebung (RA. Dr. Baltzer). 


Württembergiſche Zeitſchrift für Verwaltung und Verwal- 
tungsrechtspflege, Heft 7: Die Pflichtarbeitsauflage des Für⸗ 
ſorgerechts (OBGR. Dr. Nebinger). 


Neichsarbeitsblatt, Heft 18: Streiks und Ausſperrungen in 
verſchiedenen Induſtrieländern im Jahre 1934 (MinImtm. 
Hoſſchneider). Heft 19: Nationalſozialiſtiſche Sozialpolitik auf 
den Reichsautobahnen (Dr. Birkenholz). 


Nachrichtenblatt über die faſchiſtiſchen Korporationen, Heft 5: 
Die Arbeiten des Zentralen Korporationsausſchuſſes. 


B. Bücherbeſprechungen 


Die Legalität der nationalſozialiſtiſchen Revolution von 
Dr. Albert Diller. 1935. Verlag von Palm u. 
Enke, Erlangen. 

Die Legalität der nationalſozialiſtiſchen Revolution iſt 
heute unbeſtritten. Gleichwohl iſt die vorliegende Arbeit, die 
aus einer ſtaatswiſſenſchaftlichen Arbeitsgemeinſchaft der 
Aniverſität Erlangen hervorgegangen iſt, als zuſammen⸗ 
faſſende Monographie ein wertvoller klärender Beitrag zur 
modernen Staatsrechtslehre. Aus einem ſtarken Verſtändnis 
für die neue deutſche Gedankenwelt und unter Verarbeitung 
der einſchlägigen Literatur wird das Weſen einer Revolution 
als Durchbruch einer zentralen lebenserhaltenden Idee und 
ihr Verhältnis zur Rechtsordnung dargelegt. Auf der Grund⸗ 
lage einer ausführlichen Erörterung der ſeinerzeit ſtreitigen 
Interpretation des Art. 76 der Weimarer Verfaſſung und 
einer überzeugenden 0 ee des auf individua⸗ 
liſtiſcher Weltanſchauung beruhenden liberal⸗demokratiſchen 
Syſtemes und des neuen vökkiſch⸗biologiſch bedingten 
politiſchen Prinzips des Nationalſozialismus erſteht eine 
knappe aber überzeugende Darſtellung der on Durch- 
führung der nationalſozialiſtiſchen Revolution. Ohne Zweifel 
trägt der heutige Staat ſeine nn Legitimierung 
in ſich ſelbſt, d. h. in der ihn tragenden Weltanſchauung und 
bedarf zu ſeiner Berechtigung nicht des Nachweiſes ſeiner 
formallegalen Entſtehung aus dem vergangenen Rechtsſoſtem. 
Immerhin war die Wahrung der formalen Rechtskontinuität, 
vom Führer jahrelang vorher poſtuliert, außen⸗ und innen ⸗ 
politiſch von der größten praktiſchen Bedeutung. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellung gibt der vorliegenden Schrift ihre beſondere Recht⸗ 
fertigung. Oberſtaatsanwalt Lategahn, Berlin. 


Das Bürgerliche Geſetzbuch mit beſonderer Berückſichtigung 
der Rechtſprechung des Reichsgerichts, erläutert von Dr. 
Beſſau, Dr. Hallamik, Dr. Lobe, Michaelis, Dr. Oegg, 
Seyn, Schliewen und Seyffarth, Reichsgerichtsräte und 
Senatspräfidenten am Reichsgericht. 8. weſentlich um⸗ 
earbeitete Auflage. Verlag: Walter de Gruyter & Co, 
Berlin 1935. Preis 24 RM. 

Von der in der Deutſchen Richterzeitung vom 15. Februar, 
15. Juli, 15. Dezember 1934, ſowie vom 15. März 1935 
beſprochenen Auflage des bekannten Kommentars iſt jetzt der 
5. Band, „Erbrecht, Einführungsgeſetz zum BGB. und Reichs- 
erbhofgeſetz“ erſchienen. Bearbeiter ſind Reichsgerichtsräte 
Michaelis und Seyffarth. Die Bedeutung dieſes Erläute 
rungsbuches iſt ſo bekannt, daß nur auf das Neuerſcheinen 
des 5. Bandes hingewieſen zu werden braucht. Den emp- 
fehlenden Worten unſerer früheren Beſprechungen haben wir 
nichts hinzuzufügen. 2 . 

Dem Bande iſt übrigens ein alphabetiſches Sachverzeichnis 
zu dem geſamten Erläuterungsbuch beigefügt. a 


Zomforde-Diefenbah-Weber, Das Recht des 
unehelichen Kindes und feiner Mutter im In⸗ und Aus⸗ 
land. Vierte Auflage, Carl Heymanns Verlag, Berlin 
1935. Preis gebunden 8 RM. 

Wie die dritte Auflage (1930) ſo bringt die vierte Auflage 
eine faſt alle Weltſtaaten umfaſſende Darſtellung des Rechts 
der unehelichen Kinder, ferner klärt ſie auf über Anerkennung, 
ee Adoption, Aufenthaltsermittlung, Geſetze, ein · 
ſchlägige Literatur und Prozeßrecht. Ein unentbehrliches 
Hilfsmittel für Amtsmünder und gerichtlich beſtellte Vor 
münder und Pfleger. Weitere für die Vormundſchafts⸗ 
gerichte wichtige Fragen, z. B. des Eintritts ausländischer 
Vormundſchaften, Pflegſchaften ſowie Staatsangehörigkeits. 
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fragen werden leider nicht erörtert; ihre Aufnahme bei einer 
Neuauflage wäre daher ſehr zu begrüßen. 
Amtsgerichtsrat Dr. Boſchau, Berlin. 
Heinrich Burghart, Stadtrat i. R.: „Gläubigerrecht und 
S neu Syſtematiſche Abhandlungen aus ein- 
ſchlägigen Rechtsgebieten nach dem neueſten Stand der 
Geſetzgebung und Rechtſprechung, vornehmlich in Berück- 
fotigung der Praxis der Jugendfürſorge und Wohl- 
8 . 0 ge Staßfurt 1935, Otto Berger Verlag 
. m. b. H. 

Die Schrift iſt eine ſehr dankenswerte Zuſammenſtellung 
und Verarbeitung der neueren Geſetzgebung und Recht- 
ſprechung über dieſes vor allem in letzter Jeit ſo in den 
Vordergrund gerückten Rechtsgebietes. Der Verfaſſer be- 
handelt die Rechtsfragen von dem Blickpunkt ſeiner Tätigkeit 
als langjähriger Amtsvormund und Referent für öffentliche 
Waden ilfe und für das Wohlfahrtsweſen einer Stadtver⸗ 
waltung. Die Arbeit ſteht deshalb auch bei der Behandlung 
der einzelnen verſchiedenen Rechtsgebiete immer unter dem 
Geſichtspunkt des Satzes, den Verf. feiner Einleitung voran- 
ftellt: „Der Kampf der Jugend- und Fürſorgeämter gegen 
die Schuldner der Anterhalts⸗ und Erſatzanſpruͤche“. 

Die Arbeit wird dadurch aber nicht etwa einſeitig, ſondern 
durch die Betrachtung der Rechtsfragen in ne auf ihre 
praktiſche Auswirkung in dem von der neuen Rechtsgeſtaltung 
beſonders betroffenen Gebiet wird dies Buch zu einer wert 
vollen Hilfe bei der Bearbeitung der umfangreichen Materie 
von Gläubigerrecht und Schuldnerſchutz. 

Landgerichtsrat Dr. Fraeb, Hanau. 


Die landwirtſchaftliche Schuldenregelung von Rudolf Har ⸗ 
mening, Miniſterialdirektor im Reichsminiſterium für 
Ernährung und Landwirtſchaft, Vizipräſident des Reichs ⸗ 
erbhofgerichts, und Dr. Erwin Pätzold, Minijterial- 
rat im Reichsjuſtizminiſterium, Mitglied des Reichs- 
erbhofgerichts, Textausgabe bearbeitet von Landgerichts 
rat Dr. Hans-Dietrich von Arnswaldt. II. Au 
lage, erſchienen im Verlag Franz Vahlen, Berlin 1935. 

Die Textausgabe ſämtlicher Geſetze, Verordnungen und 

Richtlinien der landwirtſchaftlichen Schuldenregelung, die in 
der DRZ. 1935, 96 bereits beſprochen wurde, iſt nach dem 
neueſten Stande der Geſetzgebung ergänzt und berichtigt, ins- 
beſondere wurden in der II. Auflage auch die wichtigen Be⸗ 
ſtimmungen der Pächterentſchuldung und der VII. Durch. 
führungsverordnung verarbeitet. Da fämtliche einſchlägigen 
Vorſchriften der Unüberſichtlichen Entſchuldungsmaterie von 
der II. Auflage reſtlos erfaßt wurden, und die Aberſicht durch 
die Hinweiſe in den Fußnoten zu den einzelnen Paragraphen 
außerordentlich erleichtert wird, kann dieſe Textausgabe nicht 
warm genug empfohlen werden; für die Praris muß ſie 
geradezu als einziges unentbehrliches Hilfsmittel bezeichnet 
werden. Amtsgerihtsrat Hahn, Dorum. 


Geſetz zur Regelung der landwirtſchaſtlichen Schuldverhält- 
niſſe von Miniſterialrat Dr. Otto Woerner, C. H. 
ae Verlagsbuchhandlung München und Berlin 1935. 
. Auflage. 

Der Verfaſſer hat den Text ſämtlicher für das Entſchul⸗ 
dungsverfahren maßgebenden Geſetze und Verordnungen, ein- 
ſchließlich der Vorſchriften über die Zinsſenkung und dem 
Vollſtreckungs⸗ und Pächterſchutz Monat in der zur Zeit 
maßgebenden Faſſung zuſammengeſtellt. Anderungen der 
Geſetze und Verordnungen find im Text laufend berüd- 
ſichtigt. Beſonders beachtlich find kurze Hinweiſe auf andere 
in Betracht kommende Beſtimmungen, z. B. Hinweiſe, ob eine 
Beſtimmung für Erbhöfe gilt oder nicht gilt. Die Benutzung 
des Buches wird durch ein ausführliches Sachverzeichnis, das 
bei den zahlreichen Beſtimmungen über das Entihuldungs. 
verfahren nicht zu entbehren iſt, erleichtert. Das Buch kann 
allen mit dem Entſchuldungsverfahren befaßten Stellen, ins⸗ 
beſondere den Richtern empfohlen werden. 

LER. u. EH.-Gerihtsrat Dr. Lange, Celle. 


Staats- und Verwaltungsrecht im Dritten Reich von Dr. 
Otto Meißner, Staatsſekretär und Chef der Präf.- 
Kanzlei und Dr. G. i Mitglied des 
Bundesamts für das Heimatweſen. Verlag für Sozial ⸗ 
politik, Wirtschaft und Statiſtik, Berlin 1935. 

Die Verfaſſer haben ihre Abſicht, allen Volksgenoſſen das 
Bild des neuen deutſchen Staates in der bis zum 1. Mai 
1935 entwickelten Form zu vermitteln, voll erreicht und ein 
zuverläſſiges Handbuch geſchaffen. Das ſcheinbar unüberſeh 
bare Gebiet der politiſchen Staatsführung, der ſtaatsunmittel 
baren und ſtaatsmittelbaren Verwaltung, der Stände, Kirchen 
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und der Rechtspflege ſowie der ee Arbeit des 
Volkes am Staat iſt klar und überſichtlich gegliedert, die 
einzelnen Materien haben eine bis ins einzelne gehende ſorg⸗ 
fältige Darſtellung erfahren. Das Werk iſt fo zu einem zu- 
verläfligen Führer auf dem geſamten Gebiet des Staats- und 
Verwaltungsrechts geworden. Das Verſtändnis des heutigen 
Rechtszuſtandes wird weſentlich dadurch gefördert, daß dem 
Werk im I. Teil die geſchichtlichen Grundlagen des Dritten 
Reichs vorausgeſchickt werden und auch bei den einzelnen 
Materien ihre geſchichtliche Entwicklung kurz aber ausreichend 
dargelegt wird. Für eine ſpätere Auflage wäre zu erwägen, 
ob nicht der jetzt letzte Hauptteil (Inhalt des Staates, das 
Volk) vor den III. Hauptteil (Apparat des Staates) zu ſetzen 
wäre, um damit die überragende Bedeutung des Volkes als 
Subſtanz des Staates auch in der formalen Anordnung des 
Werkes zum Ausdruck zu bringen. 
Oberſtaatsanwalt Lategahn, Berlin. 


Meineidige und Meineidsſituationen. Von Dr. Hansgeorg 
Teichmann. Dr. Ernſt Wiegandt, Terlagsbuchhand⸗ 
lung, Leipzig 1935. (Erſchienen in der Reihe der krimi⸗ 
naliſtiſchen Abhandlungen, herausgegeben von Prof. Dr. 
Franz Exner.) 

Der Verfaſſer unternimmt unter ſorgfältiger Benutzung 
der kriminaliſtiſchen Statiſtik und der Literatur den inter ⸗ 
eſſanten Verſuch, das Verbrechen des Meineides in Beziehung 
zu ſetzen zu den Zeitumſtänden, den örtlichen Verhältniſſen 
des Täters (Geſchlecht, Alter, Beruf, Religion), und er- 
läutert die gewonnenen Erkenntniſſe an 100 Beiſpielen aus 
der Praxis. Die Ergebniſſe find vielleicht nicht reſtlos unan⸗ 
fechtbar; fie entſprechen aber weitgehend der Erfahrung mit 
der Materie vertrauter Richter, Staatsanwälte und Rechts 
anwälte. Das Werkchen iſt vom Standpunkt des Rechts- 
politikers und des Praktikers zu begrüßen. Sein Inhalt be ⸗ 
weiſt, wie ſehr es an der Zeit war, den Zwang zur Eides ⸗ 
abnahme weitgehend einzuſchränken; den jungen Praktiker 
aber unterrichtet es umſaſſend darüber, welche Amſtände bei 
der Bewertung von Ausſagen — ſei es beſchworener, ſei es 
uneidlicher — zu beachten ſind. 

Oberſtaatsanwalt Lautz, Berlin. 

Reichsjagdgeſetz vom 3. Juli 1934. Erläutert von Rechts. 
anwalt Poppe. (In Stilkes Rechtsbibliothek Berlin.) 

Das handliche Büchlein bringt eine Juſammenſtellung der 
Vorſchriſten des RI. und der Ausführungsverordnung vom 
27. März 1935 mit Erläuterungen. Beſonders vielſeitig ſind 
die Erläuterungen über den Inhalt des Jagdrechts, über 
Jagdſchutz und Jagdverpachtung. Die ideelle Seite der Jagd 
und das Erfordernis der Waidgerechtigkeit ſind betont. Ein 
Anhang bringt die Satzungen und Ordnungen für die Jäger⸗ 
ſchaft, ſowie das Geſetz über den Waffengebraud der Forſt⸗ 
und Jagdſchutzberechtigten. Durch Beifügung und Erläute- 
rungen der Beſtimmungen des NStGB., beſonders über 
Jagdvergehen, würde das Buch noch gewinnen. 

Erſter Staatsanwalt Steiner, Düſſeldorf. 

Straßenverkehrsrecht, Reichsgeſetz über den Verkehr mit 
Kraftfahrzeugen, „Rei er e e und 
einem techniſchen Leitfaden mit Abbildungen. X. Auflage 
des „Automobilgeſetzes“. Von Dr. Fritz Müller, 
Geh. Reg.-Rat, e i. Reichsverkehrsminiſte · 
rium. 1935. 22,50 RM. Verlag Georg Stilke. 

Dieſer bereits hinreichend bekannte Kommentar berückſchtigt 
auch in der X. Auflage die Nechtſprechung bis in die neueſte 
Zeit. Es find nicht nur die zahlreichen Verwaltungsentſchei⸗ 
dungen des Reichsverkehrsminiſteriums in den Erläuterungen 
berückſichtigt, ſondern auch vollkommen neue Geſetze ausführ- 
lich behandelt worden. Als Neuaufnahmen ſind beſonders 
wichtig: Das Perſonenbeförderungsgeſetz, das Kraftfahrzeug · 
ſteuergeſetz, die Betriebs⸗ und VBerkehrsordnung für Auto- 
bahnen, die Durchſührungsverordnung zum Geſetz über die 
Neureglung des Straßenweſens. Der zur Kennzeichnung des 
Geiftes der neuen Regelung des geſamten Straßenverkehrs 
beſonders wichtige Erlaß des Reichsverkehrsminiſters vom 
29. Dezember 1934 iſt wörtlich wiedergegeben. nn 
Dr. Fris Schultze, Landgerichtsrat: Zinsſenkung und 

Kapitalſtundung einſchließlich der neueſten Zinsermäßi⸗ 
gungen und der Regelung der Hypothekenfälligkeiten 
1935. Textausgabe mit Einführung, Verweiſungen, 
Schrifttumsnachweis und Sachverzeichnis. Verlagsgeſell⸗ 
150 le m. b. H., Eberswalde, Berlin, Leipzig 
C 1. 


Es wird erſtmalig eine ee Zuſammenſtellung der 
ſämtlichen einſchlägigen Beſtimmungen nebſt den Ergänzungs⸗ 
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vorſchriften nach dem Stande vom 1. Mai 1935 gebracht. In 
kurzer Aberſicht wird zunächſt in die verwickelte Zinsſenkungs⸗ 
und Kapitalſtundungsgeſetzgebung eingeführt. Der erſte Teil 
bringt dann allgemein geltende Zins- und Fälligkeitsrege - 
lungen des Aufwertungsrechts, der Vierten Notverordnung, 
der Hppothekenfälligkeltsperordnung, der Kapitalverkehrs⸗ 
geſetze und der Zinsermäßigungsgeſetze. Im 2. Teil werden 
die Sonderregelungen für die Landwirtſchaft zuſammengeſtellt. 
In einem Anhang finden ſich ſchließlich die Beſtimmungen 
betr. die Gewährung von Vollſtreckumgsſchutz gegenüber 
Zwangsverſteigerungen. 


Landgerichtsrat Dr. Fraeb, Hanau. 


Die ſteuerlichen und ſozialen Leiſtungspflichten des Haus ⸗ 
beſitzes in Preußen. Vorträge, gehalten auf der Fach⸗ 
wiſſenſchaftlichen Schulungs⸗ und Arbeitstagung am 
24. Mai 1935 in Köln. Herausgegeben von Dr. W. 
Frank, Berlin. C. H. Beck'ſche Verlagsbuchhandlung, 
München. 2 RM. 

. Allgemeiner Aberblick über die ſteuerlichen und ſozialen 

Leiſtungspflichten des Hausbeſitzes. 

. Weſen und Erhebungsart der preußiſchen Grundver⸗ 

mögen- und Hauszinsſteuer. 

. Die Erhebung von Anliegerbeiträgen nach § 15 des 

Fluchtliniengeſetzes. 

Das Recht zur Enteignung von Grundeigentum und die 

geltenden Entſchädigungsgrundſätze. 

. Die Erhebung von Gebühren und Beiträgen nach dem 

preußiſchen Kommunalabgabenrecht. 

. Die Abgeltung von Betriebskoſten in der Miete, insbe ; 
fondere die Anwendung der beiden preußiſchen Betriebs. 
koſtenverordnungen. 

Das Buch wird allen Perſonen und Stellen, die mit dem 
Hausbeſitz zu tun haben — ſei es als Staats- oder Ge⸗ 
meindebehörde, als Richter, Anwalt, Makler oder Kredit ⸗ 
1 —, willkommen ſein als eine zuverläſſige, wiſſenſchaft ⸗ 
ich gründliche Informationsquelle nicht nur über das Weſen 
des deutſchen Hausbeſitzes, ſeine Lebensbedingungen und 
Aufgaben, ſondern auch über allgemeine Fragen wirtſchaft⸗ 
licher, rechtlicher und kultureller Art auf dem Gebiete des 
Wohnungsweſens. Sehr gute Inhaltsüberſichten zu den ein- 
zelnen Referaten fördern den Gebrauch des Buches in der 
Praxis. „ 


Schulungsbriefe für Schiedsmänner. Von Dr. jur. h. c. Fritz 
Hartung, Reichsgerichtsrat. Carl Heymanns Der- 
lag, Berlin 1935. Lieferung 1—4, je 0,60 RM. 

Eine vortreffliche Einführung in die Praxis des Schieds⸗ 
mannes! Aberſichtlich, klar und vollſtändig find — dem Gang 
des Verfahrens in bürgerlichen und Straſſachen folgend — 
die von dem Schiedsmann zu beachtenden Formalien dargeſtellt. 

Zahlreiche praktiſche Hinweiſe an Hand von Beiſpielen er- 
leichtern die Einarbeitung. Auch der junge Juriſt wird das 
Werkchen als Anleitung für die Praxis mit Nutzen ſtudieren 
können. berſtaatsanwalt Lautz, Berlin. 


Einkommenſteuergeſetz (mit Anhang Bürgerſteuergeſetz) vom 
16. Oktober 1934. Von Dr. Schillinger, Ober- 
regierungsrat, Haſſe, Oberregierungsrat, und Dr. 
Sch A 155 „Regierungsaſſeſſor. Verlag Georg Stilke, Berlin. 
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Das Erläuterungsbuch ift von einem Mitarbeiter an den Ge⸗ 
feßen und von on Verwaltungspraktikern herausgegeben. Es 
würdigt die Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs und ent- 
wickelt und begründet die Anderungen gegenüber der bis⸗ 
herigen Rechtslage. Anter Vermeidung längerer dogmatiſcher 
Anterſuchungen dient es in erſter Linie den Bedürfniſſen der 
Praxis. Sämtliche erſchienenen Durchführungsbeſtimmungen 
und Verwaltungserlaſſe ſind verarbeitet. . 


Soergels Rechtſprechung. Jahrbuch des Zivil, 
Handels⸗ und Prozeßrechts einſchließlich des geſamten 
Rotverordnungs⸗ und neuen Reichsrechts. Herausgegeben 
von Dr. Soergel. 35. Jahrgang. Verlag W. Kohl⸗ 
hammer. 

Der Soergel 1935 enthält nahezu vollſtändig alle Aufſätze 
und Entſcheidungen vom 1. Januar 1934 bis zum 31. De 
W 1934 zum geſamten bürgerlichen, Handels., Verfahrens, 

ufwertungs⸗, iet, Notverordnungs⸗ und neuen Reichs⸗ 

recht, insgeſamt zu 214 Reichsgeſetzen und 92 Reichsverord · 

nungen. Die Deutſche Rihterzeitung wird häufiger angeführt. 

Der 35. Jahrgang ſteht auf der Höhe der früheren Jahrgänge. 

Reichsgerichtsrat Dr. Erich Schultze. 
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„Alphabetiſche Schlagwort. Sammlung zur „ e 
des Reichsfinanzhofs.“ Verlag Gerber, ünden. 
Das Werk mit den im Jahre 1934 veröffentlichten Ent- 
e bildet eine wertvolle Ergänzung der amtlichen 
Sammelregiſter, da außer den Schlagwörtern und deren Fund- 
ſtellen die Leitſätze der Entſcheidungen in muſtergültiger über ⸗ 
ſichtlicher Gruppierung entalten ſind. Obwohl die Entſchei⸗ 
dungen teilweiſe vor der nationalſozialiſtiſchen Steuerreform 
ergangen ſind, iſt die vorliegende Geſamtüberſicht als Vor⸗ 
läufer der bevorſtehenden neueren Rechtſprechung jedem Steuer- 
fachmanne unentbehrlich. Empfehlenswert erſcheint, künftig im 
Sammelwerk auch die DRZ ., ſoweit wichtigere Entſcheidungen 

enthaltend, mit anzuführen. 

Oberregierungsrat Dr. Deetjen. 


„Das Wirtſchaftsgebiet Berlin⸗Brandenburg.“ Heft 16/1935 
des Wirtſchaftsblattes der Induftrie- und Handelskammer 
zu Berlin, Organ der Wirtſchaftskammer für den Bezirk 
Berlin-Brandenburg. 

Soeben bringt die „Induftrie- und Handelskammer zu Ber⸗ 
lin“ ein Heft, das der Berlin-Brandenburger Wirtſchaft ge- 
widmet iſt, heraus. Zweck des mit zahlreichen Abbildungen, 
Tabellen und graphiſchen Darſtellungen ausgeſtatteten Heftes 
iſt, ein umfaſſendes Bild von der Berlin- Brandenburger Wirt- 
ſchaft zu zeichnen. Darüber hinaus iſt angeſtrebt worden, einen 
Aberblick über die Aufgaben der Organiſation der gewerblichen 
Wirtſchaft, insbeſondere auch der Wirtſchaftskammern zu geben. 
Daneben ſind auch einige grundſätzliche Fragen der deutſchen 
Wirtſchaftsführung behandelt worden. Als Berfaſſer der ein⸗ 
zelnen Abhandlungen e namhafte Perſönlichkeiten des 
politiſchen und wirtſchaftlichen Lebens. Das Geleitwort iſt 
vom RNeichsbankpräſidenten und beauftragten Reichswirt ⸗ 
ſchaftsminiſter Schacht verfaßt worden. 

In einem einleitenden Artikel behandelt der Reichs und 
Preußiſche Miniſter des Innern Frick grundſätzliche Fragen 
zur Neugeſtaltung des Reichs, wobei beſonders hervorgehoben 
wird, daß das Deutſche Reich ein nationaler Einheitsſtaat iſt, 
in dem es nur eine einzige — die vom Willen der ganzen 
Nation getragene Zentralgewalt gibt. Zur Frage der neu 
ins Leben gerufenen Wirtſchaftskammern äußern ſich der Leiter 
der Reichswirtſchaſtskammer Hecker und Staatsrat Rein ; 
hart, der Leiter der Wirtſchaftskammer für den Wirtſchafts. 
bezirk Brandenburg und Präſident der Induftrie- und Handels- 
kammer Berlin. Die folgende Gruppe von Aufſätzen beſchäf⸗ 
tigt ſich mit den ſpeziellen Fragen der Berlin- Brandenburger 
Wirtſchaft. Sämtliche Zweige der Berliner Wirtſchaft finden 
eine eingehende Behandlung, und es wird gezeigt, in welchem 
Verhältnis die Berliner Wirtſchaft zu der irtſchaft des 
Reiches ſteht, und welche Auslandsbeziehungen fie fich 5. 
ſchaffen hat. Die Aufgaben des Reichskommiſſars für Preis- 
überwachung finden ihre Darſtellung durch Reichskommiſſar 
Dr. Goerdeler. In der nun folgenden Gruppe finden die 
Verkehrsfragen ihre Behandlung: Aber Fremdenverkehr ſchreibt 
Stadtrat Engel. Eine weitere Gruppe von Abhandlungen 
beſchäſtigt ſich mit Fragen der öffentlichen Auftragserteilung 
und des Beſchaffungsweſens. 

Es folgt nunmehr eine Reihe von Auſſätzen über hervor⸗ 
ragend wichtige Einzelfragen des wirtſchaftlichen und ſozialen 
Lebens unter beſonderer Berückſichtigung der Berhältniſſe in 
der Berlin⸗Brandenburger Wirtſchaft. Aber Berlins Aus- 
ſtellungen und Fachmeſſen ſchreibt Oberbürgermeiſter Dr. 
Sahm. Zwei weitere grundlegende Aufſätze behandeln die 
Themen: „Treuhänder der Arbeit in Berlin⸗ Brandenburg“ 
(Dr. Daeſchner) und „Der Sinn des Neubaues der So- 
zialverſicherung“ (Staatsſekretär Dr. Krohn). Die Sonder- 
nummer findet ihren Abſchluß mit der Erörterung der für die 
nationalſozialiſtiſche Wirtſchaft ſo bedeutungsvollen Frage des 
Nachwuchſes in der Wirtſchaft. Zunächſt macht Syndikus 
Dipl.⸗Kim. Lorenz grundſätzliche Ausführungen über Wirt- 
ſchaft und Führernachwuchs und kommt zu dem Ergebnis, daß 
der Führergedanke in der Wirtſchaft nur auf dem Wege einer 
ſyſtematiſchen Erziehung mit dem Ziele der Leiſtungsſteigerung 
verwirklicht werden könnte. Den Abſchluß bildet ein Aufiad 
von Dr. Hummel, Leiter des Sozialamtes des BNS ., 
mit dem Thema: „Der Rechtswahrer und ſeine Funktionen im 
Wirtſchaftskörper.“ . 


Konkursordnung, Anfechtungsgeſetz, Vergleichsordnung, Zwangs⸗ 
verſteigerungsgeſetz. Textausgabe mit Verweiſungen und 
Sachregiſter nach dem Stande der Geſetzgebung vom 
1. April 1935 (Sammlung deutſcher Geſetze Band 172). 
1935. Deutſches Druck und Verlagshaus G. m. b. H., 
Mannheim-Berlin-Leipzig. 
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Es handelt ſich hierbei um eine überſichtliche Textausgabe 
der Konkursordnung, der Vergleichsordnung, des Anfechtungs⸗ 
geſetzes und des u e e nach dem Stande 
vom 1. April 1935. Einige wichtige Nebengeſetze find einge ⸗ 
fügt. Das kleine Buch iſt handlich und überſichtlich geordnet. 
Es gibt jo die Möglichkeit, in Frage kommende Geſetzes⸗ 
beſtimmungen raſch aufzufinden und durchzuleſen. 

Amtsgerichtsrat Behner. 


Die Fälſchung nach dem neuen Wechſel. und Scheckrecht. Von 
Dr. iur. Hans Schumann, Dozent an der Aniverſität 
Marburg. Carl Heymanns Verlag, Berlin. 1935. 

Die Schrift unterſucht in ſehr gründlicher Weiſe alle mit 
der Fälſchung im Wechſel⸗ und Scheckrecht zuſammenhängen⸗ 
den Probleme und prüſt die Haftung aller in Betracht kom⸗ 
menden Perſonen. Wertvoll iſt die gründliche Klarſtellung, 
was als Fälſchung oder Verfälſchung anzuſehen iſt. Bei allen 
Fragen iſt, was der Titel nicht zum Ausdruck bringt, die Ver⸗ 
bindung mit dem früheren Recht hergeſtellt. Die Abhandlung 
kann, namentlich auch wegen ihrer überſichtlichen Gliederung, 
allen, die ſich über dieſe Fragen unterrichten wollen, emp⸗ 
fohlen werden. Oberlandesgerichtsrat Dr. Münzel, Kaſſel. 


Die Prüfung der Einheitswertbeſcheide für bebaute Grundſtücke 
und Baugelände. Von Ernft Dziegalowſki, Mi- 
Mels 60 5 h R. 135. Carl Heymanns Verlag, Berlin. 

reis B 

Die Finanzämter haben mit der Zuſtellung der Einheitswert- 
beſcheide 1935 über die Bewertung des Grundbeſitzes nach 
dem Stande vom 1. Januar 1935 begonnen. Die Einheits⸗ 
werte ſind vorausſichtlich für ſechs Jahre die maßgebliche Be⸗ 
ſteuerungsgrundlage für die Vermögensſteuer des Reiches, für 
die Grund- und Gewerbeſteuer der Länder und Gemeinden, 
für die Erbſchaftſteuer und die Grunderwerbſteuer in den nach 
dem 1. Januar 1935 eintretenden Steuerfällen. 

Den Grundeigentümern tft nur einmal Gelegenheit ge- 

a durch Einlegung eines Rechtsmittels innerhalb der 

ierfür vorgeſehenen Friſt eine Anderung der Bewertung ber- 
beizuführen. 
und ihrer Intereſſenvertretungen hinaus wird das 
bei Rechtsanwälten, Notaren, Gerichten uſw. Anklan, 
weil es die ſich aus der neuen Materie ergebenden 
fragen beſeitigt. 


Wehrgeſetz und Wehrmacht von Oberſtleutnant Dr. Stuhl ; 
mann und Helmut Stange, Referent an der Aka- 
demie für Deutſches est: 

Das handliche Buch enthält die wichtigſten Geſetze, die die 

Wehrmacht betreffen, und das Arbeitsdienſtgeſetz. Das Wehr- 

geſetz iſt darin gemäß feiner Bedeutung als natio- 

nalſozialiſtiſches Grundgeſetz kurz und treffend 
erläutert. Leſenswert ſind insbeſondere die vorangeſtellten 

Abriſſe über die Entwicklungsgeſchichte der deutſchen Wehr ⸗ 

macht und der allgemeinen Wehrpflicht, über die Wehrmacht 

im nationalſozialiſtiſchen Staat und über die Militärgerichts- 

barkeit. Jedem, der mit der Wehrgeſetzgebung zu arbeiten 

hat, kann das Werk als ein zuverläſſiger Ratgeber vorbehaltlos 
empfohlen werden. 
Kriegsgerichtsrat Dr. Hülle, Weimar. 


Strafgeſetzbuch. Textausgabe mit Einarbeitung der zur Er- 
gänzung des Strafgeſetzbuchs ergangenen Geſetze und 
Verordnungen (Stand vom 1. September 1935). Von 
Geh. Regierungsrat Dr. Schäfer, Miniſterialdirigent im 
Neichsjuſtizminiſterium. Vierte Auflage. 1935. Verlag 
Franz Vahlen in Berlin WI, Linkſtr. 16. Preis 1,70 RM. 

Die 4. Auflage dieſes beſtens eingeführten Büchleins gibt 
einen zuverläſſigen Text des Strafgeſetzbuchs und der zu ſeiner 

Ergänzung ergangenen Geſetze und Verordnungen nach dem 

Stande vom 1. September 1935. Es enthält auch viele Ver 

weiſungen, z. B. über die Geltung der einzelnen Vorſchriften 

im Saarland. Das Büchlein wird, wie die früheren Auf- 

lagen, Praktikern und Studenten ein brauchbares Hilfsmittel 

bei der täglichen Arbeit ſein. . 


Strafgeſetzbuch. Textausgabe mit Verweiſungen und Sach- 
verzeichnis. 3. Auflage München und Berlin 1832 
C. H. Beck. 180 RM. 

Die am 1. September in Kraft getretenen Anderungen find 
in der neuen Auflage ſorgfältig eingearbeitet und mit kurzen 
Verweiſungen verſehen. Der Anhang bringt, vollſtändig neu⸗ 
bearbeitet, die für den täglichen Gebrauch unentbehrlichen ftraf- 
rechtlichen Nebengeſetze. Ein ausführliches Sachverzeichnis er 


ber den großen Kreis der Grundeigentümer 
uch auch 
finden, 
weifels · 


leichtert die Benutzung. 


